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Einleitung und Zusammenfassung

Die Fortschrittsberichte der Bundesregierung zur Lage in Afghanistan dienen der Unterrichtung des Deutschen
Bundestages. Die in Afghanistan engagierten Ressorts – vor allem Auswärtiges Amt (AA), Bundesministerium
des Innern (BMI), Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) und Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) – erstellen die Berichte gemeinsam unter Leitung des Sonderbeauf-
tragten der Bundesregierung für Afghanistan und Pakistan, Botschafter Dr. Michael Koch. In ihrem ersten Fort-
schrittsbericht hatte die Bundesregierung im Dezember 2010 eine Bestandsaufnahme und Kursbestimmung des
deutschen Engagements in Afghanistan vorgenommen. Seitdem hat sie jährlich im Sommer einen Zwischenbe-
richt sowie im Winter einen umfassenden Fortschrittsbericht vorgelegt. Der vorliegende Bericht enthält das
aktuelle Lagebild zu Jahresanfang 2014 und einen Ausblick auf bevorstehende Ereignisse. Er gliedert sich nach
bisherigem Muster in die drei zentralen Schwerpunkte des internationalen Engagements in Afghanistan: Sicher-
heit, Regierungsführung und Entwicklung.

Vor Afghanistan liegt ein ereignisreiches Jahr: Am 5. April 2014 bzw. in einer ggf. darauf folgenden Stichwahl
werden die Afghaninnen und Afghanen einen neuen Präsidenten wählen. Zeitgleich finden landesweit Wahlen
zu den Provinzräten statt. Im Juli 2013 wurden mit der Verabschiedung des Wahl- und des Wahlstrukturgeset-
zes die dazu notwendigen rechtlichen Grundlagen geschaffen. Die Vorbereitung der Wahlen ist auf einem guten
Stand und weiter vorangeschritten als zum vergleichbaren Zeitpunkt vor der Wahl 2009.

Mit der Veröffentlichung der endgültigen Liste von elf Kandidaten für das Amt des Präsidenten hat am
20. November 2013 der Wahlkampf begonnen. Er verläuft bisher fair. Darüber wachen nationale und internati-
onale Wahlbeobachtungsteams. Auch Deutschland und die Europäische Union werden Wahlbeobachter und -
beobachterinnen nach Afghanistan entsenden. So soll sichergestellt werden, dass die Wahlen glaubwürdig,
transparent und unter Einbeziehung aller relevanten gesellschaftlichen und ethnischen Gruppen verlaufen und
zu einem Wahlergebnis führen, das von der Mehrheit der Afghaninnen und Afghanen als legitim angesehen
wird. Von entscheidender Bedeutung wird die konsequente Umsetzung des Sicherheitskonzepts sein, um unge-
hinderten Zugang zu den Wahllokalen, insbesondere auch für Frauen, zu ermöglichen.

An die Wahlen wird sich eine Phase der Regierungsbildung anschließen, die angesichts der noch ungefestigten
Verfahren längere Zeit in Anspruch nehmen kann. Zugleich bereiten sich die Afghanischen Nationalen Sicher-
heitskräfte (Afghan National Security Forces, ANSF) auf den Abschluss der Transition – d. h. der vollständigen
und landesweiten Übernahme der Sicherheitsverantwortung von der Internationalen Sicherheitsunterstützungs-
truppe (International Security Assistance Force, ISAF) am 31. Dezember 2014 vor. Diese doppelte Herausfor-
derung unterstreicht, wie wichtig der Beistand der Staatengemeinschaft im laufenden Jahr sein wird.

Die internationale Gemeinschaft ist darauf vorbereitet. Sie hat sich bereit erklärt, die ANSF auch nach 2014
durch Ausbildung, Beratung und Unterstützung im Rahmen der NATO-Mission Resolute Support zu unterstüt-
zen. Diese neue Mission trägt mit dem Schwerpunkt auf Beratung und Unterstützung der afghanischen Ent-
scheidungsträger bei der Wahrnehmung der Sicherheitsverantwortung für ihr Land einen gänzlich anderen Cha-
rakter, denn sie ist kein Kampfeinsatz mehr. Deutschland ist bereit, als sogenannte Rahmennation im Norden
und zweitgrößter Truppensteller besondere Verantwortung zu übernehmen, die sich aus unserer Verbundenheit
mit dem afghanischen Volk, unseren eigenen sicherheitspolitischen Interessen und unserem festen Willen zur
Bewahrung des in zwölf Jahren Afghanistan-Einsatz Erreichten herleitet. Insgesamt sollen etwa 600 bis 800
deutsche Soldatinnen und Soldaten für zunächst zwei Jahre in Nordafghanistan und in Kabul Dienst tun. Dieser
künftige Einsatz steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung durch den Deutschen Bundestag. Der Einsatz soll –
so wie dies bereits in Resolution 2120 (2013) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen angelegt ist – auf einer
neuen Resolution des VN-Sicherheitsrats zu Afghanistan beruhen. Außerdem knüpft Deutschland seine Bereit-
schaft zur Entsendung von Soldatinnen und Soldaten an weitere Voraussetzungen wie die hinreichende Beteili-
gung zusätzlicher Partner sowie eine förmliche Einladung durch die afghanische Regierung, einhergehend mit
einem zwischen der NATO und Afghanistan vereinbarten Truppenstatut.

Zugleich stellt sich die internationale Gemeinschaft auch mit Blick auf die zivile Unterstützung Afghanistans
neu auf, um dem veränderten Umfeld in Afghanistan nach 2014 und den nach wie vor schwierigen Aufgaben
dort gerecht zu werden. Auch der Frage der Sicherheit des zivilen Personals wird dabei große Bedeutung zu-
kommen. Deutschland wird bis mindestens 2016 weiterhin jährlich bis zu 430 Mio. Euro im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit mit Afghanistan ausgeben.
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EinleitungundZusammenfassung

DieFortschrittsberichtederBundesregierungzurLageinAfghanistandienenderUnterrichtungdesDeutschen
Bundestages.DieinAfghanistanengagiertenRessorts–vorallemAuswärtigesAmt(AA),Bundesministerium
desInnern(BMI),BundesministeriumderVerteidigung(BMVg)undBundesministeriumfürwirtschaftliche
ZusammenarbeitundEntwicklung(BMZ)–erstellendieBerichtegemeinsamunterLeitungdesSonderbeauf-
tragtenderBundesregierungfürAfghanistanundPakistan,BotschafterDr.MichaelKoch.InihremerstenFort-
schrittsberichthattedieBundesregierungimDezember2010eineBestandsaufnahmeundKursbestimmungdes
deutschenEngagementsinAfghanistanvorgenommen.SeitdemhatsiejährlichimSommereinenZwischenbe-
richtsowieim WintereinenumfassendenFortschrittsberichtvorgelegt.DervorliegendeBerichtenthältdas
aktuelleLagebildzuJahresanfang2014undeinenAusblickaufbevorstehendeEreignisse.Ergliedertsichnach
bisherigemMusterindiedreizentralenSchwerpunktedesinternationalenEngagementsinAfghanistan:Sicher-
heit,RegierungsführungundEntwicklung.

VorAfghanistanliegteinereignisreichesJahr:Am5.April2014bzw.ineinerggf.darauffolgendenStichwahl
werdendieAfghaninnenundAfghaneneinenneuenPräsidentenwählen.ZeitgleichfindenlandesweitWahlen
zudenProvinzrätenstatt.ImJuli2013wurdenmitderVerabschiedungdesWahl-unddesWahlstrukturgeset-
zesdiedazunotwendigenrechtlichenGrundlagengeschaffen.DieVorbereitungderWahlenistaufeinemguten
StandundweitervorangeschrittenalszumvergleichbarenZeitpunktvorderWahl2009.

MitderVeröffentlichungderendgültigenListevonelfKandidatenfürdasAmtdesPräsidentenhatam
20.November2013derWahlkampfbegonnen.Erverläuftbisherfair.Darüberwachennationaleundinternati-
onaleWahlbeobachtungsteams.AuchDeutschlandunddieEuropäischeUnionwerdenWahlbeobachterund-
beobachterinnennachAfghanistanentsenden.Sosollsichergestelltwerden,dassdie Wahlenglaubwürdig,
transparentundunterEinbeziehungallerrelevantengesellschaftlichenundethnischenGruppenverlaufenund
zueinem Wahlergebnisführen,dasvonderMehrheitderAfghaninnenundAfghanenalslegitimangesehen
wird.VonentscheidenderBedeutungwirddiekonsequenteUmsetzungdesSicherheitskonzeptssein,umunge-
hindertenZugangzudenWahllokalen,insbesondereauchfürFrauen,zuermöglichen.

AndieWahlenwirdsicheinePhasederRegierungsbildunganschließen,dieangesichtsdernochungefestigten
VerfahrenlängereZeitinAnspruchnehmenkann.ZugleichbereitensichdieAfghanischenNationalenSicher-
heitskräfte(AfghanNationalSecurityForces,ANSF)aufdenAbschlussderTransition–d.h.dervollständigen
undlandesweitenÜbernahmederSicherheitsverantwortungvonderInternationalenSicherheitsunterstützungs-
truppe(InternationalSecurityAssistanceForce,ISAF)am31.Dezember2014vor.DiesedoppelteHerausfor-
derungunterstreicht,wiewichtigderBeistandderStaatengemeinschaftimlaufendenJahrseinwird.

DieinternationaleGemeinschaftistdaraufvorbereitet.Siehatsichbereiterklärt,dieANSFauchnach2014
durchAusbildung,BeratungundUnterstützungimRahmenderNATO-MissionResoluteSupportzuunterstüt-
zen.DieseneueMissionträgtmitdemSchwerpunktaufBeratungundUnterstützungderafghanischenEnt-
scheidungsträgerbeiderWahrnehmungderSicherheitsverantwortungfürihrLandeinengänzlichanderenCha-
rakter,dennsieistkeinKampfeinsatzmehr.Deutschlandistbereit,alssogenannteRahmennationimNorden
undzweitgrößterTruppenstellerbesondereVerantwortungzuübernehmen,diesichausunsererVerbundenheit
mitdemafghanischenVolk,unsereneigenensicherheitspolitischenInteressenundunseremfestenWillenzur
BewahrungdesinzwölfJahrenAfghanistan-EinsatzErreichtenherleitet.Insgesamtsollenetwa600bis800
deutscheSoldatinnenundSoldatenfürzunächstzweiJahreinNordafghanistanundinKabulDiensttun.Dieser
künftigeEinsatzstehtunterdemVorbehaltderZustimmungdurchdenDeutschenBundestag.DerEinsatzsoll–
sowiediesbereitsinResolution2120(2013)desSicherheitsratsderVereintenNationenangelegtist–aufeiner
neuenResolutiondesVN-SicherheitsratszuAfghanistanberuhen.AußerdemknüpftDeutschlandseineBereit-
schaftzurEntsendungvonSoldatinnenundSoldatenanweitereVoraussetzungenwiediehinreichendeBeteili-
gungzusätzlicherPartnersowieeineförmlicheEinladungdurchdieafghanischeRegierung,einhergehendmit
einemzwischenderNATOundAfghanistanvereinbartenTruppenstatut.

ZugleichstelltsichdieinternationaleGemeinschaftauchmitBlickaufdiezivileUnterstützungAfghanistans
neuauf,umdemverändertenUmfeldinAfghanistannach2014unddennachwievorschwierigenAufgaben
dortgerechtzuwerden.AuchderFragederSicherheitdeszivilenPersonalswirddabeigroßeBedeutungzu-
kommen.Deutschlandwirdbismindestens2016weiterhinjährlichbiszu430Mio.EuroimRahmenderEnt-
wicklungszusammenarbeitmitAfghanistanausgeben.
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Die internationale zivile Hilfe für Afghanistan ist an Bedingungen geknüpft, die seit 2012 im sogenannten To-
kyo Mutual Accountability Framework (TMAF) festgeschrieben sind. Eine erste Überprüfungskonferenz am
3. Juli 2013 stellte Fortschritte bei der Umsetzung dieser Verpflichtungen durch Afghanistan fest; weitere Ver-
pflichtungen wurden seitdem erfüllt. Allerdings ist die Entschlossenheit der afghanischen Regierung, zum Bei-
spiel bei der Bekämpfung der Korruption, der Größe der Aufgaben bisher nicht angemessen. Die internationale
Gemeinschaft plant daher noch vor den Wahlen 2014 ein weiteres Treffen zu diesem Thema.

Ein zentraler Punkt des internationalen Engagements in Afghanistan bleibt die Verbesserung der Menschen-
rechtslage, gerade auch von Frauen und Mädchen. Die deutsche Außen- und Entwicklungspolitik in Afghanis-
tan unterstützt daher konsequent die Durchsetzung der universalen Menschenrechte und die Förderung einer
gesellschaftspolitischen Modernisierung Afghanistans.

Afghanistan besitzt im regionalen Vergleich eine sehr vielfältige Medienlandschaft. Teile der afghanischen
Medien leisten, insbesondere in Kabul, eine ausgesprochen regierungs-kritische Berichterstattung. Obwohl die
Medienfreiheit in der afghanischen Verfassung verankert ist, sind Drohungen gegen die Presse durch Parlamen-
tarier, Ministerien, lokale Machthaber und Sicherheitsorgane an der Tagesordnung. Einschränkungen ergeben
sich außerdem aus einer konservativen Medienpolitik und der strengen Beachtung des islamischen Regelwerks.
Gleichzeitig nimmt aber auch die Selbstorganisation der Branche zu, so dass die Medien verstärkt eigene Inte-
ressen durchsetzen können. Insgesamt betrachtet, ist Afghanistan auf dem Pressefreiheitsindex der Organisation
Reporter ohne Grenzen seit 2011 um 22 Plätze auf Rang 128 gestiegen.1

Die Vereinten Nationen diskutieren über die künftige Rolle
der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Afgha-
nistan (United Nations Assistance Mission in Afghanistan,
UNAMA), die Befugnisse des Sondergesandten des General-
sekretärs und die Präsenz von UNAMA außerhalb von Ka-
bul. Deutschland unterstützt eine starke VN-Mission in Af-
ghanistan und hat in der Internationalen Kontaktgruppe zu
Afghanistan dazu frühzeitig eine Debatte angestoßen.

Auch in der Europäischen Union wurde eine Strategiediskus-
sion zu Afghanistan begonnen. Auf maßgeblich deutsche
Initiative hat der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) im
Dezember 2013 ein Diskussionspapier vorgelegt, das eine
Konzentration der EU auf vier Hauptaufgaben vorsieht: (1)
Herstellung von Sicherheit, (2) Stärkung demokratischer
Strukturen, (3) Förderung von Wirtschaftswachstum und (4)
Förderung von Rechtsstaatlichkeit sowie Stärkung von Men-
schenrechten, insbesondere Frauenrechten.

Außerdem wird die EU nicht zuletzt wegen ihres umfangrei-
chen entwicklungspolitischen Engagements in Afghanistan
die Umsetzung der Verpflichtungen aus den Tokioter Ver-
einbarungen von 2012 besonders genau beobachten.

Neben der Planung für Resolute Support treibt die NATO die
Anpassung ihrer zivil-militärischen Zusammenarbeit mit

Afghanistan voran, die mit der gemeinsamen Erklärung über eine Dauerhafte Partnerschaft (Enduring
Partnership) zwischen der NATO und Afghanistan am 20. November 2010 auf eine feste vertragliche Grundla-
ge gestellt worden war. Mit Abschluss der Transition Ende 2014 wird sich diese Partnerschaft unter den Bedin-
gungen eines vollständig souveränen Afghanistans bewähren müssen.

Die Sicherheitslage bleibt angespannt. Die regierungsfeindlichen Kräfte (RFK) sind weiterhin in der Lage, in
allen Landesteilen Anschläge zu verüben. Die weit überwiegende Zahl der zivilen Opfer des Konflikts in Af-
ghanistan geht auf ihr Konto. 2013 hat aber auch deutlich gezeigt: Die ANSF nehmen ihre Verantwortung wahr
und stellen sich der Herausforderung durch die RFK. So sicherten die ANSF zum Beispiel im November 2013
die Große Ratsversammlung (Loya Jirga) in Kabul mit über 3.000 Teilnehmern wirkungsvoll. Drohungen der
RFK gegen die Versammlung blieben folgenlos. Die ANSF haben allerdings im Kampf gegen die RFK weiter-

1 https://www.reporter-ohne-grenzen.de/fileadmin/rte/docs/2013/130129_Asia_ENG.pdf; vom 04.12.2013.

Die Internationale Kontaktgruppe der
Sonderbeauftragten für Afghanistan

Die Internationale Kontaktgruppe vereint
Vertreter von mehr als fünfzig Staaten und
internationalen Organisationen wie den Ver-
einten Nationen, der Europäischen Union, der
NATO oder der Organisation für islamische
Zusammenarbeit (OIC). Sie treten mehrmals
jährlich unter dem Vorsitz des Sonderbeauf-
tragten der Bundesregierung für Afghanistan
und Pakistan, Botschafter Dr. Michael Koch,
zusammen. Die afghanische Regierung ist
stets auf hoher Ebene vertreten und nimmt zu
aktuellen Themen Stellung. Bei den letzten
beiden Treffen in New York (20. September
2013) und Neu-Delhi (16. Januar 2014) disku-
tierten die Teilnehmer unter anderem den
Stand der Vorbereitungen für die Wahlen
2014, die Zukunft der VN-Unterstützungs-
mission in Afghanistan (UNAMA), die Lage
der afghanischen Frauen und Mädchen und
Fragen der regionalen Zusammenarbeit, auch
mit Blick auf die Wirtschaftsentwicklung.
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DieinternationalezivileHilfefürAfghanistanistanBedingungengeknüpft,dieseit2012imsogenanntenTo-
kyoMutualAccountabilityFramework(TMAF)festgeschriebensind.EineersteÜberprüfungskonferenzam
3.Juli2013stellteFortschrittebeiderUmsetzungdieserVerpflichtungendurchAfghanistanfest;weitereVer-
pflichtungenwurdenseitdemerfüllt.AllerdingsistdieEntschlossenheitderafghanischenRegierung,zumBei-
spielbeiderBekämpfungderKorruption,derGrößederAufgabenbishernichtangemessen.Dieinternationale
GemeinschaftplantdahernochvordenWahlen2014einweiteresTreffenzudiesemThema.

EinzentralerPunktdesinternationalenEngagementsinAfghanistanbleibtdieVerbesserungderMenschen-
rechtslage,geradeauchvonFrauenundMädchen.DiedeutscheAußen-undEntwicklungspolitikinAfghanis-
tanunterstütztdaherkonsequentdieDurchsetzungderuniversalenMenschenrechteunddieFörderungeiner
gesellschaftspolitischenModernisierungAfghanistans.

AfghanistanbesitztimregionalenVergleicheinesehrvielfältige Medienlandschaft.Teilederafghanischen
Medienleisten,insbesondereinKabul,eineausgesprochenregierungs-kritischeBerichterstattung.Obwohldie
MedienfreiheitinderafghanischenVerfassungverankertist,sindDrohungengegendiePressedurchParlamen-
tarier,Ministerien,lokaleMachthaberundSicherheitsorganeanderTagesordnung.Einschränkungenergeben
sichaußerdemauseinerkonservativenMedienpolitikundderstrengenBeachtungdesislamischenRegelwerks.
GleichzeitignimmtaberauchdieSelbstorganisationderBranchezu,sodassdieMedienverstärkteigeneInte-
ressendurchsetzenkönnen.Insgesamtbetrachtet,istAfghanistanaufdemPressefreiheitsindexderOrganisation
ReporterohneGrenzenseit2011um22PlätzeaufRang128gestiegen.1

DieVereintenNationendiskutierenüberdiekünftigeRolle
derUnterstützungsmissionderVereintenNationeninAfgha-
nistan(UnitedNationsAssistance MissioninAfghanistan,
UNAMA),dieBefugnissedesSondergesandtendesGeneral-
sekretärsunddiePräsenzvonUNAMAaußerhalbvonKa-
bul.DeutschlandunterstützteinestarkeVN-MissioninAf-
ghanistanundhatinderInternationalenKontaktgruppezu
AfghanistandazufrühzeitigeineDebatteangestoßen.

AuchinderEuropäischenUnionwurdeeineStrategiediskus-
sionzuAfghanistanbegonnen.Auf maßgeblichdeutsche
InitiativehatderEuropäischeAuswärtigeDienst(EAD)im
Dezember2013einDiskussionspapiervorgelegt,daseine
KonzentrationderEUaufvierHauptaufgabenvorsieht:(1)
HerstellungvonSicherheit,(2)Stärkungdemokratischer
Strukturen,(3)FörderungvonWirtschaftswachstumund(4)
FörderungvonRechtsstaatlichkeitsowieStärkungvonMen-
schenrechten,insbesondereFrauenrechten.

AußerdemwirddieEUnichtzuletztwegenihresumfangrei-
chenentwicklungspolitischenEngagementsinAfghanistan
dieUmsetzungderVerpflichtungenausdenTokioterVer-
einbarungenvon2012besondersgenaubeobachten.

NebenderPlanungfürResoluteSupporttreibtdieNATOdie
Anpassungihrerzivil-militärischen Zusammenarbeit mit

Afghanistanvoran,die mitdergemeinsamenErklärungübereine DauerhaftePartnerschaft(Enduring
Partnership)zwischenderNATOundAfghanistanam20.November2010aufeinefestevertraglicheGrundla-
gegestelltwordenwar.MitAbschlussderTransitionEnde2014wirdsichdiesePartnerschaftunterdenBedin-
gungeneinesvollständigsouveränenAfghanistansbewährenmüssen.

DieSicherheitslagebleibtangespannt.DieregierungsfeindlichenKräfte(RFK)sindweiterhininderLage,in
allenLandesteilenAnschlägezuverüben.DieweitüberwiegendeZahlderzivilenOpferdesKonfliktsinAf-
ghanistangehtaufihrKonto.2013hataberauchdeutlichgezeigt:DieANSFnehmenihreVerantwortungwahr
undstellensichderHerausforderungdurchdieRFK.SosichertendieANSFzumBeispielimNovember2013
dieGroßeRatsversammlung(LoyaJirga)inKabulmitüber3.000Teilnehmernwirkungsvoll.Drohungender
RFKgegendieVersammlungbliebenfolgenlos.DieANSFhabenallerdingsimKampfgegendieRFKweiter-

1 https://www.reporter-ohne-grenzen.de/fileadmin/rte/docs/2013/130129_Asia_ENG.pdf;vom04.12.2013.

DieInternationaleKontaktgruppeder
SonderbeauftragtenfürAfghanistan

DieInternationale Kontaktgruppe vereint
VertretervonmehralsfünfzigStaatenund
internationalenOrganisationenwiedenVer-
eintenNationen,derEuropäischenUnion,der
NATOoderderOrganisationfürislamische
Zusammenarbeit(OIC).Sietretenmehrmals
jährlichunterdemVorsitzdesSonderbeauf-
tragtenderBundesregierungfürAfghanistan
undPakistan,BotschafterDr.MichaelKoch,
zusammen. Dieafghanische Regierungist
stetsaufhoherEbenevertretenundnimmtzu
aktuellenThemenStellung.Beidenletzten
beidenTreffeninNewYork(20.September
2013)undNeu-Delhi(16.Januar2014)disku-
tiertendieTeilnehmerunteranderemden
Standder Vorbereitungenfürdie Wahlen
2014,dieZukunftder VN-Unterstützungs-
missioninAfghanistan(UNAMA),dieLage
derafghanischenFrauenund Mädchenund
FragenderregionalenZusammenarbeit,auch
mitBlickaufdieWirtschaftsentwicklung.
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hin hohe Verluste zu beklagen. So fielen in den ersten elf Monaten des Jahres 2013 bereits rund 4.600 afghani-
sche Polizisten und Soldaten der Gewalt der RFK zum Opfer.

Die Bundesregierung bleibt der festen Ansicht, dass nur ein innerafghanischer Friedens- und Versöhnungspro-
zess zu dauerhaftem Frieden in Afghanistan führen kann. Umso bedauerlicher ist es, dass die kurzzeitige Öff-
nung eines Vertretungsbüros der Taliban in Katar (Juni 2013) nicht zur Aufnahme von Verhandlungen geführt
hat. Der afghanische Hohe Friedensrat setzt derzeit vor allem auf Pakistan als Vermittler.

Nur in einem friedlichen politischen Umfeld wird auch die Wirtschaft Afghanistans nachhaltig gedeihen kön-
nen. Sie steht mit dem bevorstehenden Abzug der ISAF-Truppen vor einer großen Herausforderung, denn die
Truppen sind nicht zuletzt auch ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. Umso wichtiger ist es, dass Afghanistan und
seine Nachbarn die regionale Integration mit Entschlossenheit vorantreiben. Der Istanbul- oder Heart-of-Asia-
Prozess ist gerade angesichts der oft schwierigen bilateralen Beziehungen in der Region ein beachtlicher Fort-
schritt, den Deutschland durch seine Mitarbeit an zwei vertrauensbildenden Maßnahmen unterstützt.

Mit der Anpassung des deutschen Engagements in Afghanistan verlieren zahlreiche unserer afghanischen Mit-
arbeiter ihre Arbeit. In einigen Fällen sind sie durch ihre bisherige Tätigkeit ins Visier der RFK geraten. Die
Bundesregierung stellt sich ihrer Verantwortung, ortsansässigen Mitarbeitern von Bundeswehr, deutscher Poli-
zei oder anderen staatlichen deutschen Stellen in Afghanistan zu helfen bzw. bei Feststellung einer konkreten
Gefährdung die Ausreise nach Deutschland zu ermöglichen.

I. Sicherheit

1. Sicherheitslage und Transition

Die Sicherheitslage weist regional deutliche Unterschiede auf. Die in den letzten Jahren erzielte Stabilisierung
war auch 2013 – insbesondere während der Hauptkampfsaison der RFK – regional unterschiedlich stark
ausgeprägten Herausforderungen ausgesetzt. Die ANSF nehmen die im Rahmen des Transitionsprozesses
übernommene Sicherheitsverantwortung inzwischen landesweit wahr. Sie sind derzeit trotz hoher personeller
Verluste und mancher fortbestehender Defizite in der Lage, zumindest eine „ausreichend kontrollierbare
Sicherheitslage“2 in den Bevölkerungszentren und entlang der bedeutsamen Verkehrsinfrastruktur zu
gewährleisten. In diesen Gebieten leben rund 80 Prozent der afghanischen Bevölkerung.

Die RFK stehen besonders in den urbanen Zentren und entlang der Hauptverbindungstraßen unter hohem Druck
der ANSF stellen aber nach wie vor eine erhebliche Bedrohung für Teile der Bevölkerung, die
Sicherheitskräfte, afghanische Regierungsorgane und Vertreter der internationalen Gemeinschaft dar. Eine
durchgreifende, landesweite Veränderung der Taktiken, Techniken und Vorgehensweisen der RFK ist trotz des
kontinuierlichen Rückgangs der direkten und unmittelbaren Beteiligung von ISAF an ANSF-Operationen bisher
nicht festzustellen. Die ANSF und Vertreter der afghanischen Regierung sind unverändert vorrangiges Ziel für
die RFK in der Absicht, das Vertrauen der Bevölkerung in die Leistungsfähigkeit des Staates landesweit zu
erschüttern. In einigen Gegenden war 2013 eine Konsolidierung der RFK zu erkennen. Insbesondere in den
ländlichen Gebieten der ostafghanischen Grenzprovinzen sowie in den traditionellen Kernräumen der RFK im
Süden bestehen weiterhin erhebliche bis hohe Bedrohungspotenziale. Die RFK haben aber trotz regional
teilweise stärkerer Aktivität bisher in den entscheidenden urbanen Regionen nicht die Initiative übernehmen
können.

Die ANSF kämpfen heute landesweit – im Norden bereits seit längerem – in der ersten Reihe gegen die RFK.
Wie bereits im vergangenen Jahr deutlich erkennbar, sind die ANSF daher deren vorrangiges Ziel und tragen
das größte Risiko im Kampf. In den ersten elf Monaten 2013 führte dies zu einer Verdopplung der Verluste der
ANSF im Vergleich zum Vorjahreszeitraum auf rund 4.600 Gefallene.3

Eine der Kernherausforderungen der ANSF bleibt die Sicherstellung der Flächenpräsenz in ländlichen Gebieten.
Hierbei erhalten die afghanische Polizei (Afghan National Police, ANP) und die afghanische Armee (Afghan
National Army, ANA) Unterstützung durch die afghanische Lokalpolizei (Afghan Local Police, ALP). Mit ihren
lokal verwurzelten und defensiv ausgerichteten Kräften trägt die ALP zumindest mittelfristig zur Stabilisierung
der Sicherheitslage auch abseits der Städte und Hauptstraßen bei. Die ALP wird daher von den RFK gezielt

2 Siehe hierzu Anlage zur Bewertungsmethodik und Kategorisierung der Sicherheitslage.
3 Details zu den ANSF siehe Kapitel 2.
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GefährdungdieAusreisenachDeutschlandzuermöglichen.
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warauch2013–insbesonderewährendderHauptkampfsaisonderRFK–regionalunterschiedlichstark
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gewährleisten.IndiesenGebietenlebenrund80ProzentderafghanischenBevölkerung.

DieRFKstehenbesondersindenurbanenZentrenundentlangderHauptverbindungstraßenunterhohemDruck
der ANSFstellenabernach wievoreineerhebliche Bedrohungfür Teileder Bevölkerung,die
Sicherheitskräfte,afghanischeRegierungsorganeundVertreterderinternationalenGemeinschaftdar.Eine
durchgreifende,landesweiteVeränderungderTaktiken,TechnikenundVorgehensweisenderRFKisttrotzdes
kontinuierlichenRückgangsderdirektenundunmittelbarenBeteiligungvonISAFanANSF-Operationenbisher
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DieANSFkämpfenheutelandesweit–imNordenbereitsseitlängerem–indererstenReihegegendieRFK.
WiebereitsimvergangenenJahrdeutlicherkennbar,sinddieANSFdaherderenvorrangigesZielundtragen
dasgrößteRisikoimKampf.IndenerstenelfMonaten2013führtedieszueinerVerdopplungderVerlusteder
ANSFimVergleichzumVorjahreszeitraumaufrund4.600Gefallene.3

EinederKernherausforderungenderANSFbleibtdieSicherstellungderFlächenpräsenzinländlichenGebieten.
HierbeierhaltendieafghanischePolizei(AfghanNationalPolice,ANP)unddieafghanischeArmee(Afghan
NationalArmy,ANA)UnterstützungdurchdieafghanischeLokalpolizei(AfghanLocalPolice,ALP).Mitihren
lokalverwurzeltenunddefensivausgerichtetenKräftenträgtdieALPzumindestmittelfristigzurStabilisierung
derSicherheitslageauchabseitsderStädteundHauptstraßenbei.DieALPwirddahervondenRFKgezielt

2 SiehehierzuAnlagezurBewertungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.
3 DetailszudenANSFsieheKapitel2.
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angegriffen und erleidet regelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichte zu Menschenrechts
ver
afghanische Polizei (ANP) sieht die Bundesregierung unverändert Bedarf zu einer verbesserten Kontrolle der
ALP durch die Führung der ANP. Deshalb wirbt die
die ANP. Voraussetzung dafür ist, dass sich die Ausbildung der ALP
staatliche Gewaltmonopol in Afghanistan zu stärken.

Stand: Dezember 2013

Die Bewertung

Die Anzahl der sicherheitsrelevanten Zwischenfälle (SRZ) als quantitativer Indikator sank in den ersten elf
Monaten 2013 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum land
Erfassung der SRZ erfolgt mittlerweile im Wesentlichen durch die ANSF. Ihre Verlässlichkeit kann von der
Bundesregierung nicht überprüft werden. Die reine SRZ
der Bewertung der Sicherheitslage.

Zivile Opfer werden durch die RFK weiterhin billigend in Kauf genommen und in vielen Fällen als Mittel der
Abschreckung
Nationen berichteten am 2. Oktober 2013, dass die Zahl der zivilen Opfer und Verwundeten in der ersten Hälfte
des Jahres 2013 im Vergleich zum Vorjahr um 16 Prozent gestiegen sei.
Opfer und 2.533 zivile Verletzte
Sprengvorrichtungen (
durch ANSF und/oder ausländische Streitkräfte getöteten Zivilisten paral
seit Beginn des ISAF
unter der Zivilbevölkerung.
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Angehörigen verbessert. Ziel ist es, das

der Sicherheitslage stützt sich auf eine Reihe von quantitativen und qualitativen Indikatoren:
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Einsatzes sank. Gleichwohl forderten militärische Luftoperationen weiterhin auch Opfer

vom 02.10.2013.

18/

angegriffen und erleidet regelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichte zu Menschenrechts
Angehörige als Folge einer unzureichenden Kontrolle durch die reguläre

afghanische Polizei (ANP) sieht die Bundesregierung unverändert Bedarf zu einer verbesserten Kontrolle der
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Einsatzes sank. Gleichwohl forderten militärische Luftoperationen weiterhin auch Opfer

vom 02.10.2013.

Deutscher

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
ver
afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

Stand:Dezember2013

DieBewertung

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Abschreckung
Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
Opferund2.533zivileVerletzte
Sprengvorrichtungen(
durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
seitBeginndesISAF
unterderZivilbevölkerung.
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http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&
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ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
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ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Abschreckung
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durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
seitBeginndesISAF
unterderZivilbevölkerung.

SiehehierzuAnlagezurBewert

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

Bundestag
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dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

Stand:Dezember2013

DieBewertung

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Abschreckung–
Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
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angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
letzungendurcheinzelneALP

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
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DieBewertungderSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.
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–trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
Opferund2.533zivileVerletzte
Sprengvorrichtungen(
durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
seitBeginndesISAF
unterderZivilbevölkerung.

SiehehierzuAnlagezurBewert

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

Bundestag

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
letzungendurcheinzelneALP

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
Opferund2.533zivileVerletzte
Sprengvorrichtungen(
durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
seitBeginndesISAF
unterderZivilbevölkerung.

SiehehierzuAnlagezurBewert

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

–18.

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
letzungendurcheinzelneALP

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
Opferund2.533zivileVerletzte
Sprengvorrichtungen(ImprovisedExplosiveDevices
durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
seitBeginndesISAF-Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer
unterderZivilbevölkerung.

SiehehierzuAnlagezurBewert

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

18.Wahlperiode

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
letzungendurcheinzelneALP

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
Opferund2.533zivileVerletzte

ImprovisedExplosiveDevices
durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal

Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer
unterderZivilbevölkerung.

SiehehierzuAnlagezurBewertungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

Wahlperiode

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
letzungendurcheinzelneALP

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
Opferund2.533zivileVerletzte

ImprovisedExplosiveDevices
durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal

Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer
unterderZivilbevölkerung.

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.
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Wahlperiode

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
letzungendurcheinzelneALP

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.
Opferund2.533zivileVerletzte.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon

ImprovisedExplosiveDevices
durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal

Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

Wahlperiode

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
letzungendurcheinzelneALP-AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ
derBewertungderSicherheitslage.

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
ImprovisedExplosiveDevices

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.
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Wahlperiode

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
ImprovisedExplosiveDevices

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
ImprovisedExplosiveDevices

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.
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angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
ImprovisedExplosiveDevices

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.
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angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.Deshalbwirbtdie
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
ImprovisedExplosiveDevices

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

–

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
ALPdurchdieFührungderANP.DeshalbwirbtdieBundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin
dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP
staatlicheGewaltmonopolinAfghanistanzustärken.

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
ImprovisedExplosiveDevices,IED)

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&
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angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumland
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
,IED)

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

–

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
Monaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumlandesweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die
ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
Bundesregierungnichtüberprüftwerden.DiereineSRZ-StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
,IED)

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
trotzgegenteiligerAussagenderafghanischenRFK-Führung

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

dieANP.Voraussetzungdafürist,dasssichdieAusbildungderALP-Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Führung

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparal
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ungsmethodikundKategorisierungderSicherheitslage.

http://www.unama.unmissions.org/Default.aspx?tabid=12254&ctl=Details&mid=15756&ItemID=37327&language=en

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Führung

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
desJahres2013imVergleichzumVorjahrum16Prozentgestiegensei.5UNAMAdokumentierte1.319zivile

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

durchANSFund/oderausländischeStreitkräftegetötetenZivilistenparallelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ItemID=37327&language=en

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Führung–

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ItemID=37327&language=en

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
–sogarangestrebt.Die

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvon
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ItemID=37327&language=en

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
sogarangestrebt.Die

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

.DieserAnstiegseiaufdieverstärkteNutzungvonbehelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ItemID=37327&language=en

Drucksache

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
sogarangestrebt.Die

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ItemID=37327&language=en

Drucksache

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
sogarangestrebt.Die

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ItemID=37327&language=en

Drucksache

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
sogarangestrebt.Die

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

ItemID=37327&language=en-US

Drucksache

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
sogarangestrebt.Die

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

US

Drucksache

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
sogarangestrebt.Die

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

vom02.10.2013.

Drucksache18/

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekr

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
sogarangestrebt.DieVereinten

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

vom02.10.2013.

18/

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
StatistikhatdahernureinegeringeAussagekraftbei

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Vereinten

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

vom02.10.2013.

18/466

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

derSicherheitslagestütztsichaufeineReihevonquantitativenundqualitativenIndikatoren:4

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
aftbei

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Vereinten

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

vom02.10.2013.

466

angegriffenunderleidetregelmäßig Verluste. Aufgrund wiederkehrender Berichtezu Menschenrechts-
AngehörigealsFolgeeinerunzureichendenKontrolledurchdiereguläre

afghanischePolizei(ANP)siehtdieBundesregierungunverändertBedarfzueinerverbessertenKontrolleder
BundesregierungweiterhinfüreineIntegrationderALPin

Angehörigenverbessert.Zielistes,das

DieAnzahldersicherheitsrelevantenZwischenfälle(SRZ)alsquantitativerIndikatorsankindenerstenelf
esweitleichtvonrund29.400aufrund27.800.Die

ErfassungderSRZerfolgtmittlerweileim WesentlichendurchdieANSF.IhreVerlässlichkeitkannvonder
aftbei

ZivileOpferwerdendurchdieRFKweiterhinbilligendinKaufgenommenundinvielenFällenalsMittelder
Vereinten

Nationenberichtetenam2.Oktober2013,dassdieZahlderzivilenOpferundVerwundetenindererstenHälfte
UNAMAdokumentierte1.319zivile

behelfsmäßighergestellten
durchdieRFKzurückzuführen,wobeidieZahlder

lelaufdenbisherniedrigstenStand
Einsatzessank.GleichwohlfordertenmilitärischeLuftoperationenweiterhinauchOpfer

vom02.10.2013.
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In manchen Landesteilen leidet die Bevölkerung nach
UNHCR-Angaben6 nach wie vor unter Bedrohung, Ein-
schüchterung, Erpressung, der Eintreibung illegaler Steuern
und Zwangsrekrutierungen durch die RFK sowie an
organisierter Kriminalität. Im Jahr 2013 wurden 36 (meist
afghanische) Entwicklungshelfer durch RFK oder Kriminelle
getötet. Die VN registrierte insgesamt 237 Übergriffe auf
zivile Helfer, davon 72 Entführungen. Die Zahl der Angriffe
gegen Mitarbeiter der afghanischen Justiz ist gestiegen.

Die Zahl der Binnenvertriebenen ist im Laufe des Jahres 2013
auf einen neuen Höchststand von 590.000 Personen bzw.
92.000 Familien gestiegen. Die Bundesregierung leistet im
Rahmen ihres Stabilisierungsprogramms humanitäre Hilfe.
Sie stimmt ihre Hilfsmaßnahmen eng mit den zuständigen
afghanischen Regierungsbehörden ab.

ISAF bleibt meist ein Gelegenheits- und Prestigeziel der
Angriffe und Anschläge der RFK. Die Anzahl der Gefallenen
in den Reihen der ISAF sank in den ersten elf Monaten 2013
im Vergleich zum Vorjahreszeitraum deutlich von 284 auf
125.

Innentäter-Angriffe7 sind weiterhin keine häufige, aber eine
ernstzunehmende Bedrohung. Nach dem Höchststand dieser
Angriffe im Sommer 2012 erfolgte ein Rückgang auf bisher
elf Innentäter-Angriffe mit 15 gefallenen und 36 verwundeten ISAF-Soldatinnen und Soldaten.8 Die Ursachen
dieser Angriffe sind unverändert vielschichtig. Die von Seiten der ANSF und ISAF ergriffenen
Gegenmaßnahmen zeigen positive Wirkung. Da die vertrauensvolle und persönliche Zusammenarbeit zwischen
ISAF und ANSF für die nachhaltige Ausbildung, Beratung und Unterstützung der ANSF erforderlich bleibt,
werden derartige Angriffe auch künftig nicht auszuschließen sein.

Eine zusammenfassende Betrachtung der Sicherheitssituation erlaubt es, von einer „ausreichend kontrollier–
baren Sicherheitslage“ in den Bevölkerungszentren und entlang der bedeutsamen Verkehrsinfrastruktur zu
sprechen. In diesen Gebieten leben rund 80 Prozent der afghanischen Bevölkerung. In der Hauptstadt Kabul ist
die Sicherheitslage durch die ANSF trotz einzelner medienwirksamer Anschläge und häufigen Hinweisen auf
Anschlagsplanungen unverändert „überwiegend kontrollierbar“. In den ländlichen – vorwiegend paschtunisch
geprägten – Gebieten im Osten und Süden herrscht hingegen eine „überwiegend nicht“ oder in einigen wenigen
Distrikten teilweise sogar eine „nicht kontrollierbare Sicherheitslage“. Dass ein potenziell verheerender
Selbstmordanschlag mit einer übergroßen Wirkladung von nahezu 30 t Explosivstoff in der ostafghanischen
Provinz Paktiya im Oktober 2013 verhindert werden konnte, unterstreicht sowohl die Wachsamkeit und
Kompetenz der ANSF als auch das regional weiterhin hohe Bedrohungspotenzial der RFK.

Im Zuge der vollständigen Übernahme der Sicherheitsverantwortung im Regionalkommando Nord zeigen die
dort eingesetzten ANSF eine intensive Operationstätigkeit. Bereits seit längerem bilden im Regionalkommando
Nord die Provinzen Badakhshan, Kundus, Baghlan und Faryab die Schwerpunkträume der seitens der ANSF
geplanten und durchgeführten Operationen. In einigen lokal begrenzten Bereichen gerade dieser Räume war in
diesem Jahr erwartungsgemäß eine Konsolidierung und erhöhte Aktivität der RFK, zum Teil mit
vorübergehenden Erfolgen, zu beobachten. Die ANSF im Regionalkommando Nord waren überwiegend in der
Lage, dieser Entwicklung mit eigenen Operationen zu begegnen. Infolge dieser Operationen, der RFK-
Aktivitäten und gewaltsamer Machtkämpfe stieg die Zahl der SRZ im Gegensatz zum landesweiten Trend im
Regionalkommando Nord in den ersten elf Monaten 2013 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum von rund 1.150
auf rund 1.650.

6 http://www.unhcr.de/fileadmin/user_upload/dokumente/02_unhcr/Afghanistan_Richtlinien2013dt.pdf, S. 16.
7 Unter dem hier verwendeten Begriff Innentäterangriff versteht man den Angriff eines Angehörigen der ANSF auf einen Soldaten oder zivilen

Mitarbeiter von ISAF.
8 Stand: 31.12.2013. Anschlags- und Opferzahlen wurden national im Detail verifiziert und weichen daher leicht von ISAF-Erhebungen ab.

Übergabe Kundus

Am 6. Oktober 2013 wurde die deutsche
Einsatzliegenschaft Kundus in Anwesenheit
der damaligen Bundesminister der Verteidi-
gung und des Auswärtigen an die afghani-
schen Sicherheitskräfte übergeben.

Mit dem Abzug der letzten deutschen Solda-
tinnen und Soldaten am 19. Oktober 2013
wurde die Übergabe plan-mäßig und ohne
Zwischenfälle abgeschlossen. Das ursprüng-
lich durch die USA gegründete Provincial
Reconstruction Team (PRT) in der Provinz-
hauptstadt war am 24. Oktober 2003 durch
die Bundeswehr übernommen worden. Es
war das größte PRT der ISAF in Afghanistan.
Die Einsatzliegenschaft Kundus dient heute
der Afghan National Army als wichtiger
Stützpunkt zur Aufrechterhaltung von Si-
cherheit und Ordnung in der Provinz Kundus.
Zusätzlich unterhält hier die Afghan National
Civil Order Police (ANCOP) mit Unterstüt-
zung der NATO Training Mission in Afgha-
nistan eine Ausbildungseinrichtung.
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In manchen Landesteilenleidet die Bevölkerung nach
UNHCR-Angaben6 nach wievorunter Bedrohung,Ein-
schüchterung,Erpressung,derEintreibungillegalerSteuern
und Zwangsrekrutierungen durch die RFK sowie an
organisierterKriminalität.ImJahr2013wurden36(meist
afghanische)EntwicklungshelferdurchRFKoderKriminelle
getötet.DieVNregistrierteinsgesamt237Übergriffeauf
zivileHelfer,davon72Entführungen.DieZahlderAngriffe
gegenMitarbeiterderafghanischenJustizistgestiegen.

DieZahlderBinnenvertriebenenistimLaufedesJahres2013
aufeinenneuenHöchststandvon590.000Personenbzw.
92.000Familiengestiegen.DieBundesregierungleistetim
RahmenihresStabilisierungsprogrammshumanitäre Hilfe.
SiestimmtihreHilfsmaßnahmenengmitdenzuständigen
afghanischenRegierungsbehördenab.

ISAFbleibt meistein Gelegenheits-undPrestigezielder
AngriffeundAnschlägederRFK.DieAnzahlderGefallenen
indenReihenderISAFsankindenerstenelfMonaten2013
imVergleichzumVorjahreszeitraumdeutlichvon284auf
125.

Innentäter-Angriffe7sindweiterhinkeinehäufige,abereine
ernstzunehmendeBedrohung.NachdemHöchststanddieser
AngriffeimSommer2012erfolgteeinRückgangaufbisher
elfInnentäter-Angriffemit15gefallenenund36verwundetenISAF-SoldatinnenundSoldaten.8DieUrsachen
dieser Angriffesind unverändert vielschichtig. Die von Seiten der ANSF undISAFergriffenen
GegenmaßnahmenzeigenpositiveWirkung.DadievertrauensvolleundpersönlicheZusammenarbeitzwischen
ISAFundANSFfürdienachhaltigeAusbildung,BeratungundUnterstützungderANSFerforderlichbleibt,
werdenderartigeAngriffeauchkünftignichtauszuschließensein.

EinezusammenfassendeBetrachtungderSicherheitssituationerlaubtes,voneiner„ausreichendkontrollier–
barenSicherheitslage“indenBevölkerungszentrenundentlangderbedeutsamenVerkehrsinfrastrukturzu
sprechen.IndiesenGebietenlebenrund80ProzentderafghanischenBevölkerung.InderHauptstadtKabulist
dieSicherheitslagedurchdieANSFtrotzeinzelnermedienwirksamerAnschlägeundhäufigenHinweisenauf
Anschlagsplanungenunverändert„überwiegendkontrollierbar“.Indenländlichen–vorwiegendpaschtunisch
geprägten–GebietenimOstenundSüdenherrschthingegeneine„überwiegendnicht“oderineinigenwenigen
Distriktenteilweisesogareine„nichtkontrollierbareSicherheitslage“. Dasseinpotenziellverheerender
Selbstmordanschlagmiteinerübergroßen Wirkladungvonnahezu30tExplosivstoffinderostafghanischen
ProvinzPaktiyaimOktober2013verhindertwerdenkonnte,unterstreichtsowohldie Wachsamkeitund
KompetenzderANSFalsauchdasregionalweiterhinhoheBedrohungspotenzialderRFK.

ImZugedervollständigenÜbernahmederSicherheitsverantwortungimRegionalkommandoNordzeigendie
dorteingesetztenANSFeineintensiveOperationstätigkeit.BereitsseitlängerembildenimRegionalkommando
NorddieProvinzenBadakhshan,Kundus,BaghlanundFaryabdieSchwerpunkträumederseitensderANSF
geplantenunddurchgeführtenOperationen.IneinigenlokalbegrenztenBereichengeradedieserRäumewarin
diesemJahrerwartungsgemäßeine Konsolidierungunderhöhte Aktivitätder RFK,zum Teil mit
vorübergehendenErfolgen,zubeobachten.DieANSFimRegionalkommandoNordwarenüberwiegendinder
Lage,dieserEntwicklung miteigenenOperationenzubegegnen.InfolgedieserOperationen,derRFK-
AktivitätenundgewaltsamerMachtkämpfestiegdieZahlderSRZimGegensatzzumlandesweitenTrendim
RegionalkommandoNordindenerstenelfMonaten2013imVergleichzumVorjahreszeitraumvonrund1.150
aufrund1.650.

6 http://www.unhcr.de/fileadmin/user_upload/dokumente/02_unhcr/Afghanistan_Richtlinien2013dt.pdf,S.16.
7 UnterdemhierverwendetenBegriffInnentäterangriffverstehtmandenAngriffeinesAngehörigenderANSFaufeinenSoldatenoderzivilen
MitarbeitervonISAF.

8 Stand:31.12.2013.Anschlags-undOpferzahlenwurdennationalimDetailverifiziertundweichendaherleichtvonISAF-Erhebungenab.

ÜbergabeKundus

Am6.Oktober2013 wurdediedeutsche
EinsatzliegenschaftKundusinAnwesenheit
derdamaligenBundesministerderVerteidi-
gungunddesAuswärtigenandieafghani-
schenSicherheitskräfteübergeben.

MitdemAbzugderletztendeutschenSolda-
tinnenundSoldatenam19.Oktober2013
wurdedieÜbergabeplan-mäßigundohne
Zwischenfälleabgeschlossen.Dasursprüng-
lichdurchdieUSAgegründeteProvincial
ReconstructionTeam(PRT)inderProvinz-
hauptstadtwaram24.Oktober2003durch
die Bundeswehrübernommen worden.Es
wardasgrößtePRTderISAFinAfghanistan.
DieEinsatzliegenschaftKundusdientheute
derAfghan National Army als wichtiger
Stützpunktzur AufrechterhaltungvonSi-
cherheitundOrdnunginderProvinzKundus.
ZusätzlichunterhälthierdieAfghanNational
CivilOrderPolice(ANCOP)mitUnterstüt-
zungderNATOTrainingMissioninAfgha-
nistaneineAusbildungseinrichtung.
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Besonderes Kennzeichen der Sicherheitslage im Regionalkommando Nord bleibt die enge Verstrickung von
RFK mit Kräften der Organisierten (Drogen-) Kriminalität [O(D)K], aber auch mit lokalen bzw. regionalen
Machthabern. Das führt zu einer schwer zu durchschauenden Gemengelage, geprägt von unterschiedlichen
Motiven, bei gelegentlich aber auch gemeinsamen Interessen von RFK und O(D)K. Beide Gruppen haben
Interesse an zeitlich und räumlich befristeter Zusammenarbeit bzw. der Duldung von Aktivitäten der jeweils
anderen Gruppe. Auch daher bleibt die Sicherheitslage im Regionalkommando Nord heterogen.

Entscheidend für Nordafghanistan ist, dass die ANSF in den bevölkerungsreichen Gebieten und entlang der
wichtigen Hauptverkehrsachsen eine „überwiegend kontrollierbare“ beziehungsweise in den Räumen mit
mittlerer und erheblicher Bedrohung eine zumindest „ausreichend kontrollierbare Sicherheitslage“
gewährleisten und damit ihre Schutzfunktion wahrnehmen konnten. Eine Ausnahme stellen die südwestlichen
Distrikte der Provinz Faryab dar, die tendenziell durch eine „überwiegend nicht kontrollierbare Sicherheitslage“
gekennzeichnet sind.

Transition

Die Übernahme der Sicherheitsverantwortung durch die afghanische Regierung schreitet planmäßig voran und
wird bis Ende 2014 abgeschlossen sein. Mit Bekanntgabe der fünften Tranche des Transitionsprozesses am
18. Juni 2013 durch Staatspräsident Karzai ist der Übergabeprozess in allen Distrikten des Landes eingeleitet
worden. Damit übernahmen die afghanischen Sicherheitskräfte die Führung aller Sicherheitsoperationen im
Land (sog. Milestone Event). ISAF nimmt nun eine Unterstützerrolle ein.

2. Leistungsfähigkeit und Finanzierung der Sicherheitskräfte

Afghanische Sicherheitskräfte (Afghan National Security Forces, ANSF)

Die aktuelle Stärke der ANSF beträgt mehr als 350.000 Soldaten und Polizisten. Ihr quantitativer Aufbau wurde
2013 fast abgeschlossen. Der Aufbau der Sicherheitskräfte verläuft damit weiter nach Plan. Die afghanischen
Streitkräfte haben im Jahr 2013 zum ersten Mal ihren eigenen Operationsplan erstellt, den sie nun erfolgreich
ausführen. Dieser Erfolg manifestiert sich auch darin, dass die RFK ihre mutmaßlichen operativen Ziele in Af-
ghanistan insgesamt erneut nicht erreichen konnten. Nach Jahren intensiver Unterstützung durch die Staaten-
gemeinschaft sind die ANSF zu einem weitgehend eigenständigen und leistungsfähigen Akteur geworden. Da-
mit wurden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die zukünftig in Afghanistan eingesetzten Soldatinnen
und Soldaten der NATO und ihrer Partner ihrer Rolle als Ausbilder, Berater und Unterstützer gerecht werden
können. Dennoch besteht auch aufgrund des raschen Aufwuchses der ANSF in einigen Bereichen noch erhebli-
cher Handlungsbedarf. Zu nennen sind hier die weitere Qualifizierung des Führungspersonals sowie die Hilfe
bei der Überwindung von Defiziten der ANA in den Bereichen Feuerunterstützung, Kampfmittelabwehr, medi-
zinische Versorgung, Lufttransport, Aufklärung, Logistik und Materialerhaltung. Voraussetzungen für eine
nachhaltig positive Entwicklung sind die kontinuierliche weitere Begleitung der Ausbildung und die fortgesetz-
te Unterstützung durch die internationale Gemeinschaft.

In Nordafghanistan liegt die Gesamtstärke der ANSF bei derzeit ca. 42.000 Polizisten und Soldaten. Mit der
Übergabe des deutschen Außenpostens OP North in der Provinz Baghlan im Juni und der Einsatzliegenschaft
Kundus im Oktober 2013 an die ANSF wurden weitere sichtbare Schritte auf dem Weg zur vollständigen Über-
nahme der Sicherheitsverantwortung durch die afghanischen Sicherheitskräfte in der Nordregion vollzogen.
Aktuell sind ISAF-Kräfte dort nur noch in zwei von neun Provinzen dauerhaft präsent.

Im Rahmen der militärischen Unterstützung im Regionalkommando Nord konzentrieren sich die deutschen
Anstrengungen weiterhin auf die afghanische Armee. Der Aufwuchs des 209. ANA-Korps wurde im zweiten
Halbjahr 2013 wie geplant fortgesetzt. Alle 29 Verbände dieses Korps sind nun vollständig aufgestellt. Im Ok-
tober 2013 verlegte mit dem Korpsfernmeldebataillon, der letzte noch fehlende Truppenteil, nach erfolgreichem
Abschluss seiner Ausbildung und Zertifizierung aus der Ausbildungseinrichtung in Kabul (Kabul Military Trai-
ning Center, KMTC) nach Masar-e Scharif. Nach eigener Bewertung sind rund 90 Prozent der Verbände dieses
Korps in der Lage, selbstständig oder mit Unterstützung durch ISAF-Mentoren ihre Operationen durchzuführen.
In Masar-e Scharif konzentriert sich die deutsche Unterstützung ab Ende des Jahres 2013 auf die weitere Be-
gleitung der Korps- bzw. Stabsebene der ANA und der ANP sowie die Begleitung der Pionierschule. Zukünftig
wird der Schwerpunkt des deutschen Beitrags auf der institutionellen Ausbildung an der ANA Logistikschule
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BesonderesKennzeichenderSicherheitslageimRegionalkommandoNordbleibtdieengeVerstrickungvon
RFKmitKräftenderOrganisierten(Drogen-)Kriminalität[O(D)K],aberauchmitlokalenbzw.regionalen
Machthabern.DasführtzueinerschwerzudurchschauendenGemengelage,geprägtvonunterschiedlichen
Motiven,beigelegentlichaberauchgemeinsamenInteressenvonRFKundO(D)K.BeideGruppenhaben
InteresseanzeitlichundräumlichbefristeterZusammenarbeitbzw.derDuldungvonAktivitätenderjeweils
anderenGruppe.AuchdaherbleibtdieSicherheitslageimRegionalkommandoNordheterogen.

EntscheidendfürNordafghanistanist,dassdieANSFindenbevölkerungsreichenGebietenundentlangder
wichtigenHauptverkehrsachseneine„überwiegendkontrollierbare“beziehungsweiseindenRäumen mit
mittlerer und erheblicher Bedrohung eine zumindest „ausreichend kontrollierbare Sicherheitslage“
gewährleistenunddamitihreSchutzfunktionwahrnehmenkonnten.EineAusnahmestellendiesüdwestlichen
DistriktederProvinzFaryabdar,dietendenzielldurcheine„überwiegendnichtkontrollierbareSicherheitslage“
gekennzeichnetsind.

Transition

DieÜbernahmederSicherheitsverantwortungdurchdieafghanischeRegierungschreitetplanmäßigvoranund
wirdbisEnde2014abgeschlossensein.MitBekanntgabederfünftenTranchedesTransitionsprozessesam
18.Juni2013durchStaatspräsidentKarzaiistderÜbergabeprozessinallenDistriktendesLandeseingeleitet
worden.DamitübernahmendieafghanischenSicherheitskräftedieFührungallerSicherheitsoperationenim
Land(sog.MilestoneEvent).ISAFnimmtnuneineUnterstützerrolleein.

2. LeistungsfähigkeitundFinanzierungderSicherheitskräfte

AfghanischeSicherheitskräfte(AfghanNationalSecurityForces,ANSF)

DieaktuelleStärkederANSFbeträgtmehrals350.000SoldatenundPolizisten.IhrquantitativerAufbauwurde
2013fastabgeschlossen.DerAufbauderSicherheitskräfteverläuftdamitweiternachPlan.Dieafghanischen
StreitkräftehabenimJahr2013zumerstenMalihreneigenenOperationsplanerstellt,densienunerfolgreich
ausführen.DieserErfolgmanifestiertsichauchdarin,dassdieRFKihremutmaßlichenoperativenZieleinAf-
ghanistaninsgesamterneutnichterreichenkonnten.NachJahrenintensiverUnterstützungdurchdieStaaten-
gemeinschaftsinddieANSFzueinemweitgehendeigenständigenundleistungsfähigenAkteurgeworden.Da-
mitwurdendieVoraussetzungendafürgeschaffen,dassdiezukünftiginAfghanistaneingesetztenSoldatinnen
undSoldatenderNATOundihrerPartnerihrerRollealsAusbilder,BeraterundUnterstützergerechtwerden
können.DennochbestehtauchaufgrunddesraschenAufwuchsesderANSFineinigenBereichennocherhebli-
cherHandlungsbedarf.ZunennensindhierdieweitereQualifizierungdesFührungspersonalssowiedieHilfe
beiderÜberwindungvonDefizitenderANAindenBereichenFeuerunterstützung,Kampfmittelabwehr,medi-
zinischeVersorgung,Lufttransport,Aufklärung,Logistikund Materialerhaltung.Voraussetzungenfüreine
nachhaltigpositiveEntwicklungsinddiekontinuierlicheweitereBegleitungderAusbildungunddiefortgesetz-
teUnterstützungdurchdieinternationaleGemeinschaft.

InNordafghanistanliegtdieGesamtstärkederANSFbeiderzeitca.42.000PolizistenundSoldaten.Mitder
ÜbergabedesdeutschenAußenpostensOPNorthinderProvinzBaghlanimJuniundderEinsatzliegenschaft
KundusimOktober2013andieANSFwurdenweiteresichtbareSchritteaufdemWegzurvollständigenÜber-
nahmederSicherheitsverantwortungdurchdieafghanischenSicherheitskräfteinderNordregionvollzogen.
AktuellsindISAF-KräftedortnurnochinzweivonneunProvinzendauerhaftpräsent.

ImRahmendermilitärischenUnterstützungimRegionalkommandoNordkonzentrierensichdiedeutschen
AnstrengungenweiterhinaufdieafghanischeArmee.DerAufwuchsdes209.ANA-Korpswurdeimzweiten
Halbjahr2013wiegeplantfortgesetzt.Alle29VerbändediesesKorpssindnunvollständigaufgestellt.ImOk-
tober2013verlegtemitdemKorpsfernmeldebataillon,derletztenochfehlendeTruppenteil,nacherfolgreichem
AbschlussseinerAusbildungundZertifizierungausderAusbildungseinrichtunginKabul(KabulMilitaryTrai-
ningCenter,KMTC)nachMasar-eScharif.NacheigenerBewertungsindrund90ProzentderVerbändedieses
KorpsinderLage,selbstständigodermitUnterstützungdurchISAF-MentorenihreOperationendurchzuführen.
InMasar-eScharifkonzentriertsichdiedeutscheUnterstützungabEndedesJahres2013aufdieweitereBe-
gleitungderKorps-bzw.StabsebenederANAundderANPsowiedieBegleitungderPionierschule.Zukünftig
wirdderSchwerpunktdesdeutschenBeitragsaufderinstitutionellenAusbildunganderANALogistikschule
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und der Afghan National Defence University in Kabul liegen. Außerdem wird die Beratung der afghanischen
Partner in den höheren Führungsebenen des ANA Ground Force Command und des afghanischen Verteidi-
gungsministeriums in Kabul (Ministerial Advisory Group) fortgesetzt.

Voraussetzung für die künftige Funktionsfähigkeit der ANSF ist die Sicherung ihrer Finanzierung. Im Oktober
2013 ist auf deutsche Initiative ein neues Aufsichts- und Koordinierungsgremium (Oversight and Coordination
Body, OCB) für die afghanischen Sicherheitskräfte eingerichtet worden, in dem die afghanische Regierung
sowie alle an der ANSF-Finanzierung beteiligten internationalen Geber als Vollmitglieder vertreten sind. Das
OCB tagt unter gemeinsamem Vorsitz des afghanischen Finanzministers und eines Vertreters der Geber. Es
koordiniert nun sämtliche Finanzierungsstränge der ANSF. Deutschland hat die Satzung des OCB gemeinsam
mit den USA entworfen und nach Abstimmung unter den größten Gebern (Kabul Friends of Chicago, KFOC)
hat auch die afghanische Regierung der OCB-Satzung zugestimmt. Das OCB soll die Umsetzung der Prinzipien
der ANSF-Finanzierung (afghanische Eigenverantwortung, Kohärenz, Transparenz, Rechenschaft und Effekti-
vität) gewährleisten. Insbesondere soll das OCB der afghanischen Regierung dabei helfen, bis zum Ende der
Transformationsdekade (2024) die volle administrative und finanzielle Verantwortung für die ANSF zu über-
nehmen.

In Kabul trat Ende November 2013 die Vollversammlung des OCB erstmals zusammen, um den ANSF-
Finanzierungsbedarf für das Jahr 2015 zu beraten. Während dieses Treffens bestätigten die größten Geber ihre
jeweiligen Zusagen zur finanziellen Unterstützung der ANSF für die kommenden Jahre. Damit ist ein wesentli-
cher Fortschritt im Rahmen der Übernahme der Sicherheitsverantwortung durch die afghanischen Sicherheits-
kräfte sowie bei der Steuerung der Mittel für Aufbau und Unterhalt der ANSF erzielt worden.

Internationale Geber und Afghanistan selbst haben nach aktuellem Stand insgesamt über 3,3 Mrd. US-Dollar
pro Jahr bis Ende 2017 in Aussicht gestellt, davon mindestens 500 Mio. US-Dollar aus dem afghanischen
Staatshaushalt. Die USA werden voraussichtlich rund 2 Mrd. US-Dollar pro Jahr beitragen. Zudem haben die
USA in Aussicht gestellt, die Differenz auszugleichen, so dass das ANSF-Jahresbudget von voraussichtlich
5,5 Mrd. US-Dollar zunächst bis 2017 in voller Höhe zur Verfügung steht. Deutschland beabsichtigt, ab 2015
etwa 150 Mio. Euro (ca. 200 Mio. US-Dollar) pro Jahr zur Verfügung zu stellen und wäre damit nach den USA
der zweitgrößte internationale Geber. Nach derzeitigem Stand sind davon etwa 80 Mio. Euro für die Finanzie-
rung der afghanischen Armee und etwa 70 Mio. Euro für die Polizei vorgesehen.

Der NATO-Rat hat im Dezember 2013 die von Deutschland maßgeblich angestoßene Reform des Fonds zur
Finanzierung der afghanischen Armee, des sogenannten ANA Trust Fund, beschlossen. Das Volumen des Fonds
soll ab 2015 erhöht werden. Vor allem ist eine Umschichtung der Mittel von Infrastrukturmaßnahmen zu lau-
fenden Kosten (wie Gehälter, Betrieb, Ausbildung) vorgesehen, ferner werden die Instrumente zur Sicherstel-
lung von Transparenz und Rechenschaft im Zuge der Reform gestärkt. Dazu gehört unter anderem die Einrich-
tung eines Steuerungs- und Aufsichtsgremiums (ANA Trust Fund Board), durch das die Geber mehr Mitsprache
und Kontrolle bei der Mittelverwendung erhalten.

Die in Kabul und Brüssel getroffenen Beschlüsse sind ein diplomatischer Erfolg der Bundesregierung. Sie ge-
hen zurück auf ein deutsches Papier vom September 2012 mit Vorschlägen zur Umsetzung der Beschlüsse des
NATO-Gipfels von Chicago zur ANSF-Finanzierung.

Polizeiaufbau

Im Sommer 2013 trat Omar Daudzai die Nachfolge von Innenminister Mujtaba Patang an, dem das afghanische
Parlament zuvor das Vertrauen entzogen hatte. Daudzai war zuvor Botschafter in Pakistan und wurde lange als
potentieller Präsidentschaftskandidat gehandelt. Bereits kurz nach Amtsantritt formulierte er seine Ziele in Be-
zug auf die afghanische Polizei. Kurzfristig ist seine oberste Priorität die Sicherung der Präsidentschaftswahlen,
mittelfristig liegt der Fokus auf der Stärkung der Rolle von Frauen in der Polizei sowie der Korruptionsbekämp-
fung. Langfristig sollen sich die afghanischen Polizisten aus der Bekämpfung von Aufständischen zurückziehen
und auf ihre klassischen Aufgaben als zivile Ordnungshüter konzentrieren. Daudzais Prioritäten liegen im Ein-
klang mit der Zehn-Jahres-Strategie seines Vorgängers, der sogenannten ANP Vision. Damit ist weitgehende
Kontinuität in der Entwicklung der ANP zu erwarten.

Die ANP Vision sowie die darauf basierenden zweijährigen Umsetzungspläne dienen als Richtschnur für das
internationale Polizei-Engagement. Das internationale Polizeikoordinierungsgremium (International Police
Coordination Board, IPCB) hatte 2012 den Anstoß dafür gegeben, eine umfassende ANP-Strategie zu erstellen.
Folglich war die maßgebliche Unterstützung des afghanischen Innenministeriums bei der Ausarbeitung der
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undderAfghanNationalDefenceUniversityinKabulliegen.AußerdemwirddieBeratungderafghanischen
PartnerindenhöherenFührungsebenendesANAGroundForceCommandunddesafghanischenVerteidi-
gungsministeriumsinKabul(MinisterialAdvisoryGroup)fortgesetzt.

VoraussetzungfürdiekünftigeFunktionsfähigkeitderANSFistdieSicherungihrerFinanzierung.ImOktober
2013istaufdeutscheInitiativeeinneuesAufsichts-undKoordinierungsgremium(OversightandCoordination
Body,OCB)fürdieafghanischenSicherheitskräfteeingerichtetworden,indemdieafghanischeRegierung
sowiealleanderANSF-FinanzierungbeteiligteninternationalenGeberalsVollmitgliedervertretensind.Das
OCBtagtuntergemeinsamemVorsitzdesafghanischenFinanzministersundeinesVertretersderGeber.Es
koordiniertnunsämtlicheFinanzierungssträngederANSF.DeutschlandhatdieSatzungdesOCBgemeinsam
mitdenUSAentworfenundnachAbstimmungunterdengrößtenGebern(KabulFriendsofChicago,KFOC)
hatauchdieafghanischeRegierungderOCB-Satzungzugestimmt.DasOCBsolldieUmsetzungderPrinzipien
derANSF-Finanzierung(afghanischeEigenverantwortung,Kohärenz,Transparenz,RechenschaftundEffekti-
vität)gewährleisten.InsbesonderesolldasOCBderafghanischenRegierungdabeihelfen,biszumEndeder
Transformationsdekade(2024)dievolleadministrativeundfinanzielleVerantwortungfürdieANSFzuüber-
nehmen.

InKabultratEndeNovember2013dieVollversammlungdesOCBerstmalszusammen,umdenANSF-
FinanzierungsbedarffürdasJahr2015zuberaten.WährenddiesesTreffensbestätigtendiegrößtenGeberihre
jeweiligenZusagenzurfinanziellenUnterstützungderANSFfürdiekommendenJahre.Damitisteinwesentli-
cherFortschrittimRahmenderÜbernahmederSicherheitsverantwortungdurchdieafghanischenSicherheits-
kräftesowiebeiderSteuerungderMittelfürAufbauundUnterhaltderANSFerzieltworden.

InternationaleGeberundAfghanistanselbsthabennachaktuellemStandinsgesamtüber3,3Mrd.US-Dollar
proJahrbisEnde2017inAussichtgestellt,davonmindestens500 Mio.US-Dollarausdemafghanischen
Staatshaushalt.DieUSAwerdenvoraussichtlichrund2Mrd.US-DollarproJahrbeitragen.Zudemhabendie
USAinAussichtgestellt,dieDifferenzauszugleichen,sodassdasANSF-Jahresbudgetvonvoraussichtlich
5,5Mrd.US-Dollarzunächstbis2017invollerHöhezurVerfügungsteht.Deutschlandbeabsichtigt,ab2015
etwa150Mio.Euro(ca.200Mio.US-Dollar)proJahrzurVerfügungzustellenundwäredamitnachdenUSA
derzweitgrößteinternationaleGeber.NachderzeitigemStandsinddavonetwa80Mio.EurofürdieFinanzie-
rungderafghanischenArmeeundetwa70Mio.EurofürdiePolizeivorgesehen.

DerNATO-RathatimDezember2013dievonDeutschlandmaßgeblichangestoßeneReformdesFondszur
FinanzierungderafghanischenArmee,dessogenanntenANATrustFund,beschlossen.DasVolumendesFonds
sollab2015erhöhtwerden.VorallemisteineUmschichtungderMittelvonInfrastrukturmaßnahmenzulau-
fendenKosten(wieGehälter,Betrieb,Ausbildung)vorgesehen,fernerwerdendieInstrumentezurSicherstel-
lungvonTransparenzundRechenschaftimZugederReformgestärkt.DazugehörtunteranderemdieEinrich-
tungeinesSteuerungs-undAufsichtsgremiums(ANATrustFundBoard),durchdasdieGebermehrMitsprache
undKontrollebeiderMittelverwendungerhalten.

DieinKabulundBrüsselgetroffenenBeschlüssesindeindiplomatischerErfolgderBundesregierung.Siege-
henzurückaufeindeutschesPapiervomSeptember2012mitVorschlägenzurUmsetzungderBeschlüssedes
NATO-GipfelsvonChicagozurANSF-Finanzierung.

Polizeiaufbau

ImSommer2013tratOmarDaudzaidieNachfolgevonInnenministerMujtabaPatangan,demdasafghanische
ParlamentzuvordasVertrauenentzogenhatte.DaudzaiwarzuvorBotschafterinPakistanundwurdelangeals
potentiellerPräsidentschaftskandidatgehandelt.BereitskurznachAmtsantrittformulierteerseineZieleinBe-
zugaufdieafghanischePolizei.KurzfristigistseineoberstePrioritätdieSicherungderPräsidentschaftswahlen,
mittelfristigliegtderFokusaufderStärkungderRollevonFraueninderPolizeisowiederKorruptionsbekämp-
fung.LangfristigsollensichdieafghanischenPolizistenausderBekämpfungvonAufständischenzurückziehen
undaufihreklassischenAufgabenalszivileOrdnungshüterkonzentrieren.DaudzaisPrioritätenliegenimEin-
klangmitderZehn-Jahres-StrategieseinesVorgängers,dersogenanntenANPVision.Damitistweitgehende
KontinuitätinderEntwicklungderANPzuerwarten.

DieANPVisionsowiediedaraufbasierendenzweijährigenUmsetzungsplänedienenalsRichtschnurfürdas
internationalePolizei-Engagement.DasinternationalePolizeikoordinierungsgremium(InternationalPolice
CoordinationBoard,IPCB)hatte2012denAnstoßdafürgegeben,eineumfassendeANP-Strategiezuerstellen.
FolglichwardiemaßgeblicheUnterstützungdesafghanischenInnenministeriumsbeiderAusarbeitungder
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ANP Vision der Tätigkeitsschwerpunkt des IPCB im letzten Jahr. Seit der Verabschiedung der ANP Vision im
April 2013 konzentriert sich das IPCB wieder deutlicher auf seine Kernaufgabe, die Koordination der über 40
im Polizeiaufbau aktiven internationalen Akteure. Dabei dient es als Mittler zwischen afghanischem Innenmi-
nisterium und internationaler Gemeinschaft. Die im Oktober 2013 verabschiedete neue Satzung des IPCB un-
terstreicht dies. Sie legt stärkeres Augenmerk darauf, dass das afghanische Innenministerium Prioritäten für
internationale Unterstützungsleistungen vorgibt. Seit seinem Dienstantritt im Juli 2013 konnte der deutsche
Leiter des IPCB-Sekretariats erfolgreich muslimisch geprägte Länder wie die Türkei oder Ägypten enger in die
internationale Koordination einbinden. Im November 2013 wurde das deutsche bilaterale Polizeiprojekt (Ger-
man Police Project Team, GPPT) einstimmig zu einem neuen IPCB-Mitglied gewählt. Das ist ein klarer Aus-
druck der Anerkennung für das deutsche Engagement in Afghanistan.

Der Schwerpunkt des GPPT liegt bis Ende 2014 darauf, die geschaffenen Ausbildungskapazitäten zu überge-
ben. Nachdem bereits im Juli 2012 das Polizeitrainingszentrum (Police Training Center, PTC) in Faisabad an
die ANP übergeben wurde, hat Afghanistan im August 2013 mit dem PTC Kundus den Betrieb des zweiten der
insgesamt vier deutschen PTC übernommen. Die afghanische PTC-Leitung, die Trainer und das Verwaltungs-
und Betriebspersonal wurden im Vorfeld intensiv auf ihre zukünftigen Aufgaben vorbereitet. Der Ausbildungs-
betrieb in beiden PTC läuft reibungslos. 2014 steht die Übergabe der verbleibenden deutschen PTCs in Masar-e
Scharif und Kabul an.

Im bilateralen Polizeiprojekt wurden 2013 insgesamt 177 Ausbildungsprojekte abgeschlossen und dabei 8.515
Auszubildende, darunter 121 Frauen, im Rahmen von Mentoring-Projekten und Professionalisierungskursen
aus- und fortgebildet. Seit 2011 konnten über 1.600 afghanische Polizisten zu Trainern qualifiziert werden.
Allein im Jahr 2013 nahmen an diesen Kursen 452 afghanische Polizisten teil. Sie sollen in Zukunft selbst Poli-
zistinnen und Polizisten ausbilden. Die beiden großen PTCs in Masar-e Scharif (1.400 Ausbildungsplätze) und
Kundus (520 Ausbildungsplätze) wurden 2013 an das öffentliche Stromnetz angeschlossen. Dadurch sind diese
PTCs nun unabhängig von dieselbetriebenen Generatoren; die Betriebskosten reduzieren sich auf einen Bruch-
teil. Ergänzt wird diese Maßnahme durch ein zusätzliches Energiesparkonzept für das PTC Masar-e Scharif,
entwickelt durch die Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ). Hinzu kommen schließlich kleinere
bauliche Anpassungen sowie Ausstattungsmaßnahmen durch das GPPT. Mit Unterstützung der deutschen Poli-
zei wurde 2013 am Flughafen Kabul eine Gruppe von Spezialisten für die Entschärfung von Sprengsätzen auf-
gebaut.

Das von Deutschland finanzierte und der GIZ implementierte Alphabetisierungsprogramm für afghanische
Polizisten wurde 2011 auf ganz Nordafghanistan ausgeweitet. Seit Mitte 2013 wird es nun auf Wunsch des

Frauen in der afghanischen Polizei

Frauen werden in der afghanischen Polizei dringend benötigt. Im afghanischen Kulturraum ist es für Polizisten
undenkbar, Bürgerinnen zu durchsuchen oder bei einer Hausdurchsuchung in Frauenräume einzudringen. Auch
deshalb ist es das erklärte Ziel der afghanischen Regierung sowie der internationalen Gemeinschaft, die Zahl der
Polizistinnen von derzeit etwa 1.500 auf mindestens 5.000 zu erhöhen. Dieses Ziel konnte bisher jedoch nicht
erreicht werden. Frauen bewerben sich selten auf Stellen bei den Sicherheitskräften, weil sie dort häufig mit deut-
licher Ablehnung, kulturellen Barrieren und auch sexueller Gewalt konfrontiert sind.

Zwar sind weibliche Angehörige der ANSF rechtlich mit Männern gleichgestellt, in der Realität wird ihnen aber
häufig eine eher „minderwertige“ Stellung beigemessen. So bekommen sie regelmäßig Aufgaben weit unter ihrer
Qualifikation zugeteilt. Dem aktuellen UNAMA-Bericht vom 6. Dezember 2013 zufolge sind Belästigungen und
sexuelle Misshandlungen durch Kollegen keine Einzelfälle. Das Innenministerium wie auch die Polizeiführung
haben in Reaktion auf derartige Berichte vorbeugende Maßnahmen zur Verhinderung von Misshandlungen am
Arbeitsplatz angewiesen. Jedoch hängt die Umsetzung der Dekrete in hohem Maße vom jeweiligen Führungsper-
sonal ab.

Die internationale Gemeinschaft setzt sich für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Akzeptanz von
Polizistinnen ein. EUPOL etwa unterstützt durch Beratung und Training u. a. die für Frauenrechte zuständigen
Einheiten im Innenministerium und der Kabuler Polizeiakademie sowie die Family Response Units der afghani-
schen Polizei. Ein konkretes Beispiel ist eine Konferenz des Innenministeriums zur Rolle von Frauen im Novem-
ber 2013 in Kabul, die EUPOL fachlich und organisatorisch unterstützt hat. Das bilaterale Polizeiprojekt (GPPT)
hat in den durch Deutschland errichteten Polizeitrainingszentren spezielle Angebote für Frauen geschaffen, wie
z. B. getrennte Wohnbereiche, Kindergärten, spezielle Zusatzkurse etc. Ein weiteres Beispiel ist die von Deutsch-
land finanzierte Krimiserie „Kommissar Amanullah“. In der Serie wird ein positives Bild von Frauen in der Poli-
zei vermittelt, unter anderem in Gestalt der weiblichen Chefin des Hauptdarstellers.
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ANPVisionderTätigkeitsschwerpunktdesIPCBimletztenJahr.SeitderVerabschiedungderANPVisionim
April2013konzentriertsichdasIPCBwiederdeutlicheraufseineKernaufgabe,dieKoordinationderüber40
imPolizeiaufbauaktiveninternationalenAkteure.DabeidientesalsMittlerzwischenafghanischemInnenmi-
nisteriumundinternationalerGemeinschaft.DieimOktober2013verabschiedeteneueSatzungdesIPCBun-
terstreichtdies.SielegtstärkeresAugenmerkdarauf,dassdasafghanischeInnenministeriumPrioritätenfür
internationaleUnterstützungsleistungenvorgibt.SeitseinemDienstantrittimJuli2013konntederdeutsche
LeiterdesIPCB-SekretariatserfolgreichmuslimischgeprägteLänderwiedieTürkeioderÄgyptenengerindie
internationaleKoordinationeinbinden.ImNovember2013wurdedasdeutschebilateralePolizeiprojekt(Ger-
manPoliceProjectTeam,GPPT)einstimmigzueinemneuenIPCB-Mitgliedgewählt.DasisteinklarerAus-
druckderAnerkennungfürdasdeutscheEngagementinAfghanistan.

DerSchwerpunktdesGPPTliegtbisEnde2014darauf,diegeschaffenenAusbildungskapazitätenzuüberge-
ben.NachdembereitsimJuli2012dasPolizeitrainingszentrum(PoliceTrainingCenter,PTC)inFaisabadan
dieANPübergebenwurde,hatAfghanistanimAugust2013mitdemPTCKundusdenBetriebdeszweitender
insgesamtvierdeutschenPTCübernommen.DieafghanischePTC-Leitung,dieTrainerunddasVerwaltungs-
undBetriebspersonalwurdenimVorfeldintensivaufihrezukünftigenAufgabenvorbereitet.DerAusbildungs-
betriebinbeidenPTCläuftreibungslos.2014stehtdieÜbergabederverbleibendendeutschenPTCsinMasar-e
ScharifundKabulan.

ImbilateralenPolizeiprojektwurden2013insgesamt177Ausbildungsprojekteabgeschlossenunddabei8.515
Auszubildende,darunter121Frauen,imRahmenvon Mentoring-ProjektenundProfessionalisierungskursen
aus-undfortgebildet.Seit2011konntenüber1.600afghanischePolizistenzuTrainernqualifiziertwerden.
AlleinimJahr2013nahmenandiesenKursen452afghanischePolizistenteil.SiesolleninZukunftselbstPoli-
zistinnenundPolizistenausbilden.DiebeidengroßenPTCsinMasar-eScharif(1.400Ausbildungsplätze)und
Kundus(520Ausbildungsplätze)wurden2013andasöffentlicheStromnetzangeschlossen.Dadurchsinddiese
PTCsnununabhängigvondieselbetriebenenGeneratoren;dieBetriebskostenreduzierensichaufeinenBruch-
teil.ErgänztwirddieseMaßnahmedurcheinzusätzlichesEnergiesparkonzeptfürdasPTCMasar-eScharif,
entwickeltdurchdieGesellschaftfürinternationaleZusammenarbeit(GIZ).Hinzukommenschließlichkleinere
baulicheAnpassungensowieAusstattungsmaßnahmendurchdasGPPT.MitUnterstützungderdeutschenPoli-
zeiwurde2013amFlughafenKabuleineGruppevonSpezialistenfürdieEntschärfungvonSprengsätzenauf-
gebaut.

DasvonDeutschlandfinanzierteundderGIZimplementierteAlphabetisierungsprogrammfürafghanische
Polizistenwurde2011aufganzNordafghanistanausgeweitet.SeitMitte2013wirdesnunauf Wunschdes

FraueninderafghanischenPolizei

FrauenwerdeninderafghanischenPolizeidringendbenötigt.ImafghanischenKulturraumistesfürPolizisten
undenkbar,BürgerinnenzudurchsuchenoderbeieinerHausdurchsuchunginFrauenräumeeinzudringen.Auch
deshalbistesdaserklärteZielderafghanischenRegierungsowiederinternationalenGemeinschaft,dieZahlder
Polizistinnenvonderzeitetwa1.500aufmindestens5.000zuerhöhen.DiesesZielkonntebisherjedochnicht
erreichtwerden.FrauenbewerbensichseltenaufStellenbeidenSicherheitskräften,weilsiedorthäufigmitdeut-
licherAblehnung,kulturellenBarrierenundauchsexuellerGewaltkonfrontiertsind.

ZwarsindweiblicheAngehörigederANSFrechtlichmitMännerngleichgestellt,inderRealitätwirdihnenaber
häufigeineeher„minderwertige“Stellungbeigemessen.SobekommensieregelmäßigAufgabenweitunterihrer
Qualifikationzugeteilt.DemaktuellenUNAMA-Berichtvom6.Dezember2013zufolgesindBelästigungenund
sexuelleMisshandlungendurchKollegenkeineEinzelfälle.DasInnenministeriumwieauchdiePolizeiführung
habeninReaktionaufderartigeBerichtevorbeugendeMaßnahmenzurVerhinderungvonMisshandlungenam
Arbeitsplatzangewiesen.JedochhängtdieUmsetzungderDekreteinhohemMaßevomjeweiligenFührungsper-
sonalab.

DieinternationaleGemeinschaftsetztsichfürdieVerbesserungderArbeitsbedingungenundAkzeptanzvon
Polizistinnenein.EUPOLetwaunterstütztdurchBeratungundTrainingu.a.diefürFrauenrechtezuständigen
EinheitenimInnenministeriumundderKabulerPolizeiakademiesowiedieFamilyResponseUnitsderafghani-
schenPolizei.EinkonkretesBeispielisteineKonferenzdesInnenministeriumszurRollevonFrauenimNovem-
ber2013inKabul,dieEUPOLfachlichundorganisatorischunterstützthat.DasbilateralePolizeiprojekt(GPPT)
hatindendurchDeutschlanderrichtetenPolizeitrainingszentrenspezielleAngebotefürFrauengeschaffen,wie
z.B.getrennteWohnbereiche,Kindergärten,spezielleZusatzkurseetc.EinweiteresBeispielistdievonDeutsch-
landfinanzierteKrimiserie„KommissarAmanullah“.InderSeriewirdeinpositivesBildvonFraueninderPoli-
zeivermittelt,unterandereminGestaltderweiblichenChefindesHauptdarstellers.
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afghanischen Innenministeriums bis Ende 2014 landesweit eingeführt. Dabei werden die bisher im Auftrag der
NATO Training Mission Afghanistan (NTMA) durchgeführten Kurse schrittweise übernommen und an das
afghanische Ausbildungssystem angepasst.

Auch 2013 beteiligte sich Deutschland an der Finanzierung der Gehälter für afghanische Polizei- und Justiz-
vollzugsangestellte. Mit einem Beitrag von insgesamt 35 Mio. Euro trägt Deutschland rund 6 Prozent der ge-
samten Gehaltssumme. Ab 2015 erhöht sich der Beitrag Deutschlands zur Polizeifinanzierung auf etwa 70 Mio.
Euro.

Das EU-Polizeiausbildungsprojekt EUPOL (European Union Police Mission) Afghanistan konzentrierte sich
2013 auf die Umsetzung seiner sechs strategischen Ziele,9 die Übergabe der Sicherheitsverantwortung und die
Stärkung der afghanischen Eigenverantwortung. Besonders hervorzuheben ist das erfolgreiche CIB-Seminar
(Criminal Investigation Board) für 130 Beamte aus ganz Afghanistan, die Einführung des sogenannten Phoe-
nix-Projekts10 in allen Kabuler Polizeidistrikten und die Schaffung eines EUPOL Strategic Board on Female
Policing. EUPOL berät die Führungsebenen des Innenministeriums und unterstützt die dortigen Kollegen bei
der Organisation von Schulungen, z. B. zu Querschnittsthemen wie Frauenförderung. Daneben unterstützt
EUPOL auch bei der Anwendung moderner Methoden, die eine effizientere Polizeiarbeit gewährleisten und
gleichzeitig das Vertrauen der Bevölkerung in die Polizei stärken sollen. Dazu gehört beispielsweise die Ein-
richtung einer Notrufzentrale in Masar-e Scharif, die am 10. November 2013 in Betrieb genommen wurde.

Das aktuelle EUPOL-Mandat endet am 31. Dezember 2014. Der Europäische Auswärtige Dienst hat die Emp-
fehlung ausgesprochen, das Mandat bis Ende 2016 zu verlängern. Die zusätzliche Zeit soll genutzt werden, um
langfristig notwendige Aufgaben in afghanische Hände zu übergeben oder sie auf andere EU-Programme zu
übertragen, die in Afghanistan nach 2016 weiterlaufen werden.

3. Von ISAF zur Resolute Support Mission

Für die zukünftige Entwicklung des Landes ist die Präsidentschaftswahl im April 2014 von zentraler Bedeu-
tung. Für die Absicherung der Wahlen werden ausschließlich die ANSF verantwortlich sein. ISAF wird die
ANSF auf deren Antrag nur mit Fähigkeiten unterstützen, über die die ANSF nicht oder in nicht ausreichendem
Umfang verfügen. Die ANSF haben ein überzeugendes Sicherheitskonzept entwickelt, mit dessen Umsetzung
schon im Vorlauf der Wahl (Einrichtung von Wählerregistrierungszentren, Verteilung der Wahlunterlagen,
Schutz von Kandidaten etc.) begonnen wurde. Dennoch ist insbesondere in Räumen mit erheblicher und hoher
Bedrohungslage mit gezielten Angriffen und Einschüchterungen des Wahlpersonals sowie von Wählern und
Kandidaten durch die RFK zu rechnen. Gleichwohl haben die ANSF in der Vergangenheit, zuletzt bei der gro-
ßen Loya Jirga im November 2013 in Kabul, bewiesen, dass sie durchaus in der Lage sind, Großveranstaltun-
gen eigenständig abzusichern.

Im Zuge der weiteren Reduzierung des deutschen ISAF-Einsatzkontingents verläuft die materielle Rückverle-
gung nach Deutschland derzeit insgesamt reibungslos. Die Organisationselemente in Masar-e Scharif und der
Umschlagpunkt in Trabzon (Türkei) sind im Einsatz und haben ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis gestellt.
Der logistische Umschlagpunkt in der Türkei ermöglicht einen kombinierten Luft-/Seetransport, der einen kos-
tengünstigeren Materialtransport nach Deutschland ermöglicht als der direkte Lufttransport. Ferner werden auch
die Möglichkeiten des Landtransportes über Nachbarländer Afghanistans genutzt. Die ersten beiden Roll-on-
roll-off-Schiffe für den Abtransport des Materials wurden am 10. August bzw. 25. Oktober 2013 in Emden ent-
laden.

Nach Beendigung des ISAF-Einsatzes Ende 2014 wird Afghanistan weiterhin die Unterstützung der internatio-
nalen Gemeinschaft benötigen. Die Planungen der NATO für den ISAF-Folgeeinsatz Resolute Support Mission
(RSM) schreiten voran und sehen ein sogenanntes Speichenmodell (Hub and Spoke Model) mit einem personel-
len Gesamtumfang von 8.000 bis 12.000 Soldatinnen und Soldaten vor. Das Zentrum (die „Nabe“) soll sich in
Kabul befinden, die vier „Speichen“ im Norden, Westen, Süden und Osten. Der Schwerpunkt der NATO und
damit auch eines deutschen Beitrages liegt künftig auf Ausbildung, Beratung und Unterstützung (train, advise
and assist) der ANSF – ohne Kampfauftrag. RSM wird sich nicht an Anti-Drogen- oder Anti-Terrorismus-

9 1) Polizeiführung, Kommunikation, 2) erkenntnisgestützte Polizeiarbeit, 3) Kapazitätsaufbau bei der Kriminalpolizei, 4) Umsetzung einer Anti-
Korruptionsstrategie, 5) Polizei-Justiz-Kooperation, 6) Gleichstellung der Geschlechter und Förderung von Menschenrechten innerhalb der
ANP.

10 EUPOL-Mentoren beraten die afghanische Polizei für vier Monate in unterschiedlichen Polizeidistrikten.
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afghanischenInnenministeriumsbisEnde2014landesweiteingeführt.DabeiwerdendiebisherimAuftragder
NATOTrainingMissionAfghanistan(NTMA)durchgeführtenKurseschrittweiseübernommenundandas
afghanischeAusbildungssystemangepasst.

Auch2013beteiligtesichDeutschlandanderFinanzierungderGehälterfürafghanischePolizei-undJustiz-
vollzugsangestellte.MiteinemBeitragvoninsgesamt35Mio.EuroträgtDeutschlandrund6Prozentderge-
samtenGehaltssumme.Ab2015erhöhtsichderBeitragDeutschlandszurPolizeifinanzierungaufetwa70Mio.
Euro.

DasEU-PolizeiausbildungsprojektEUPOL(EuropeanUnionPoliceMission)Afghanistankonzentriertesich
2013aufdieUmsetzungseinersechsstrategischenZiele,9dieÜbergabederSicherheitsverantwortungunddie
StärkungderafghanischenEigenverantwortung.BesondershervorzuhebenistdaserfolgreicheCIB-Seminar
(CriminalInvestigationBoard)für130BeamteausganzAfghanistan,dieEinführungdessogenanntenPhoe-
nix-Projekts10inallenKabulerPolizeidistriktenunddieSchaffungeinesEUPOLStrategicBoardonFemale
Policing.EUPOLberätdieFührungsebenendesInnenministeriumsundunterstütztdiedortigenKollegenbei
derOrganisationvonSchulungen,z.B.zuQuerschnittsthemenwieFrauenförderung.Danebenunterstützt
EUPOLauchbeiderAnwendungmodernerMethoden,dieeineeffizienterePolizeiarbeitgewährleistenund
gleichzeitigdasVertrauenderBevölkerungindiePolizeistärkensollen.DazugehörtbeispielsweisedieEin-
richtungeinerNotrufzentraleinMasar-eScharif,dieam10.November2013inBetriebgenommenwurde.

DasaktuelleEUPOL-Mandatendetam31.Dezember2014.DerEuropäischeAuswärtigeDiensthatdieEmp-
fehlungausgesprochen,dasMandatbisEnde2016zuverlängern.DiezusätzlicheZeitsollgenutztwerden,um
langfristignotwendigeAufgabeninafghanischeHändezuübergebenodersieaufandereEU-Programmezu
übertragen,dieinAfghanistannach2016weiterlaufenwerden.

3. VonISAFzurResoluteSupportMission

FürdiezukünftigeEntwicklungdesLandesistdiePräsidentschaftswahlimApril2014vonzentralerBedeu-
tung.FürdieAbsicherungder WahlenwerdenausschließlichdieANSFverantwortlichsein.ISAFwirddie
ANSFaufderenAntragnurmitFähigkeitenunterstützen,überdiedieANSFnichtoderinnichtausreichendem
Umfangverfügen.DieANSFhabeneinüberzeugendesSicherheitskonzeptentwickelt,mitdessenUmsetzung
schonimVorlaufder Wahl(Einrichtungvon Wählerregistrierungszentren,Verteilungder Wahlunterlagen,
SchutzvonKandidatenetc.)begonnenwurde.DennochistinsbesondereinRäumenmiterheblicherundhoher
BedrohungslagemitgezieltenAngriffenundEinschüchterungendes Wahlpersonalssowievon Wählernund
KandidatendurchdieRFKzurechnen.GleichwohlhabendieANSFinderVergangenheit,zuletztbeidergro-
ßenLoyaJirgaimNovember2013inKabul,bewiesen,dasssiedurchausinderLagesind,Großveranstaltun-
geneigenständigabzusichern.

ImZugederweiterenReduzierungdesdeutschenISAF-EinsatzkontingentsverläuftdiematerielleRückverle-
gungnachDeutschlandderzeitinsgesamtreibungslos.DieOrganisationselementeinMasar-eScharifundder
UmschlagpunktinTrabzon(Türkei)sindimEinsatzundhabenihreLeistungsfähigkeitunterBeweisgestellt.
DerlogistischeUmschlagpunktinderTürkeiermöglichteinenkombiniertenLuft-/Seetransport,dereinenkos-
tengünstigerenMaterialtransportnachDeutschlandermöglichtalsderdirekteLufttransport.Fernerwerdenauch
dieMöglichkeitendesLandtransportesüberNachbarländerAfghanistansgenutzt.DieerstenbeidenRoll-on-
roll-off-SchiffefürdenAbtransportdesMaterialswurdenam10.Augustbzw.25.Oktober2013inEmdenent-
laden.

NachBeendigungdesISAF-EinsatzesEnde2014wirdAfghanistanweiterhindieUnterstützungderinternatio-
nalenGemeinschaftbenötigen.DiePlanungenderNATOfürdenISAF-FolgeeinsatzResoluteSupportMission
(RSM)schreitenvoranundseheneinsogenanntesSpeichenmodell(HubandSpokeModel)miteinempersonel-
lenGesamtumfangvon8.000bis12.000SoldatinnenundSoldatenvor.DasZentrum(die„Nabe“)sollsichin
Kabulbefinden,dievier„Speichen“imNorden,Westen,SüdenundOsten.DerSchwerpunktderNATOund
damitaucheinesdeutschenBeitragesliegtkünftigaufAusbildung,BeratungundUnterstützung(train,advise
andassist)derANSF–ohneKampfauftrag.RSMwirdsichnichtanAnti-Drogen-oderAnti-Terrorismus-

9 1)Polizeiführung,Kommunikation,2)erkenntnisgestütztePolizeiarbeit,3)KapazitätsaufbaubeiderKriminalpolizei,4)UmsetzungeinerAnti-
Korruptionsstrategie,5)Polizei-Justiz-Kooperation,6)GleichstellungderGeschlechterundFörderungvonMenschenrechteninnerhalbder
ANP.

10 EUPOL-MentorenberatendieafghanischePolizeifürvierMonateinunterschiedlichenPolizeidistrikten.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 11 – Drucksache 18/466

Einsätzen beteiligen und soll keine Fähigkeitslücken der ANSF füllen. Die Bundesregierung bringt den Unter-
stützungsbedarf der zivilen Organisationen für eine ggf. erforderliche Rettung ihres Personals aus kritischen
Lagen in die multinationalen Planungsprozesse ein.

Die bereits im Zwischenbericht (Juni 2013) dargestellte konditionierte Zusage Deutschlands für seinen Beitrag
zu Resolute Support vom 18. April 2013 bildet den Rahmen für die weiteren Planungen. Deutschland ist – vor-
behaltlich der auch künftig jährlich einzuholenden Zustimmung des Deutschen Bundestages – zur Übernahme
der Verantwortung als Rahmennation für die Speiche Masar-e Scharif für zunächst zwei Jahre bereit und will
mit seinen multinationalen Partnern die Arbeit fortsetzen. Unser fortgesetzter Einsatz im Norden soll auch dazu
beitragen, die Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung, nicht zuletzt durch umfangreiche deut-
sche Entwicklungsmaßnahmen, zu bewahren und weiter voranzutreiben. Neben Masar-e Scharif wird ein deut-
scher Truppen-Beitrag im Großraum Kabul eingesetzt werden. Das deutsche Angebot ist neben den politischen
und rechtlichen Eckpunkten auch an die Realisierung des Gesamtmodells und an eine substanzielle multinatio-
nale Beteiligung an der „Speiche Masar-e Scharif“ geknüpft.

Aufbauend auf dem im Juni 2013 durch die NATO-Verteidigungsminister gebilligten Operationskonzept
(Concept of operations, CONOPS) für Resolute Support wurde im Oktober mit der Verabschiedung des sog.
Strategic Planning Assessment (SPA) eine weitere Weichenstellung für die Planung der ISAF-Folgemission
vorgenommen. Das im November 2013 zwischen Afghanistan und den USA verhandelte, aber noch nicht un-
terzeichnete Bilaterale Sicherheitsabkommen (BSA) dient als Grundlage für die bereits laufenden Verhandlun-
gen zu einem umfassenden Stationierungsabkommen für die NATO und alle Partnernationen. Letzteres bildet
eine wesentliche rechtliche Voraussetzung für die neue Mission.

4. Ortskräfte bei deutschen Stellen in Afghanistan

Im Zuge der Reduzierung der deutschen Präsenz in Afghanistan endet das Beschäftigungsverhältnis vieler af-
ghanischer Ortskräfte. Die Bundesregierung ist sich ihrer Fürsorgepflicht bewusst und bemüht sich mit großem
Einsatz, jedem dieser Mitarbeiter eine Zukunftsperspektive aufzuzeigen. Zahlreiche Ortskräfte der Bundeswehr
werden voraussichtlich im Rahmen der ISAF-Nachfolgemission Resolute Support Mission weiterbeschäftigt
werden. Dasselbe gilt für die ca. 2.000 lokalen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit, die zunächst bis 2016 auf vergleichbarem Niveau fortgeführt wird. Gleichzeitig unterstützt die
Bundesregierung die Weiterbildung und Vermittlung all jener Ortskräfte, deren Beschäftigung endet und die in
Afghanistan bleiben wollen, mit dem Ziel, ihnen bestmögliche Voraussetzungen für die rasche Aufnahme einer
Anschlussbeschäftigung zu schaffen.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, mit einem individualisierten Verfahren den Interessen der jeweiligen
Ortskraft selbst, aber auch Afghanistans und Deutschlands am besten entsprechen zu können. Als gut ausgebil-
dete Fachkräfte können die Ortskräfte einen positiven Einfluss auf die weitere Entwicklung Afghanistans aus-
üben. Darüber hinaus ist der verantwortungsvolle Umgang mit den Ortskräften auch ein Gradmesser der Ver-
lässlichkeit Deutschlands als Arbeitgeber und dient nicht zuletzt der Sicherheitsvorsorge für deutsches Personal
in Afghanistan.

Jeder individuell gefährdeten Ortskraft bietet die Bundesregierung die Aufnahme in Deutschland zusammen mit
ihrer Kernfamilie an. Dabei gilt: Einzelfallprüfung statt Pauschalvergabe, denn die Gefährdungssituation gestal-
tet sich regional sehr unterschiedlich und variiert je nach Art der Beschäftigung der jeweiligen Ortskraft erheb-
lich. Nach Erhalt der Aufnahmezusage können die Betroffenen entscheiden, ob sie tatsächlich von der Mög-
lichkeit Gebrauch machen, nach Deutschland zu kommen.

Bislang wurden insgesamt 203 (Stand: 7. Januar 2014) ehemaligen Ortskräften eine Aufnahmezusage erteilt,
davon sind die ersten bereits mit ihren Familien nach Deutschland ausgereist. Die Aufnahmezusagen sind bis
Ende 2015 gültig.

Bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses wird eine Abfindung gewährt. Deren Höhe richtet sich nach
der Dauer des Beschäftigungsverhältnisses und wird unabhängig von einer möglichen Ausreise nach Deutsch-
land gezahlt.

DeutscherBundestag–18.Wahlperiode –11– Drucksache18/466

EinsätzenbeteiligenundsollkeineFähigkeitslückenderANSFfüllen.DieBundesregierungbringtdenUnter-
stützungsbedarfderzivilenOrganisationenfüreineggf.erforderlicheRettungihresPersonalsauskritischen
LagenindiemultinationalenPlanungsprozesseein.

DiebereitsimZwischenbericht(Juni2013)dargestelltekonditionierteZusageDeutschlandsfürseinenBeitrag
zuResoluteSupportvom18.April2013bildetdenRahmenfürdieweiterenPlanungen.Deutschlandist–vor-
behaltlichderauchkünftigjährlicheinzuholendenZustimmungdesDeutschenBundestages–zurÜbernahme
derVerantwortungalsRahmennationfürdieSpeicheMasar-eSchariffürzunächstzweiJahrebereitundwill
mitseinenmultinationalenPartnerndieArbeitfortsetzen.UnserfortgesetzterEinsatzimNordensollauchdazu
beitragen,dieVerbesserungderLebensbedingungenderBevölkerung,nichtzuletztdurchumfangreichedeut-
scheEntwicklungsmaßnahmen,zubewahrenundweitervoranzutreiben.NebenMasar-eScharifwirdeindeut-
scherTruppen-BeitragimGroßraumKabuleingesetztwerden.DasdeutscheAngebotistnebendenpolitischen
undrechtlichenEckpunktenauchandieRealisierungdesGesamtmodellsundaneinesubstanziellemultinatio-
naleBeteiligungander„SpeicheMasar-eScharif“geknüpft.

AufbauendaufdemimJuni2013durchdieNATO-VerteidigungsministergebilligtenOperationskonzept
(Conceptofoperations,CONOPS)fürResoluteSupportwurdeimOktobermitderVerabschiedungdessog.
StrategicPlanningAssessment(SPA)eineweitere WeichenstellungfürdiePlanungderISAF-Folgemission
vorgenommen.DasimNovember2013zwischenAfghanistanunddenUSAverhandelte,abernochnichtun-
terzeichneteBilateraleSicherheitsabkommen(BSA)dientalsGrundlagefürdiebereitslaufendenVerhandlun-
genzueinemumfassendenStationierungsabkommenfürdieNATOundallePartnernationen.Letzteresbildet
einewesentlicherechtlicheVoraussetzungfürdieneueMission.

4. OrtskräftebeideutschenStelleninAfghanistan

ImZugederReduzierungderdeutschenPräsenzinAfghanistanendetdasBeschäftigungsverhältnisvieleraf-
ghanischerOrtskräfte.DieBundesregierungistsichihrerFürsorgepflichtbewusstundbemühtsichmitgroßem
Einsatz,jedemdieserMitarbeitereineZukunftsperspektiveaufzuzeigen.ZahlreicheOrtskräftederBundeswehr
werdenvoraussichtlichimRahmenderISAF-NachfolgemissionResoluteSupportMissionweiterbeschäftigt
werden.Dasselbegiltfürdieca.2.000lokalenMitarbeiterinnenundMitarbeiterderdeutschenEntwicklungszu-
sammenarbeit,diezunächstbis2016aufvergleichbaremNiveaufortgeführtwird.Gleichzeitigunterstütztdie
BundesregierungdieWeiterbildungundVermittlungalljenerOrtskräfte,derenBeschäftigungendetunddiein
Afghanistanbleibenwollen,mitdemZiel,ihnenbestmöglicheVoraussetzungenfürdierascheAufnahmeeiner
Anschlussbeschäftigungzuschaffen.

DieBundesregierungistderAuffassung,miteinemindividualisiertenVerfahrendenInteressenderjeweiligen
Ortskraftselbst,aberauchAfghanistansundDeutschlandsambestenentsprechenzukönnen.Alsgutausgebil-
deteFachkräftekönnendieOrtskräfteeinenpositivenEinflussaufdieweitereEntwicklungAfghanistansaus-
üben.DarüberhinausistderverantwortungsvolleUmgangmitdenOrtskräftenaucheinGradmesserderVer-
lässlichkeitDeutschlandsalsArbeitgeberunddientnichtzuletztderSicherheitsvorsorgefürdeutschesPersonal
inAfghanistan.

JederindividuellgefährdetenOrtskraftbietetdieBundesregierungdieAufnahmeinDeutschlandzusammenmit
ihrerKernfamiliean.Dabeigilt:EinzelfallprüfungstattPauschalvergabe,denndieGefährdungssituationgestal-
tetsichregionalsehrunterschiedlichundvariiertjenachArtderBeschäftigungderjeweiligenOrtskrafterheb-
lich.NachErhaltderAufnahmezusagekönnendieBetroffenenentscheiden,obsietatsächlichvonderMög-
lichkeitGebrauchmachen,nachDeutschlandzukommen.

Bislangwurdeninsgesamt203(Stand:7.Januar2014)ehemaligenOrtskräfteneineAufnahmezusageerteilt,
davonsinddieerstenbereitsmitihrenFamiliennachDeutschlandausgereist.DieAufnahmezusagensindbis
Ende2015gültig.

BeiBeendigungdesBeschäftigungsverhältnisseswirdeineAbfindunggewährt.DerenHöherichtetsichnach
derDauerdesBeschäftigungsverhältnissesundwirdunabhängigvoneinermöglichenAusreisenachDeutsch-
landgezahlt.
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II. Staatswesen und Regierungsführung

5. Regierungsführung und Institutionen

Rechtsstaatlichkeit und Korruption

Die internationale Staatengemeinschaft hat ihre Hilfszusagen u. a. auch an Fortschritte bei der Korruptionsbe-
kämpfung und bei der Regierungsführung geknüpft. Gute Regierungsführung und Rechtsstaatlichkeit sind je-
doch Ziele, deren flächendeckende Umsetzung noch aussteht. Das liegt sowohl an der Schwäche der afghani-
schen Institutionen als auch an mangelndem politischem Willen. Amtsmissbrauch und Vorteilsnahme hemmen
den Aufbau und die Entwicklung Afghanistans. Korruption stellt dabei das größte Hindernis dar. Die afghani-
sche Regierung hat sich wiederholt zur Korruptionsbekämpfung verpflichtet. In einer Rede vor dem afghani-
schen Parlament sagte Präsident Karsai am 21. Juni 2012 der Korruption den Kampf an und unterstrich seine
Entschlussbereitschaft mit einem Präsidialdekret, das detaillierte Maßnahmen zur Bekämpfung von Korruption
und Anordnungen an alle wichtigen Regierungsstellen enthält. Allerdings gibt es anderthalb Jahre nach dem
Präsidialdekret kaum Fortschritte zu verzeichnen: Laut des Korruptionsindexes von Transparency International
gehört Afghanistan mit Somalia und Nord-Korea auch 2013 zu den korruptesten Ländern der Welt.

Zunehmend geraten auch Amtsträger und Regierungsvertreter in den Fokus der Öffentlichkeit. Die afghanische
Antikorruptionsbehörde (High Office of Oversight for Anti-Corruption, HOOAC) hat seit ihrer Gründung eine

Reihe von Ermittlungen gegen offizielle Amtsträger
eingeleitet. Ende Juli 2012 übergab sie nach eigenen
Angaben über 127 Fälle von illegaler Landenteignung
und Unterschlagung durch Regierungsvertreter an den
Generalstaatsanwalt. Bislang wurde allerdings keine
Anklage erhoben.

Korruption war auch die Hauptursache der Krise um die
Kabul-Bank. Bisher wurde erst gut ein Viertel der ver-
untreuten Gelder wiedererlangt (ca. 220 Mio. von mehr
als 800 Mio. US-Dollar, die veruntreut worden waren).
Die in erster Instanz verhängten Strafen wurden von der
internationalen Gemeinschaft angesichts der enormen
Summe der unterschlagenen Gelder als zu milde beur-
teilt. Derzeit läuft ein Berufungsverfahren.

Die afghanische Regierung und Justiz tun sich unverän-
dert schwer damit, die für Korruption Verantwortlichen
zur Rechenschaft zu ziehen. Aber auch bei der Gesetz-
gebung gibt es weiterhin Versäumnisse. So werden
wichtige Gesetzesvorhaben wie das Anti-Corruption
Law, das National Audit Law, der Criminal Procedure
Code und das Law on the Campaign Against Major
Crimes zum Teil seit vielen Monaten im afghanischen
Kabinett, zwischen dem Justizministerium und ver-
schiedenen interministeriellen Ausschüssen diskutiert
bzw. warten auf ihre Verabschiedung durch das Parla-
ment, um in Kraft treten zu können.

Anlass zur Hoffnung bietet das Engagement des Parla-
ments gegen Korruption in der Regierung. Die Abge-
ordneten haben wiederholt Kabinettmitglieder in die
verschiedenen Ausschüsse vorgeladen. Zuletzt musste
Finanzminister Omar Zakhilwal zu Korruptionsvorwür-
fen aussagen. Diese bestätigten sich jedoch nicht.

Das afghanische Parlament hat in seiner noch kurzen Geschichte zunehmend an Selbstbewusstsein gewonnen.
Die Abgeordneten, insbesondere des Unterhauses, werden ihrer Kontrollfunktion gegenüber Präsident und Re-
gierung gerecht und vertreten engagiert die Interessen der Wähler. Das ließ sich u. a. an den Debatten zu den

Anti-Korruptionsbehörde (HOOAC)

Die 2008 auf der Grundlage einer Präsidialverord-
nung gegründete Antikorruptionsbehörde ist zustän-
dig für die Koordinierung, Umsetzung und Überwa-
chung der afghanischen Antikorruptionsstrategie
und beschäftigt derzeit etwa 220 Mitarbeiter. Hinzu
kommen 20 überwiegend nationale Berater. Sie ist
direkt dem Präsidenten unterstellt, bei der Ausübung
ihrer Tätigkeiten aber formal unabhängig. Durch
eine Verordnung vom März 2010 wurde das
HOOAC mit einer Anzahl zusätzlicher Aufgaben
betraut. Unter anderem soll sie Verfahren im Be-
reich der Beschaffung und Auftragsvergabe, der
Ausstellung von Reisedokumenten, der Erteilung
von Baugenehmigungen, Pilgerangelegenheiten, der
Erteilung von Zulassungen für Kaufleute, der Aus-
stellung von Zeugnissen und Fortbildungsnachwei-
sen sowie der Altersversorgung reformieren. Mit der
Einrichtung von vier zusätzlichen Büros in Masar-e
Scharif, Jalalabad, Helmand und Kandahar ist eine
dezentrale Struktur entstanden. Gleichzeitig haben
Schlüsselministerien wie das Innen-, Finanz- und
Bildungsressort mittlerweile Antikorruptionseinhei-
ten eingerichtet.

Die Gründung einer zentralen Anti-Korruptions-
behörde stellt einen Fortschritt dar und erfüllt u. a.
die Vorgaben der VN-Konvention gegen Korrupti-
on.

Im Zuge seiner Präsidentschaftskandidatur ist der
bisherige Leiter des Anti-Korruptionsbehörde, Azi-
zullah Ludin, am 16. September 2013 zurückgetre-
ten. Am 28. Dezember 2013 wurde Ghulam Hussain
Fakhri per Präsidialdekret zum neuen Leiter ernannt.
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II.StaatswesenundRegierungsführung

5.RegierungsführungundInstitutionen

RechtsstaatlichkeitundKorruption

DieinternationaleStaatengemeinschafthatihreHilfszusagenu.a.auchanFortschrittebeiderKorruptionsbe-
kämpfungundbeiderRegierungsführunggeknüpft.GuteRegierungsführungundRechtsstaatlichkeitsindje-
dochZiele,derenflächendeckendeUmsetzungnochaussteht.DasliegtsowohlanderSchwächederafghani-
schenInstitutionenalsauchanmangelndempolitischemWillen.AmtsmissbrauchundVorteilsnahmehemmen
denAufbauunddieEntwicklungAfghanistans.KorruptionstelltdabeidasgrößteHindernisdar.Dieafghani-
scheRegierunghatsichwiederholtzurKorruptionsbekämpfungverpflichtet.IneinerRedevordemafghani-
schenParlamentsagtePräsidentKarsaiam21.Juni2012derKorruptiondenKampfanundunterstrichseine
EntschlussbereitschaftmiteinemPräsidialdekret,dasdetaillierteMaßnahmenzurBekämpfungvonKorruption
undAnordnungenanallewichtigenRegierungsstellenenthält.AllerdingsgibtesanderthalbJahrenachdem
PräsidialdekretkaumFortschrittezuverzeichnen:LautdesKorruptionsindexesvonTransparencyInternational
gehörtAfghanistanmitSomaliaundNord-Koreaauch2013zudenkorruptestenLändernderWelt.

ZunehmendgeratenauchAmtsträgerundRegierungsvertreterindenFokusderÖffentlichkeit.Dieafghanische
Antikorruptionsbehörde(HighOfficeofOversightforAnti-Corruption,HOOAC)hatseitihrerGründungeine

ReihevonErmittlungengegenoffizielle Amtsträger
eingeleitet.EndeJuli2012übergabsienacheigenen
Angabenüber127FällevonillegalerLandenteignung
undUnterschlagungdurchRegierungsvertreteranden
Generalstaatsanwalt. Bislang wurdeallerdingskeine
Anklageerhoben.

KorruptionwarauchdieHauptursachederKriseumdie
Kabul-Bank.BisherwurdeerstguteinViertelderver-
untreutenGelderwiedererlangt(ca.220Mio.vonmehr
als800Mio.US-Dollar,dieveruntreutwordenwaren).
DieinersterInstanzverhängtenStrafenwurdenvonder
internationalenGemeinschaftangesichtsderenormen
SummederunterschlagenenGelderalszumildebeur-
teilt.DerzeitläufteinBerufungsverfahren.

DieafghanischeRegierungundJustiztunsichunverän-
dertschwerdamit,diefürKorruptionVerantwortlichen
zurRechenschaftzuziehen.AberauchbeiderGesetz-
gebunggibtes weiterhin Versäumnisse.So werden
wichtige Gesetzesvorhaben wiedas Anti-Corruption
Law,dasNationalAuditLaw,derCriminalProcedure
CodeunddasLawontheCampaignAgainst Major
CrimeszumTeilseitvielenMonatenimafghanischen
Kabinett,zwischendemJustizministeriumundver-
schiedeneninterministeriellen Ausschüssendiskutiert
bzw.wartenaufihreVerabschiedungdurchdasParla-
ment,uminKrafttretenzukönnen.

AnlasszurHoffnungbietetdasEngagementdesParla-
mentsgegenKorruptioninderRegierung.DieAbge-
ordnetenhabenwiederholtKabinettmitgliederindie
verschiedenenAusschüssevorgeladen.Zuletztmusste
FinanzministerOmarZakhilwalzuKorruptionsvorwür-
fenaussagen.Diesebestätigtensichjedochnicht.

DasafghanischeParlamenthatinseinernochkurzenGeschichtezunehmendanSelbstbewusstseingewonnen.
DieAbgeordneten,insbesonderedesUnterhauses,werdenihrerKontrollfunktiongegenüberPräsidentundRe-
gierunggerechtundvertretenengagiertdieInteressenderWähler.Dasließsichu.a.andenDebattenzuden

Anti-Korruptionsbehörde(HOOAC)

Die2008aufderGrundlageeinerPräsidialverord-
nunggegründeteAntikorruptionsbehördeistzustän-
digfürdieKoordinierung,UmsetzungundÜberwa-
chung derafghanischen Antikorruptionsstrategie
undbeschäftigtderzeitetwa220Mitarbeiter.Hinzu
kommen20überwiegendnationaleBerater.Sieist
direktdemPräsidentenunterstellt,beiderAusübung
ihrerTätigkeitenaberformalunabhängig. Durch
eine Verordnung vom März 2010 wurde das
HOOAC miteinerAnzahlzusätzlicherAufgaben
betraut.UnteranderemsollsieVerfahrenimBe-
reichder Beschaffungund Auftragsvergabe,der
Ausstellungvon Reisedokumenten,derErteilung
vonBaugenehmigungen,Pilgerangelegenheiten,der
ErteilungvonZulassungenfürKaufleute,derAus-
stellungvonZeugnissenundFortbildungsnachwei-
sensowiederAltersversorgungreformieren.Mitder
EinrichtungvonvierzusätzlichenBürosinMasar-e
Scharif,Jalalabad,HelmandundKandaharisteine
dezentraleStrukturentstanden.Gleichzeitighaben
SchlüsselministerienwiedasInnen-,Finanz-und
BildungsressortmittlerweileAntikorruptionseinhei-
teneingerichtet.

Die Gründungeinerzentralen Anti-Korruptions-
behördestellteinenFortschrittdarunderfülltu.a.
dieVorgabenderVN-KonventiongegenKorrupti-
on.

ImZugeseinerPräsidentschaftskandidaturistder
bisherigeLeiterdesAnti-Korruptionsbehörde,Azi-
zullahLudin,am16.September2013zurückgetre-
ten.Am28.Dezember2013wurdeGhulamHussain
FakhriperPräsidialdekretzumneuenLeiterernannt.
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Wahlgesetzen ablesen. Das traditionell dem Präsidenten zugeneigte Oberhaus begleitete diesen Prozess kon-
struktiv und kritisch. Die Senatoren trugen zentrale Forderungen des afghanischen Kabinetts wie die Ersetzung
der Wahlbeschwerdekommission durch ein Sondertribunal am Obersten Gericht nicht mit. Am 22. Juli 2013
entzog das afghanische Unterhaus (Wolesi Jirga) Innenminister Mujtaba Patang das Vertrauen. Am 31. August
2013 beugte sich der Präsident der Parlamentsentscheidung und ernannte Mohammad Omar Daudzai, zum neu-
en Innenminister. Gleichzeitig wurde Rahmatullah Nabil zum neuen Leiter des afghanischen Geheimdienstes
NDS (National Directorate of Security) ernannt. Beide erhielten am 25. September 2013 die erforderliche Par-
lamentsbestätigung. Auch die knapp einen Monat später erfolgte Kabinettumbildung bestätigte das Parlament:
Im Zuge der Kandidatenregistrierung für das Präsidenten- bzw. Vizepräsidentenamt mussten 25 Regierungsver-
treter ihre Ämter niederlegen, darunter fünf Minister. Am 30. Oktober 2013 hat Präsident Karsai die freigewor-
denen Ministerämter neu besetzt: Zarar Moqbel Osmani als Außenminister für Zalmay Rassoul; Mohammad
Nurzai als Minister für Wasser und Energie ersetzt Ismael Khan; Akbar Barakzai als Minister für Bergbau und
Industrie anstelle von Wahidullah Shahrani; Mohammad Kargar als Handelsminister für Anwar-ul-Haq Ahadi;
Din Mohammad Rashedi als Drogenbekämpfungsminister ersetzt Zarar Moqbel Osmani. Die meisten der Er-
nannten hatten bereits Regierungsämter unter Karsai inne.

Das Amt des Transitionsbeauftragten übernahm der ehemalige afghanische Außenminister und außenpolitische
Berater Karsais, Dr. Rangin Dadfar Spanta. Am 28. Dezember wurde mit Ghulam Hussain Fakhri außerdem ein
neuer Leiter der Anti-Korruptionsbehörde ernannt. Die Gouverneursämter der Provinzen Bamyan und
Nangarhar sind im Zuge der Kandidaturen für die Präsidentschaftswahlen noch unbesetzt. Mit Ghulam Sakhi
Baghlani (Kundus) und Abdul Latif Ibrahimi (Takhar) haben auch zwei Nordprovinzen neue Gouverneure erhal-
ten. Personaländerungen gab es auch auf Ebene der Lokalregierungen, darunter die Provinz Logar, die ihren
Gouverneur am 15. Oktober 2013 bei einem Anschlag verlor.

Die Weiterentwicklung guter Regierungsführung stellte im Berichtszeitraum einen wesentlichen Schwerpunkt
des deutschen zivilen Engagements dar, um einen grundlegenden Beitrag zur Entwicklung nachhaltiger staatli-
cher Leistungsfähigkeit zu leisten und dadurch zur Behebung von Legitimationsdefiziten beizutragen. Zentrale
Handlungsfelder sind Kapazitätsaufbau von Verwaltungsstrukturen, Beratung und Begleitung von Reformpro-
zessen – insbesondere auch der Korruptionsbekämpfung – Justizwesen und Rechtstaatlichkeit, Gleichstellung
der Geschlechter, Förderung von Menschenrechten sowie der Ausbau der Infrastruktur zur Sicherung sozialer
Grundbedürfnisse.

Die einzelnen Aktivitäten der Bundesregierung zu diesem Bereich werden sowohl auf der nationalen Ebene in
Kabul als auch in den Fokusprovinzen (Badakhshan, Baghlan, Balkh, Kunduz, Takhar und seit 2013 Samangan)
im Norden Afghanistans durchgeführt. Damit stärken sie Koordination und Kooperation innerhalb wie auch
zwischen den Regierungsebenen. Einen besonderen Schwerpunkt legt das deutsche Engagement hierbei auf die
Stärkung von Strukturen auf Provinz- und Distriktebene, damit diese die Grundbedürfnisse der Bevölkerung u.
a. in den Bereichen Gesundheit, Bildung, ländliche Entwicklung und Basisinfrastruktur unmittelbar erfüllen
können. Wesentliche Instrumente sind hierbei drei seit 2010 arbeitende Fonds: Der Regionale Kapazitätsent-
wicklungsfonds (Regional Capacity Development Fund, RCDF) hat ein Volumen von bislang rund 46 Mio.
Euro; der Regionale Infrastrukturentwicklungsfonds (Regional Infrastructure Development Fund, RIDF) um-
fasst zusätzlich 47 Mio. Euro und das Stabilisierungsprogramm Nordafghanistan bislang 74 Mio. Euro. Die
Fonds tragen zur Implementierung der Afghan Subnational Governance Policy (ASGP) bei, die im März 2010
im Anschluss an die Londoner Afghanistan-Konferenz verabschiedet wurde.

Aufgrund der Verzahnung von Kapazitätsaufbau mit fondsfinanzierter Entwicklung stärken solche Programme
zur Regierungsführung die Kapazitäten von Verwaltungsstellen in Provinzen und Distrikten. Die afghanischen
Partnerinstitutionen werden bei Antrags- und Projektentwicklung unterstützt, führen Machbarkeitsprüfungen,
Ausschreibungen und Auswertungen durch und entwickeln auf diese Weise ihre Leistungsfähigkeit. Die Pro-
vinzentwicklungsräte (Provincial Development Council PDC) können ihr Mandat als Steuerungsgremium da-
durch besser ausfüllen und übernehmen zunehmend die Umsetzung der strategischen Entwicklungsplanung für
alle in der Provinz von den Fachbehörden beantragten und durchgeführten Projekte.

Seit 2010/11 wurden 282 Trainings für Mitarbeitende der öffentlichen Verwaltung durch den RCDF unterstützt,
um die Teilnehmer in Projektmanagement, Finanzplanung, Berichtswesen, Beschaffung, Monitoring und Eva-
luierung sowie Englisch und IT-Kenntnissen weiter zu qualifizieren. Damit wurden ca. 14.800 Teilnehmer er-
reicht, darunter 3.706 Frauen. Von den Verwaltungen selbst wurden zusätzlich 52 Trainings durchgeführt mit
über 2.740 Teilnehmern, darunter 1.755 Frauen. Der RIDF unterstützt die Provinzverwaltungen bei der Vorbe-
reitung und Umsetzung von Infrastrukturprojekten. Grundprinzip bei der Umsetzung aller Programme im Be-
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Wahlgesetzenablesen.DastraditionelldemPräsidentenzugeneigteOberhausbegleitetediesenProzesskon-
struktivundkritisch.DieSenatorentrugenzentraleForderungendesafghanischenKabinettswiedieErsetzung
der WahlbeschwerdekommissiondurcheinSondertribunalamOberstenGerichtnichtmit.Am22.Juli2013
entzogdasafghanischeUnterhaus(WolesiJirga)InnenministerMujtabaPatangdasVertrauen.Am31.August
2013beugtesichderPräsidentderParlamentsentscheidungundernannteMohammadOmarDaudzai,zumneu-
enInnenminister.GleichzeitigwurdeRahmatullahNabilzumneuenLeiterdesafghanischenGeheimdienstes
NDS(NationalDirectorateofSecurity)ernannt.Beideerhieltenam25.September2013dieerforderlichePar-
lamentsbestätigung.AuchdieknappeinenMonatspätererfolgteKabinettumbildungbestätigtedasParlament:
ImZugederKandidatenregistrierungfürdasPräsidenten-bzw.Vizepräsidentenamtmussten25Regierungsver-
treterihreÄmterniederlegen,darunterfünfMinister.Am30.Oktober2013hatPräsidentKarsaidiefreigewor-
denenMinisterämterneubesetzt:ZararMoqbelOsmanialsAußenministerfürZalmayRassoul;Mohammad
NurzaialsMinisterfürWasserundEnergieersetztIsmaelKhan;AkbarBarakzaialsMinisterfürBergbauund
IndustrieanstellevonWahidullahShahrani;MohammadKargaralsHandelsministerfürAnwar-ul-HaqAhadi;
DinMohammadRashedialsDrogenbekämpfungsministerersetztZararMoqbelOsmani.DiemeistenderEr-
nanntenhattenbereitsRegierungsämterunterKarsaiinne.

DasAmtdesTransitionsbeauftragtenübernahmderehemaligeafghanischeAußenministerundaußenpolitische
BeraterKarsais,Dr.RanginDadfarSpanta.Am28.DezemberwurdemitGhulamHussainFakhriaußerdemein
neuerLeiterder Anti-Korruptionsbehördeernannt. Die GouverneursämterderProvinzen Bamyanund
NangarharsindimZugederKandidaturenfürdiePräsidentschaftswahlennochunbesetzt.MitGhulamSakhi
Baghlani(Kundus)undAbdulLatifIbrahimi(Takhar)habenauchzweiNordprovinzenneueGouverneureerhal-
ten.PersonaländerungengabesauchaufEbenederLokalregierungen,darunterdieProvinzLogar,dieihren
Gouverneuram15.Oktober2013beieinemAnschlagverlor.

Die WeiterentwicklungguterRegierungsführungstellteimBerichtszeitraumeinenwesentlichenSchwerpunkt
desdeutschenzivilenEngagementsdar,umeinengrundlegendenBeitragzurEntwicklungnachhaltigerstaatli-
cherLeistungsfähigkeitzuleistenunddadurchzurBehebungvonLegitimationsdefizitenbeizutragen.Zentrale
HandlungsfeldersindKapazitätsaufbauvonVerwaltungsstrukturen,BeratungundBegleitungvonReformpro-
zessen–insbesondereauchderKorruptionsbekämpfung–JustizwesenundRechtstaatlichkeit,Gleichstellung
derGeschlechter,FörderungvonMenschenrechtensowiederAusbauderInfrastrukturzurSicherungsozialer
Grundbedürfnisse.

DieeinzelnenAktivitätenderBundesregierungzudiesemBereichwerdensowohlaufdernationalenEbenein
KabulalsauchindenFokusprovinzen(Badakhshan,Baghlan,Balkh,Kunduz,Takharundseit2013Samangan)
imNordenAfghanistansdurchgeführt.DamitstärkensieKoordinationundKooperationinnerhalbwieauch
zwischendenRegierungsebenen.EinenbesonderenSchwerpunktlegtdasdeutscheEngagementhierbeiaufdie
StärkungvonStrukturenaufProvinz-undDistriktebene,damitdiesedieGrundbedürfnissederBevölkerungu.
a.indenBereichenGesundheit,Bildung,ländlicheEntwicklungundBasisinfrastrukturunmittelbarerfüllen
können. WesentlicheInstrumentesindhierbeidreiseit2010arbeitendeFonds:DerRegionaleKapazitätsent-
wicklungsfonds(RegionalCapacityDevelopmentFund,RCDF)hateinVolumenvonbislangrund46 Mio.
Euro;derRegionaleInfrastrukturentwicklungsfonds(RegionalInfrastructureDevelopmentFund,RIDF)um-
fasstzusätzlich47 Mio.EurounddasStabilisierungsprogrammNordafghanistanbislang74 Mio.Euro.Die
FondstragenzurImplementierungderAfghanSubnationalGovernancePolicy(ASGP)bei,dieimMärz2010
imAnschlussandieLondonerAfghanistan-Konferenzverabschiedetwurde.

AufgrundderVerzahnungvonKapazitätsaufbaumitfondsfinanzierterEntwicklungstärkensolcheProgramme
zurRegierungsführungdieKapazitätenvonVerwaltungsstelleninProvinzenundDistrikten.Dieafghanischen
PartnerinstitutionenwerdenbeiAntrags-undProjektentwicklungunterstützt,führen Machbarkeitsprüfungen,
AusschreibungenundAuswertungendurchundentwickelnaufdiese WeiseihreLeistungsfähigkeit.DiePro-
vinzentwicklungsräte(ProvincialDevelopmentCouncilPDC)könnenihrMandatalsSteuerungsgremiumda-
durchbesserausfüllenundübernehmenzunehmenddieUmsetzungderstrategischenEntwicklungsplanungfür
alleinderProvinzvondenFachbehördenbeantragtenunddurchgeführtenProjekte.

Seit2010/11wurden282TrainingsfürMitarbeitendederöffentlichenVerwaltungdurchdenRCDFunterstützt,
umdieTeilnehmerinProjektmanagement,Finanzplanung,Berichtswesen,Beschaffung,MonitoringundEva-
luierungsowieEnglischundIT-Kenntnissenweiterzuqualifizieren.Damitwurdenca.14.800Teilnehmerer-
reicht,darunter3.706Frauen.VondenVerwaltungenselbstwurdenzusätzlich52Trainingsdurchgeführtmit
über2.740Teilnehmern,darunter1.755Frauen.DerRIDFunterstütztdieProvinzverwaltungenbeiderVorbe-
reitungundUmsetzungvonInfrastrukturprojekten.GrundprinzipbeiderUmsetzungallerProgrammeimBe-
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reich Regierungsführung ist eine enge Anlehnung an afghanische Strukturen und Prozesse. Wichtige Kooperati-
onspartner sind neben dem Finanzministerium, Wirtschafts-, Justiz-, Innenministerium und deren Fachbehörden
auf Provinz- und Distriktebene sowie Institutionen wie die Kommission für Verwaltungsreform und öffentlichen
Dienst (Independent Administration Reform and Civil Service Commission, IARCSC). Als wesentliches Element
der Korruptionsbekämpfung fördert die deutsche Entwicklungszusammenarbeit die konsequente Anwendung
transparenter Verfahren bei der Durchführung von Projekten. Auch die HOOAC erhält im Rahmen des Anti-
Corruption Capacity Building Program Unterstützung. Im Bereich der Förderung von Rechtsstaatlichkeit sind
verfassungs- und gesetzeskonformes Handeln von Polizei und Justiz wesentliches Kernanliegen. So konnte die
Rechtsberatung durch die Rechtsämter in den Provinzen durch die Kombination von Ausstattungsmaßnahmen
(z. B. für Bibliotheken) mit Fortbildungsprogrammen für Mitarbeitende verbessert und die Akzeptanz bei der
Bevölkerung erhöht werden. Umfragen bestätigen, dass inzwischen fast die Hälfte der Bevölkerung in den un-
terstützten Provinzen weiß, dass sie einen Anspruch auf kostenlose Rechtshilfe hat. Die Arbeit im Bereich
Community Policing zielt auf ein verbessertes Verhältnis von Polizei und Bevölkerung. Die traditionell schlech-
te Bewertung der Polizei in der Bevölkerung wird schrittweise positiver: So sind nur noch ca. 11 Prozent der
Bevölkerung in den Zielprovinzen dieses Projektes der Ansicht, dass die Polizei ihre Rechte nicht oder kaum
schützt (Stand: Oktober 2013).

Über die deutsche Max-Planck-Stiftung für internationalen Frieden und Rechtsstaatlichkeit (MPFPR) fördert die
Bundesregierung Ausbildungslehrgänge für Richteranwärter am afghanischen Obersten Gerichtshof in den
Kernbereichen Verfassungs-, Straf- und Zivilrecht, Menschenrechte, Gerichtsorganisation und richterliche Ethik
sowie die Bekämpfung von Justizkorruption. MPFPR arbeitet mit der Verwaltungsreformkommission ein neues
Verwaltungsverfahrensrecht aus. Hinzu kommen Trainings für Ministerialbeamte und andere Verwaltungsange-
stellte im Völkerrecht, Verfassungsrecht und Grundlagen der Gesetzgebung, Frauen- und Kinderrechten.

Das Querschnittsthema Gleichstellung wird im Schwerpunkt Regierungsführung intensiv aufgegriffen. Durch
die Förderung von zivilgesellschaftlichen Verbänden (insbesondere Afghan Women Network) können sich Frau-
en zunehmend aktiv in den politischen Diskurs auf nationaler Ebene einbringen und bei relevanten Normen und
Gesetzen ihre Perspektive formulieren. Außerdem wird die Beteiligung von Vertreterinnen von Frauenrechtsor-
ganisationen bei der Reform des Strafgesetzbuchs im Rahmen einer Enquetekommission unterstützt. Das deut-
sche Engagement bei der nachhaltigen Aus- und Fortbildung, Vernetzung und Förderung junger Juristinnen in
Nordafghanistan wird wegen seines Erfolges mittlerweile durch die Niederlande und Finnland kofinanziert. In
den Provinzen Badakshan, Balkh, Kunduz und Takhar praktizieren heute ca. 2.000 Anwälte (2002: 180). Seit
Einführung der dezentralen Anwaltsprüfung im letzten Jahr haben über 40 Frauen aus Kundus, Badakhshan und
Takhar die Anwaltsprüfung abgelegt. An der Universität in Balkh studieren heute insgesamt 926 Personen Jura,
davon 256 Frauen. 2012 hatten sich hierfür zum ersten Mal mehr Frauen als Männer eingeschrieben.

Darüber hinaus unterstützt Deutschland über den von der Weltbank verwalteten Treuhandfonds Afghanistan
Reconstruction Trust Fund (ARTF) mit jährlich bis zu 60 Mio. Euro u. a. Aktivitäten im Bereich Regierungsfüh-
rung.11 Unter den 20 Investitionsprogrammen des ARTF wird eine breite Palette von Kapazitätsaufbauprojekten
für das öffentliche Finanzwesen, den Justizbereich, die öffentliche Verwaltung und universitäre Einrichtungen
sowie Investitionsprogramme im Energiesektor, Landwirtschafts- und Bewässerungssektor, Trinkwasserversor-
gung, ländlicher Straßenbau, Gesundheitswesen und Mikrofinanzierung unterstützt.

Auch künftig wird die Stärkung guter Regierungsführung einen Schwerpunkt des deutschen zivilen Engage-
ments darstellen, da die Herausforderungen zur Etablierung einer handlungsfähigen Verwaltung einschließlich
ihrer Orientierung an Maßstäben wie der Beachtung von Menschenrechten und Anti-Korruption auf absehbare
Zeit bestehen bleiben werden.

11 Die Einzahlungen aller Geber werden etwa zu 30 Prozent für laufende Kosten und zu 70 Prozent für 20 Investitionsprogramme (darunter das
Education Quality Improvement Programme (EQUIP) – vgl. hierzu Darstellung zum Schwerpunkt Bildung in Kap. III. 11) landesweit einge-
setzt.
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reichRegierungsführungisteineengeAnlehnunganafghanischeStrukturenundProzesse.WichtigeKooperati-
onspartnersindnebendemFinanzministerium,Wirtschafts-,Justiz-,InnenministeriumundderenFachbehörden
aufProvinz-undDistriktebenesowieInstitutionenwiedieKommissionfürVerwaltungsreformundöffentlichen
Dienst(IndependentAdministrationReformandCivilServiceCommission,IARCSC).AlswesentlichesElement
derKorruptionsbekämpfungfördertdiedeutscheEntwicklungszusammenarbeitdiekonsequenteAnwendung
transparenterVerfahrenbeiderDurchführungvonProjekten.AuchdieHOOACerhältimRahmendesAnti-
CorruptionCapacityBuildingProgramUnterstützung.ImBereichderFörderungvonRechtsstaatlichkeitsind
verfassungs-undgesetzeskonformesHandelnvonPolizeiundJustizwesentlichesKernanliegen.Sokonntedie
RechtsberatungdurchdieRechtsämterindenProvinzendurchdieKombinationvonAusstattungsmaßnahmen
(z.B.fürBibliotheken)mitFortbildungsprogrammenfürMitarbeitendeverbessertunddieAkzeptanzbeider
Bevölkerungerhöhtwerden.Umfragenbestätigen,dassinzwischenfastdieHälftederBevölkerungindenun-
terstütztenProvinzenweiß,dasssieeinenAnspruchaufkostenloseRechtshilfehat.DieArbeitimBereich
CommunityPolicingzieltaufeinverbessertesVerhältnisvonPolizeiundBevölkerung.Dietraditionellschlech-
teBewertungderPolizeiinderBevölkerungwirdschrittweisepositiver:Sosindnurnochca.11Prozentder
BevölkerungindenZielprovinzendiesesProjektesderAnsicht,dassdiePolizeiihreRechtenichtoderkaum
schützt(Stand:Oktober2013).

ÜberdiedeutscheMax-Planck-StiftungfürinternationalenFriedenundRechtsstaatlichkeit(MPFPR)fördertdie
BundesregierungAusbildungslehrgängefürRichteranwärteramafghanischenOberstenGerichtshofinden
KernbereichenVerfassungs-,Straf-undZivilrecht,Menschenrechte,GerichtsorganisationundrichterlicheEthik
sowiedieBekämpfungvonJustizkorruption.MPFPRarbeitetmitderVerwaltungsreformkommissioneinneues
Verwaltungsverfahrensrechtaus.HinzukommenTrainingsfürMinisterialbeamteundandereVerwaltungsange-
stellteimVölkerrecht,VerfassungsrechtundGrundlagenderGesetzgebung,Frauen-undKinderrechten.

DasQuerschnittsthemaGleichstellungwirdimSchwerpunktRegierungsführungintensivaufgegriffen.Durch
dieFörderungvonzivilgesellschaftlichenVerbänden(insbesondereAfghanWomenNetwork)könnensichFrau-
enzunehmendaktivindenpolitischenDiskursaufnationalerEbeneeinbringenundbeirelevantenNormenund
GesetzenihrePerspektiveformulieren.AußerdemwirddieBeteiligungvonVertreterinnenvonFrauenrechtsor-
ganisationenbeiderReformdesStrafgesetzbuchsimRahmeneinerEnquetekommissionunterstützt.Dasdeut-
scheEngagementbeidernachhaltigenAus-undFortbildung,VernetzungundFörderungjungerJuristinnenin
NordafghanistanwirdwegenseinesErfolgesmittlerweiledurchdieNiederlandeundFinnlandkofinanziert.In
denProvinzenBadakshan,Balkh,KunduzundTakharpraktizierenheuteca.2.000Anwälte(2002:180).Seit
EinführungderdezentralenAnwaltsprüfungimletztenJahrhabenüber40FrauenausKundus,Badakhshanund
TakhardieAnwaltsprüfungabgelegt.AnderUniversitätinBalkhstudierenheuteinsgesamt926PersonenJura,
davon256Frauen.2012hattensichhierfürzumerstenMalmehrFrauenalsMännereingeschrieben.

DarüberhinausunterstütztDeutschlandüberdenvonder WeltbankverwaltetenTreuhandfondsAfghanistan
ReconstructionTrustFund(ARTF)mitjährlichbiszu60Mio.Eurou.a.AktivitätenimBereichRegierungsfüh-
rung.11Unterden20InvestitionsprogrammendesARTFwirdeinebreitePalettevonKapazitätsaufbauprojekten
fürdasöffentlicheFinanzwesen,denJustizbereich,dieöffentlicheVerwaltungunduniversitäreEinrichtungen
sowieInvestitionsprogrammeimEnergiesektor,Landwirtschafts-undBewässerungssektor,Trinkwasserversor-
gung,ländlicherStraßenbau,GesundheitswesenundMikrofinanzierungunterstützt.

AuchkünftigwirddieStärkungguterRegierungsführungeinenSchwerpunktdesdeutschenzivilenEngage-
mentsdarstellen,dadieHerausforderungenzurEtablierungeinerhandlungsfähigenVerwaltungeinschließlich
ihrerOrientierunganMaßstäbenwiederBeachtungvonMenschenrechtenundAnti-Korruptionaufabsehbare
Zeitbestehenbleibenwerden.

11 DieEinzahlungenallerGeberwerdenetwazu30ProzentfürlaufendeKostenundzu70Prozentfür20Investitionsprogramme(darunterdas
EducationQualityImprovementProgramme(EQUIP)–vgl.hierzuDarstellungzumSchwerpunktBildunginKap.III.11)landesweiteinge-
setzt.
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Der Anbau von Schlafmohn und zunehmend auch Cannabis in Afghanistan bleibt für Afghanistan selbst und für
die internationale Gemeinschaft weiterhin eine große Herausforderung.
Afghanistan wirkt sich aufgrund der dabei generierten illegalen Finanzmittel besonders negativ auf den Aufbau

2007 wurde damit nicht erreicht. Die Hauptproduzenten liegen weiterhin im Süden des Landes, allen voran die
Provinz Helmand, wo auf über 100.000 ha Schlafmohn angebaut wurden.

Im Norden verloren die Provinzen Balkh
und Faryab ihren Status als „drogena
baufrei“. Voraussetzung dafür ist, dass
in einer Provinz Schlafmohn nur auf
weniger als 100 ha angebaut wird. Die
Anbauflächen im Norden von 410 ha in
Balkh bzw. 153 ha in Faryab spielen im
Gesamtbild allerdings nur eine unterg
ordnete Rolle. Auch der leic
in Badakhshan (2013: 2.374 ha) bleibt
hinter den Spitzenwerten von 2004
(15.607 ha) deutlich zurück.

Die von afghanischer Seite 2013 ve
nichtete Anbaufläche (7.348 ha) fiel
jedoch geringer aus als noch im Jahr
2012 (9.672 ha).

Internationale Tr
Rolle gespielt. Die Bundeswehr hat kein Mandat, in diesem Sektor tätig zu werden.

Ursächlich für den Drogenanbau ist die weltweit anhaltend große Nachfrage, die den Ba
men beschert (4.500 US
ghanischen Sicherheitskräften im Bereich Drogenbekämpfung und Strafverfolgung, obwohl UNODC durchaus
Fortschritte bescheinigt. Außerd
folgungsdrucks
sind in Korruptionsgeschäfte im Kontext von Drogenkriminalität verwickelt, im
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DerAnbauvonSchlafmohnundzunehmendauchCannabisinAfghanistanbleibtfürAfghanistanselbstundfür
dieinternationaleGemeinschaftweiterhineinegroßeHerausforderung.
AfghanistanwirktsichaufgrundderdabeigeneriertenillegalenFinanzmittelbesondersnegativaufdenAufbau

2007wurdedamitnichterreicht.DieHauptproduzentenliegenweiterhinimSüdendesLandes,allenvorandie
ProvinzHelmand,woaufüber100.000haSchlafmohnangebautwurden.

ImNordenverlorendieProvinzenBalkh
undFaryabihrenStatusals„drogena
baufrei“.Voraussetzungdafürist,dass
ineinerProvinzSchlafmohnnurauf
wenigerals100haangebautwird.Die
AnbauflächenimNordenvon410hain
Balkhbzw.153hainFaryabspielenim
Gesamtbildallerdingsnureineunterg
ordneteRolle.Auchderleic
inBadakhshan(2013:2.374ha)bleibt
hinter den Spitzenwerten von 2004
(15.607ha)deutlichzurück.

DievonafghanischerSeite2013ve
nichtete Anbaufläche(7.348ha)fiel
jedochgeringerausalsnochimJahr
2012(9.672ha).

InternationaleTr
Rollegespielt.DieBundeswehrhatkeinMandat,indiesemSektortätigzuwerden.

UrsächlichfürdenDrogenanbauistdieweltweitanhaltendgroßeNachfrage,diedenBa
menbeschert(4.500US
ghanischenSicherheitskräftenimBereichDrogenbekämpfungundStrafverfolgung,obwohlUNODCdurchaus
Fortschrittebescheinigt.Außerd
folgungsdrucks
sindinKorruptionsgeschäfteimKontextvonDrogenkriminalitätverwickelt,im
DrahtzieherderDrogenökonomie.
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UNODC fordert einen Aktionsplan für Afghanistan, der nicht nur die Reduzierung des Drogenanbaus in Afgha-
nistan zum Ziel haben, sondern die Drogentransit- und Zielländer mit einbeziehen soll, da die größten Gewinne
mit Drogen in Russland und Europa erzielt werden. Deutschland hat in den vergangenen Jahren UNODC mit
jährlich ein bis zwei Millionen US-Dollar zur Bekämpfung der Drogenproblematik in Afghanistan unterstützt.

Regionalprozess

Der am 2. November 2011 ins Leben gerufene Istanbul-Prozess (Heart-of-Asia-Prozess) bleibt weiterhin das am
besten auf Afghanistan zugeschnittene Format regionaler Zusammenarbeit und Vertrauensbildung. Die Bedeu-
tung der Region für Stabilität, Frieden und Wirtschaftsentwicklung Afghanistans wird während der Transforma-
tionsdekade noch wachsen. Der Istanbul-Prozess stellt einen Rahmen von sechs vertrauensbildenden Maßnah-
men (vbM) (Katastrophenhilfe, Terrorismusbekämpfung, Drogenbekämpfung, Handels- und Investitions-
möglichkeiten, Infrastrukturausbau, Bildung) bereit, hat jedoch sein Potenzial bei weitem nicht ausgeschöpft.
Die dritte Ministerkonferenz des Istanbul-Prozesses am 26. April 2013 in Almaty hat für alle vertrauensbilden-
den Maßnahmen Aktionspläne beschlossen. Seitdem steht deren Umsetzung im Mittelpunkt. Auf einem Treffen
Hoher Beamter aus den Mitglied- und Unterstützerstaaten des Prozesses am Rande der VN-General-
versammlung in New York am 23. September 2013 konnten Fortschritte bei der Implementierung aller vertrau-
ensbildenden Maßnahmen festgestellt werden.

Erfreulich ist die Bereitschaft Chinas, im Sommer 2014 in der chinesischen Stadt Tian Jin die vierte Außenmi-
nisterkonferenz des Istanbul-Prozesses auszurichten. Damit bekundet ein bisher politisch in Afghanistan eher
zurückhaltender wichtiger Nachbarstaat seine Unterstützung für diesen Regionalprozess.

Von sonstigen regionalen Organisationen wie beispielsweise der Schanghai-Organisation für Zusammenarbeit
(SCO) oder der südasiatischen Vereinigung für Kooperation (SAARC) gingen im Berichtszeitraum keine nen-
nenswerten Impulse für Afghanistan aus. Die Regional Economic Cooperation Conference in Afghanistan
(RECCA) trat nach einer ergebnislos verlaufenen Konferenz in Duschanbe im März 2012 bisher nicht mehr
zusammen. Das afghanische Außenministerium plant eine RECCA-Konferenz für die erste Jahreshälfte 2014.

Aktivitäten der von Deutschland unterstützten vertrauensbildenden Maßnahme (vbM) Handel und Inves-
titionen:

Mit deutscher logistischer Unterstützung fand am 18. und 19. November 2013 im indischen New Delhi die Inves-
toren-Konferenz „Doing Business with Afghanistan“ statt. Der indische Verband der Handelskammern FICCI
hatte diese Nachfolgeveranstaltung des New Delhi Investment Summit on Afghanistan (Juni 2012) ausgerichtet.
Die gut besuchte Konferenz (ca. 250 Teilnehmer, zumeist indische Geschäftsleute) wurde vom indischen Au-
ßenminister Khurshid und dem afghanischen Finanzminister Zakhilwal gemeinsam eröffnet. Parallel fand sowohl
in New Delhi als auch anschließend in Mumbai eine Ausstellung afghanischer Erzeugnisse mit etwa 30 Ausstel-
lern statt.

Bereits im Juni 2013 hatten im Rahmen der vbM ein Kapazitätsbildungsseminar für Mitarbeiter der Afghanischen
Industrie- und Handelskammer ACCI sowie „Business-to-Business“-Treffen für die Frisch- und Trockenfrucht-
branche in verschiedenen indischen Städten stattgefunden. Da der indische Markt insbesondere für Trockenfrüch-
te nicht gesättigt ist, besteht hier eine für Afghanistan interessante Exportmöglichkeit. Auch für weitere 2014
geplante Aktivitäten besteht das Angebot deutscher Unterstützung fort. Deutschland und Indien haben im Rah-
men der deutsch-indischen Regierungskonsultationen vom 11. April 2013 vereinbart, dass sie gemeinsame Pro-
jekte mit Afghanistan in Leben rufen werden.

Die von Deutschland ebenfalls unterstützte vbM zur Regionalen Infrastruktur hat unter turkmenischer und aser-
baidschanischer Federführung zu Fortschritten bei großen Infrastrukturprojekten beigetragen. Dazu gehören die
Gaspipeline TAPI, Straßen- und Eisenbahnbauprojekte und der Ausbau der Elektrizitätsversorgung in Afghanis-
tan und seinen Nachbarländern. Zum Aufgabenspektrum dieser vbM gehören u. a. Konsultationen zwischen den
zuständigen Fachministerien der betroffenen Staaten.
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UNODCforderteinenAktionsplanfürAfghanistan,dernichtnurdieReduzierungdesDrogenanbausinAfgha-
nistanzumZielhaben,sonderndieDrogentransit-undZielländermiteinbeziehensoll,dadiegrößtenGewinne
mitDrogeninRusslandundEuropaerzieltwerden.DeutschlandhatindenvergangenenJahrenUNODCmit
jährlicheinbiszweiMillionenUS-DollarzurBekämpfungderDrogenproblematikinAfghanistanunterstützt.

Regionalprozess

Deram2.November2011insLebengerufeneIstanbul-Prozess(Heart-of-Asia-Prozess)bleibtweiterhindasam
bestenaufAfghanistanzugeschnitteneFormatregionalerZusammenarbeitundVertrauensbildung.DieBedeu-
tungderRegionfürStabilität,FriedenundWirtschaftsentwicklungAfghanistanswirdwährendderTransforma-
tionsdekadenochwachsen.DerIstanbul-ProzessstellteinenRahmenvonsechsvertrauensbildendenMaßnah-
men(vbM)(Katastrophenhilfe,Terrorismusbekämpfung, Drogenbekämpfung, Handels-undInvestitions-
möglichkeiten,Infrastrukturausbau,Bildung)bereit,hatjedochseinPotenzialbeiweitemnichtausgeschöpft.
DiedritteMinisterkonferenzdesIstanbul-Prozessesam26.April2013inAlmatyhatfürallevertrauensbilden-
denMaßnahmenAktionsplänebeschlossen.SeitdemstehtderenUmsetzungimMittelpunkt.AufeinemTreffen
Hoher Beamterausden Mitglied-und UnterstützerstaatendesProzessesam Randeder VN-General-
versammlunginNewYorkam23.September2013konntenFortschrittebeiderImplementierungallervertrau-
ensbildendenMaßnahmenfestgestelltwerden.

ErfreulichistdieBereitschaftChinas,imSommer2014inderchinesischenStadtTianJindievierteAußenmi-
nisterkonferenzdesIstanbul-Prozessesauszurichten.DamitbekundeteinbisherpolitischinAfghanistaneher
zurückhaltenderwichtigerNachbarstaatseineUnterstützungfürdiesenRegionalprozess.

VonsonstigenregionalenOrganisationenwiebeispielsweisederSchanghai-OrganisationfürZusammenarbeit
(SCO)oderdersüdasiatischenVereinigungfürKooperation(SAARC)gingenimBerichtszeitraumkeinenen-
nenswertenImpulsefürAfghanistanaus.DieRegionalEconomicCooperationConferenceinAfghanistan
(RECCA)tratnacheinerergebnislosverlaufenenKonferenzinDuschanbeimMärz2012bishernichtmehr
zusammen.DasafghanischeAußenministeriumplanteineRECCA-KonferenzfürdieersteJahreshälfte2014.

AktivitätendervonDeutschlandunterstütztenvertrauensbildendenMaßnahme(vbM)HandelundInves-
titionen:

MitdeutscherlogistischerUnterstützungfandam18.und19.November2013imindischenNewDelhidieInves-
toren-Konferenz„DoingBusinesswithAfghanistan“statt.DerindischeVerbandderHandelskammernFICCI
hattedieseNachfolgeveranstaltungdesNewDelhiInvestmentSummitonAfghanistan(Juni2012)ausgerichtet.
DiegutbesuchteKonferenz(ca.250Teilnehmer,zumeistindischeGeschäftsleute)wurdevomindischenAu-
ßenministerKhurshidunddemafghanischenFinanzministerZakhilwalgemeinsameröffnet.Parallelfandsowohl
inNewDelhialsauchanschließendinMumbaieineAusstellungafghanischerErzeugnissemitetwa30Ausstel-
lernstatt.

BereitsimJuni2013hattenimRahmendervbMeinKapazitätsbildungsseminarfürMitarbeiterderAfghanischen
Industrie-undHandelskammerACCIsowie„Business-to-Business“-TreffenfürdieFrisch-undTrockenfrucht-
brancheinverschiedenenindischenStädtenstattgefunden.DaderindischeMarktinsbesonderefürTrockenfrüch-
tenichtgesättigtist,bestehthiereinefürAfghanistaninteressanteExportmöglichkeit.Auchfürweitere2014
geplanteAktivitätenbestehtdasAngebotdeutscherUnterstützungfort.DeutschlandundIndienhabenimRah-
menderdeutsch-indischenRegierungskonsultationenvom11.April2013vereinbart,dasssiegemeinsamePro-
jektemitAfghanistaninLebenrufenwerden.

DievonDeutschlandebenfallsunterstütztevbMzurRegionalenInfrastrukturhatunterturkmenischerundaser-
baidschanischerFederführungzuFortschrittenbeigroßenInfrastrukturprojektenbeigetragen.Dazugehörendie
GaspipelineTAPI,Straßen-undEisenbahnbauprojekteundderAusbauderElektrizitätsversorgunginAfghanis-
tanundseinenNachbarländern.ZumAufgabenspektrumdieservbMgehörenu.a.Konsultationenzwischenden
zuständigenFachministerienderbetroffenenStaaten.
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6. Wahlen

Die afghanische Verfassung von 2004 sieht alle fünf Jahre Präsidentschafts- und Parlamentswahlen und alle vier
Jahre Provinzratswahlen vor. Seit dem Fall des Talibanregimes 2001 haben je zwei Präsidentschaftswahlen
(2004 und 2009), Parlamentswahlen (2005 und 2010) und Provinzratswahlen (2005 und 2009) stattgefunden.
Die Organisation der ersten Wahlen 2004 erfolgte aufgrund der noch schwachen afghanischen Regierungskapa-
zitäten hauptsächlich durch die Vereinten Nationen. Die afghanischen Institutionen hatten dabei eine unterstüt-
zende Rolle inne. Danach ging die Verantwortung schrittweise an die afghanische Seite über. Defizite bei den
rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen traten jedoch immer deutlicher zutage. Mit der Umsetzung
von Reformen, insbesondere durch die Verabschiedung zweier entscheidender Wahlgesetze, konnten 2013
wichtige Meilensteine auf dem Weg zu verfassungsgemäßen Wahlen erreicht werden. Afghanistan verfügt nun
über eine robuste Wahlarchitektur, die auch nach 2014 Rechtssicherheit für die Durchführung von Wahlen

schafft. Dies geht nicht zuletzt auf das Engagement der Bundesregierung zurück, die gemeinsam mit ihren Part-
nern in der internationalen Gemeinschaft gegenüber der afghanischen Regierung für diese Reformen geworben
und sie dabei beraten hat.

Unter Leitung der Unabhängigen Wahlkommission (Independent Election Commission, IEC), die gemäß der
afghanischen Verfassung für die Planung und Durchführung von Wahlen zuständig ist, sollen am 5. April 2014
zeitgleich Präsidentschafts- und Provinzratswahlen stattfinden. Die technischen Wahlvorbereitungen laufen
bislang nach Zeitplan und sind weiter fortgeschritten als zum gleichen Zeitpunkt in allen Wahlprozessen zuvor.
Der Registrierungsprozess ist abgeschlossen (25. Mai bis 11. November 2013). Es wurden – zusätzlich zu den
bereits 17 Millionen ausgegebenen Wählerkarten aus vergangenen Wahlen – 3,1 Mio. Neu- und Erstwähler
(34,5 Prozent Frauen) erfasst. Allerdings befinden sich unter den Wählerkarten aus vergangenen Wahlprozessen
schätzungsweise vier bis sieben Millionen gefälschte bzw. zu Unrecht ausgestellte Wählerkarten.

Die Planung, die Durchführung der Wahl und die Gewährleistung der Sicherheit während des gesamten Wahl-
prozesses erfolgt in ausschließlich afghanischer Verantwortung. Etliche afghanische Ministerien (Innen, Kultur
und Information, Verteidigung, Finanzen) und das Parlament sind an den Wahlvorbereitungen beteiligt. Die
Federführung für die Sicherheitsplanung liegt im afghanischen Innenministerium. Den Schutz für die insgesamt
7.000 Wahllokale übernehmen die afghanischen Sicherheitskräfte (ANSF). Die internationale Schutztruppe
ISAF unterstützt den Einsatz der ANSF beratend und hilft logistisch.

Auch die Wahlkosten und der Transport der Wahlunterlagen wären ohne internationale Unterstützung nicht zu
bewältigen. Die internationalen Beiträge zu den Gesamtkosten (ca. 220 Mio. US-Dollar) werden durch das

Wählerregistrierung

Vor den ersten Präsidentschaftswahlen 2004 mussten im Vorfeld zunächst alle Wahlberechtigten ermittelt wer-
den. Nach fast drei Jahrzehnten kriegerischer Auseinandersetzungen gab es kaum verlässliche Angaben über
Bevölkerungszahlen oder über die genaue Anzahl wahlberechtigter Personen. Der letzte Zensus hatte 1979 statt-
gefunden; es gab keine Personaldokumente oder ein verlässliches Personenstandsregister. Deshalb wurde in ei-
nem mehrmonatigen Prozess (Dezember 2003 – August 2004) eine umfassende und kostenaufwendige Wählerre-
gistrierung durchgeführt, die 10,5 Mio. Wählerinnen und Wähler erfasste. Der Prozess wies jedoch einen ent-
scheidenden Mangel auf, der bis heute nicht behoben ist: Mehrfachregistrierungen sind ohne weiteres möglich,
wenn auch keine Mehrfachwahl, da nach Stimmabgabe der Finger des Wählers mit einer nicht abwaschbaren
Tinte markiert wird. Deshalb akzeptierte die Staatengemeinschaft die so erfolgte Wählerregistrierung lediglich als
Übergangslösung. Sie vereinbarte mit der afghanischen Übergangsregierung, dass vor den Parlamentswahlen
2005 die Wählerregistrierung zeitgleich mit einer erstmaligen Personenstandsregistrierung erfolgen sollte. Das
Parlament war aufgrund von Meinungsverschiedenheiten jedoch nicht in der Lage, ein Registrierungsgesetz zu
verabschieden. Für die Wahlen 2005, aber auch 2009 und 2010 musste die ursprüngliche Übergangslösung aktua-
lisiert werden, denn 2008 verschob die afghanische Regierung den Zensus mit Hinweis auf die Sicherheitslage
um weitere zwei Jahre. Mittlerweile hat die vierte Aktualisierung der Wählerregistrierung stattgefunden. Dabei
behalten ausgegebene Wählerkarten der vergangenen Wahlen ihre Gültigkeit. Seit der ersten umfassenden Erfas-
sung 2003 haben sich insgesamt über 20 Mio. Wähler registrieren lassen. Die korrekte Erfassung der Wahlbe-
rechtigten wird von unterschiedlichen Organisationen in Frage gestellt, darunter die unabhängige afghanische
Wahlbeobachterorganisation FEFA (Free and Fair Election Foundation Afghanistan). FEFA weist beispielsweise
darauf hin, dass in manchen Distrikten die Zahl ausgegebener Wählerkarten die der geschätzten Bevölkerung
übersteigt. Die Staatengemeinschaft hat die Beseitigung dieser bekannten Schwachstelle des Wahlprozesses als
konkretes Ziel in den Tokio-Prozess aufgenommen.
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Wahlunterstützungsprogramm der Vereinten Nationen, UNDP-ELECT II, kanalisiert. Deutschland beteiligt sich
mit insgesamt 11 Mio. Euro an dem Programm und ist damit fünftgrößter Geber.

Die Bundesregierung hat als Teil der Gebergemeinschaft ihre Finanzzusagen jedoch an bestimmte Bedingungen
geknüpft, die im Rahmen des Tokio-Prozesses im Juli 2012 gemeinsam mit der afghanischen Regierung konkre-
tisiert wurden. Dabei haben sich beide Seiten auf vier die Wahlen betreffende, konkrete Ziele (Hard
Deliverables) geeinigt. Die Auswahl der vier konkreten Ziele orientiert sich dabei an den Erfahrungen aus vor-
herigen Wahlprozessen. Die ersten drei (Vorlage eines Wahlkalenders und Bekanntgabe des Wahldatums; trans-
parente und inklusive Besetzung der IEC; Implementierung wahlrelevanter Gesetze; Einrichtung eines Be-
schwerdesystems) gelten mittlerweile als erfüllt. Auch die Vereinbarung zur Koordinierung und Kooperation
zwischen IEC und afghanischer Regierung bei der Wählerregistrierung und die Einführung eines elektronischen
Personalausweises, der in Zukunft u. a. die teure und aufwendige Wählerregistrierung ersetzen soll, sind aus
Sicht der internationalen Gemeinschaft teilweise erfüllt.

Am 13. Juli 2013 konnte das Wahlstrukturgesetz (legt die Besetzung und Befugnisse der Wahlinstitutionen fest)
und am 20. Juli 2013 das Wahlgesetz (regelt den Wahlablauf) verabschiedet werden. Die neugeschaffene Geset-
zesgrundlage entspricht zentralen Forderungen der zivilgesellschaftlichen und parlamentarischen Opposition
und sieht die Einrichtung einer unabhängigen Beschwerdekommission vor, die (Teil-) Neuwahlen oder Neuaus-
zählungen anordnen kann. Ihre Besetzung erfolgt unter Beteiligung der Zivilgesellschaft. Präsident Karsai hat
die von ihm gewünschte ausschließlich afghanische Besetzung der Unabhängigen Beschwerdekommission (In-
dependent Electoral Complaints Commission, IECC)13 durchgesetzt. Damit spiegeln die nun geltenden Gesetze
Kernforderungen aller relevanten politischen Gruppen wider. Auf Grundlage des Wahlstrukturgesetzes erfolgten
die Besetzungen der IEC (29. Juli 2013) und der IECC (16. September 2013). Allerdings war die Zivilgesell-
schaft – trotz eindeutiger Rechtslage – an dem Nominierungsprozess der IEC nicht zufriedenstellend beteiligt.14

Nach Abschluss der Kandidatenregistrierung am 16. September 2013 waren beide Wahlinstitutionen in einem
politisch schwierigen Überprüfungsprozess der Provinzrats- und Präsidentschaftskandidaten gefordert, den sie
gut und unter Einhaltung aller notwendigen Regularien meisterten. Die Entscheidung der IEC, 16 Aspiranten
wegen nicht erfüllter Voraussetzungen für die Kandidatur auszuschließen, hat die IECC lediglich in einem Fall
wieder aufgehoben. Als prominente Bewerber bleiben die einzige Kandidatin, Khadija Ghaznawi, und der bishe-
rige Handelsminister, Anwar ul-Haq Ahadi, weiterhin ausgeschlossen. Bis auf Ahadi haben alle ausgeschlosse-
nen Bewerber die IECC-Entscheidung akzeptiert. Im Anschluss daran hat die IEC am 20. November 2013 die
endgültige Kandidatenliste der elf Präsidentschafts- und 2.713 Provinzratskandidaten (auf 420 Sitze) veröffent-
licht.

Zu den bekanntesten Präsidentschaftskandidaten gehört der Ex-Außenminister (2001 bis 2006) Dr. Abdullah
Abdullah. Auch der bisherige Transitionsbeauftragte Ashraf Ghani Ahmadzai, der konservative Abgeordnete
Abdul Rabb Rassoul Sayyaf, der bisherige Außenminister Zalmay Rassoul sowie Qayum Karsai, der Bruder des
amtierenden Präsidenten, treten zur Wahl an. Die Präsidentschaftskandidaten treten fast alle in ethnisch ausge-
wogenen Bewerberteams (Präsidentschaftskandidat mit zwei Vizepräsidentschaftskandidaten) an.

Unregelmäßigkeiten bei der Wahl kann nur mit flächendeckender Wahlbeobachtung begegnet werden. Deshalb
hat die Bundesregierung ihre Unterstützung für die Beteiligung afghanischer Zivilorganisationen an der Wahl-
beobachtung verstärkt. FEFA15 wird die Wahlen 2014 mit deutscher Unterstützung begleiten: Die von der Bun-
desregierung in Auftrag gegebene Beobachtung des Wählerregistrierungsprozesses ist bereits abgeschlossen.
Auch die geplante FEFA-Wahlbeobachtermission16 mit ca. 10.000 Wahlbeobachtern wird Deutschland finanzi-
ell unterstützen. Zudem wird sich Deutschland an der EU-Wahlbeobachter-Mission beteiligen.

13 In der fünfköpfigen Kommission saßen zuvor auch drei internationale Kommissare, die von dem Sondergesandten des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen ernannt wurden. Die beiden afghanischen Kommissare ernannte die Afghan Independent Humand Rights Commission
(AIHRC) und das Oberste afghanische Gericht.

14 Es gelang der zivilen Gesellschaft nicht, sich auf einen Vertreter zu einigen. Dabei standen sich zwei Lager unversöhnlich gegenüber: Einer-
seits dem Präsidenten nahestehende Gruppen mit Naeem Ayubzada an der Spitze und andererseits die Organisationen der Zivilgesellschafts mit
dem Leiter der Free and Fair Election Foundation Afghanistan (FEFA) Nader Naderi an der Spitze. In einem umstrittenen Verfahren setzte
sich Ayubzada durch und vertrat anschließend die Zivilgesellschaft bei der Auswahl der IECC-Besetzung.

15 Die 2004 gegründete unabhängige afghanische Wahlbeobachterorganisation (Free and Fair Election Foundation Afghanistan, FEFA) wird seit
2005 mit Mitteln des Stabilitätspakts Afghanistan von der Bundesregierung unterstützt.

16 Die IEC bestätigte am 2. Dezember 2013, dass sich mittlerweile mehr als 1.000 Beobachter aus afghanischen und internationalen Institutionen
zur Wahlbeobachtung angemeldet haben. Neben FEFA beabsichtigten weitere Organisationen, darunter auch die OSZE und die EU, Wahlbe-
obachterteams zu entsenden. Die OSZE hat eine Mission mit insgesamt 20 Beobachtern angekündigt; die EU will den Umfang der Electoral
Observation Mission nach Abschluss der für Januar angesetzten Erkundungsmission festlegen. Auch afghanische Zivilgesellschaftsorganisatio-
nen haben intensive Wahlbeobachtung angekündigt.
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WahlunterstützungsprogrammderVereintenNationen,UNDP-ELECTII,kanalisiert.Deutschlandbeteiligtsich
mitinsgesamt11Mio.EuroandemProgrammundistdamitfünftgrößterGeber.

DieBundesregierunghatalsTeilderGebergemeinschaftihreFinanzzusagenjedochanbestimmteBedingungen
geknüpft,dieimRahmendesTokio-ProzessesimJuli2012gemeinsammitderafghanischenRegierungkonkre-
tisiert wurden. DabeihabensichbeideSeitenaufvierdie Wahlenbetreffende,konkreteZiele(Hard
Deliverables)geeinigt.DieAuswahldervierkonkretenZieleorientiertsichdabeiandenErfahrungenausvor-
herigenWahlprozessen.Dieerstendrei(VorlageeinesWahlkalendersundBekanntgabedesWahldatums;trans-
parenteundinklusiveBesetzungderIEC;ImplementierungwahlrelevanterGesetze;EinrichtungeinesBe-
schwerdesystems)geltenmittlerweilealserfüllt.AuchdieVereinbarungzurKoordinierungundKooperation
zwischenIECundafghanischerRegierungbeiderWählerregistrierungunddieEinführungeineselektronischen
Personalausweises,derinZukunftu.a.dieteureundaufwendige Wählerregistrierungersetzensoll,sindaus
SichtderinternationalenGemeinschaftteilweiseerfüllt.

Am13.Juli2013konntedasWahlstrukturgesetz(legtdieBesetzungundBefugnissederWahlinstitutionenfest)
undam20.Juli2013dasWahlgesetz(regeltdenWahlablauf)verabschiedetwerden.DieneugeschaffeneGeset-
zesgrundlageentsprichtzentralenForderungenderzivilgesellschaftlichenundparlamentarischenOpposition
undsiehtdieEinrichtungeinerunabhängigenBeschwerdekommissionvor,die(Teil-)NeuwahlenoderNeuaus-
zählungenanordnenkann.IhreBesetzungerfolgtunterBeteiligungderZivilgesellschaft.PräsidentKarsaihat
dievonihmgewünschteausschließlichafghanischeBesetzungderUnabhängigenBeschwerdekommission(In-
dependentElectoralComplaintsCommission,IECC)13durchgesetzt.DamitspiegelndienungeltendenGesetze
KernforderungenallerrelevantenpolitischenGruppenwider.AufGrundlagedesWahlstrukturgesetzeserfolgten
dieBesetzungenderIEC(29.Juli2013)undderIECC(16.September2013).AllerdingswardieZivilgesell-
schaft–trotzeindeutigerRechtslage–andemNominierungsprozessderIECnichtzufriedenstellendbeteiligt.14

NachAbschlussderKandidatenregistrierungam16.September2013warenbeideWahlinstitutionenineinem
politischschwierigenÜberprüfungsprozessderProvinzrats-undPräsidentschaftskandidatengefordert,densie
gutundunterEinhaltungallernotwendigenRegularienmeisterten.DieEntscheidungderIEC,16Aspiranten
wegennichterfüllterVoraussetzungenfürdieKandidaturauszuschließen,hatdieIECClediglichineinemFall
wiederaufgehoben.AlsprominenteBewerberbleibendieeinzigeKandidatin,KhadijaGhaznawi,undderbishe-
rigeHandelsminister,Anwarul-HaqAhadi,weiterhinausgeschlossen.BisaufAhadihabenalleausgeschlosse-
nenBewerberdieIECC-Entscheidungakzeptiert.ImAnschlussdaranhatdieIECam20.November2013die
endgültigeKandidatenlistederelfPräsidentschafts-und2.713Provinzratskandidaten(auf420Sitze)veröffent-
licht.

ZudenbekanntestenPräsidentschaftskandidatengehörtderEx-Außenminister(2001bis2006)Dr.Abdullah
Abdullah.AuchderbisherigeTransitionsbeauftragteAshrafGhaniAhmadzai,derkonservativeAbgeordnete
AbdulRabbRassoulSayyaf,derbisherigeAußenministerZalmayRassoulsowieQayumKarsai,derBruderdes
amtierendenPräsidenten,tretenzurWahlan.DiePräsidentschaftskandidatentretenfastalleinethnischausge-
wogenenBewerberteams(PräsidentschaftskandidatmitzweiVizepräsidentschaftskandidaten)an.

UnregelmäßigkeitenbeiderWahlkannnurmitflächendeckenderWahlbeobachtungbegegnetwerden.Deshalb
hatdieBundesregierungihreUnterstützungfürdieBeteiligungafghanischerZivilorganisationenanderWahl-
beobachtungverstärkt.FEFA15wirddieWahlen2014mitdeutscherUnterstützungbegleiten:DievonderBun-
desregierunginAuftraggegebeneBeobachtungdes Wählerregistrierungsprozessesistbereitsabgeschlossen.
AuchdiegeplanteFEFA-Wahlbeobachtermission16mitca.10.000WahlbeobachternwirdDeutschlandfinanzi-
ellunterstützen.ZudemwirdsichDeutschlandanderEU-Wahlbeobachter-Missionbeteiligen.

13 InderfünfköpfigenKommissionsaßenzuvorauchdreiinternationaleKommissare,dievondemSondergesandtendesGeneralsekretärsder
VereintenNationenernanntwurden.DiebeidenafghanischenKommissareernanntedieAfghanIndependentHumandRightsCommission
(AIHRC)unddasObersteafghanischeGericht.

14 EsgelangderzivilenGesellschaftnicht,sichaufeinenVertreterzueinigen.DabeistandensichzweiLagerunversöhnlichgegenüber:Einer-
seitsdemPräsidentennahestehendeGruppenmitNaeemAyubzadaanderSpitzeundandererseitsdieOrganisationenderZivilgesellschaftsmit
demLeiterderFreeandFairElectionFoundationAfghanistan(FEFA)NaderNaderianderSpitze.IneinemumstrittenenVerfahrensetzte
sichAyubzadadurchundvertratanschließenddieZivilgesellschaftbeiderAuswahlderIECC-Besetzung.

15 Die2004gegründeteunabhängigeafghanischeWahlbeobachterorganisation(FreeandFairElectionFoundationAfghanistan,FEFA)wirdseit
2005mitMittelndesStabilitätspaktsAfghanistanvonderBundesregierungunterstützt.

16 DieIECbestätigteam2.Dezember2013,dasssichmittlerweilemehrals1.000BeobachterausafghanischenundinternationalenInstitutionen
zurWahlbeobachtungangemeldethaben.NebenFEFAbeabsichtigtenweitereOrganisationen,darunterauchdieOSZEunddieEU,Wahlbe-
obachterteamszuentsenden.DieOSZEhateineMissionmitinsgesamt20Beobachternangekündigt;dieEUwilldenUmfangderElectoral
ObservationMissionnachAbschlussderfürJanuarangesetztenErkundungsmissionfestlegen.AuchafghanischeZivilgesellschaftsorganisatio-
nenhabenintensiveWahlbeobachtungangekündigt.
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7. Zivilgesellschaft und Menschenrechte

Afghanistan hat sich in seiner Verfassung, durch nationale Gesetze und durch die Ratifizierung der einschlägi-
gen internationalen Konventionen ausdrücklich zur Wahrung der Menschenrechte verpflichtet. Die Afghanistan
Independent Human Rights Commission (AIHRC) leistet als Wächterin über die Wahrung der Menschenrechte
gute Arbeit. Dennoch bleibt die Menschenrechtslage in Afghanistan, insbesondere die Lage der Frauen, schwie-
rig. Trotz unbestreitbarer Fortschritte ist die internationale Gemeinschaft weiterhin besorgt über die andauernden
Defizite. Im Rahmen des Tokio-Prozesses hat sie daher mit der afghanischen Regierung zwei konkrete Ziele mit
Bezug zur Menschenrechtslage festgelegt:

1. Inklusiver Nominierungsprozess für die Kommissare der AIHRC und Erhalt des sogenannten A-Status, 17

2. Bericht aller beteiligten Regierungsinstitutionen zur landesweiten Umsetzung des Gesetzes zur Beseitigung
von Gewalt gegen Frauen (Elimination of Violence against Women, EVAW).

Das AIHRC-Gesetz räumt dem Präsidenten grundsätzlich das Recht ein, über die Ernennung der Kommissare
und eine Mandatsverlängerung allein zu entscheiden. Allerdings müssen internationale Standards (Pluralismus,
Transparenz, Diversität, konsultativer Nominierungsprozess) gewahrt werden. Nach mehr als einjähriger Va-
kanz der Kommissarposten hat Präsident Karsai am 16. Juni 2013 das Mandat der Vorsitzenden Dr. Sima Samar
und dreier weiterer Kommissare verlängert sowie fünf neue Kommissarinnen und Kommissare ernannt. Dabei
fanden keine seriöse Konsultationen mit der Zivilgesellschaft statt. Die von ihr vorgelegte Kandidatenliste wur-
de nicht berücksichtigt. Die Kommission ist inzwischen zwar arbeitsfähig, die Unregelmäßigkeiten bei der Be-
setzung der Kommission sowie weitere nicht erfüllte Kriterien (z. B. vollständige Finanzierung des Budgets der
AIHRC) könnten aber zum Verlust des sogenannten A-Status der AIHRC führen. Die Entscheidung darüber
trifft der Internationale Koordinierungsrat nationaler Menschenrechtsorganisationen anhand der Pariser Prinzi-
pien; sie steht noch aus. Bei einem Treffen der Hohen Beamten im Rahmen des Tokio-Prozesses in Kabul am 3.
Juli 2013 wurde das entsprechende konkrete Ziel als noch nicht erfüllt bewertet. Entscheidend für die Arbeit der
AIHCR sind ihre Glaubwürdigkeit und Unabhängigkeit. Die Bundesregierung setzt sich im Gespräch mit afgha-
nischen Partnern und durch aktive Unterstützung der Kommission dafür ein.

Die Lage von Frauen in Afghanistan ist vielschichtig: Einer im Juli 2013 vorgelegten Studie der Asia
Foundation zufolge sind die Haltungen der Bevölkerung zur Gleichstellung der Geschlechter überraschend auf-
geschlossen. Hiernach gaben 90 Prozent der 9.000 befragten Afghaninnen und Afghanen an, die Gleichbehand-
lung der Geschlechter vor dem Gesetz zu befürworten. 83 Prozent sprachen sich für Gleichbehandlung beim
Zugang zu Bildung aus. Dennoch ist die gesellschaftliche Akzeptanz von Frauenrechten nach wie vor gering
ausgeprägt. Nur 53 Prozent der Befragten sprachen sich beispielsweise dafür aus, dass Frauen ihre Wahlent-
scheidung eigenständig treffen sollten. Ursachen hierfür sind tradierte Rollenvorstellungen, mangelndes Rechts-
verständnis in der Bevölkerung und bei den Behörden sowie nicht selten mangelnde Bereitschaft von Justiz und
Strafverfolgungsbehörden, geltende Gesetze zum Schutz von Frauenrechten anzuwenden und durchzusetzen.
Einige Parlamentsabgeordnete des konservativ-traditionellen Spektrums streben sogar eine Revision der Strafge-
setzordnung an. Sollten sie sich durchsetzen, würden z. B. Familienmitglieder zukünftig nicht mehr als Zeugen
gegeneinander aussagen dürfen, was die strafrechtliche Verfolgung von häuslicher Gewalt, Zwangs- und Kin-
derheirat und „Ba‘ad“ Fällen (Streitschlichtung mittels Austausch von Frauen an die Gegenpartei) erheblich
erschweren würde. Die internationale Gemeinschaft leistet aktuell konsequente Lobbyarbeit, um das zu verhin-
dern.

Gegenwärtig wächst besonders in den Städten eine neue Generation selbstbewusster und engagierter Frauen
heran. Einige Politikerinnen gelangen zu nationaler Bekanntheit und sind wichtige Rollenvorbilder für Mädchen
und Frauen. Ein Beispiel ist die bisher einzige Gouverneurin einer afghanischen Provinz – Bamian – und jetzige
Vize-Präsidentschaftskandidatin, Habiba Sorabi.

Zugleich bleibt Gewalt gegen Frauen weit verbreitet: Die AIHRC berichtete am 25. November 2013, dass in der
ersten Hälfte des Jahres 2013 4.154 Fälle von Gewalt gegen Frauen registriert wurden. In 70 Prozent der Fälle
sei der Ehemann der Täter; 90 Prozent der Taten fänden im familiären Umfeld statt. Auch Frauen in exponierten
Positionen sind gefährdet: In den vergangenen Monaten fielen mindestens zwei Polizistinnen gezielten Mordan-

17 Der A-Status bescheinigt die Übereinstimmung mit den Pariser Prinzipien (Anhang zur Resolution der VN-Generalversammlung Nr. 48/134).
Institutionen ohne A-Status gelten als nicht hinreichend unabhängig. Sie haben weder Sitz noch Stimme im Internationalen Koordinierungsrat
Nationaler Menschenrechtsorganisationen und können im VN-Menschenrechtsrat nicht als nationale Menschenrechtsinstitution auftreten.
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7. ZivilgesellschaftundMenschenrechte

AfghanistanhatsichinseinerVerfassung,durchnationaleGesetzeunddurchdieRatifizierungdereinschlägi-
geninternationalenKonventionenausdrücklichzurWahrungderMenschenrechteverpflichtet.DieAfghanistan
IndependentHumanRightsCommission(AIHRC)leistetalsWächterinüberdieWahrungderMenschenrechte
guteArbeit.DennochbleibtdieMenschenrechtslageinAfghanistan,insbesonderedieLagederFrauen,schwie-
rig.TrotzunbestreitbarerFortschritteistdieinternationaleGemeinschaftweiterhinbesorgtüberdieandauernden
Defizite.ImRahmendesTokio-ProzesseshatsiedahermitderafghanischenRegierungzweikonkreteZielemit
BezugzurMenschenrechtslagefestgelegt:

1. InklusiverNominierungsprozessfürdieKommissarederAIHRCundErhaltdessogenanntenA-Status,17

2. BerichtallerbeteiligtenRegierungsinstitutionenzurlandesweitenUmsetzungdesGesetzeszurBeseitigung
vonGewaltgegenFrauen(EliminationofViolenceagainstWomen,EVAW).

DasAIHRC-GesetzräumtdemPräsidentengrundsätzlichdasRechtein,überdieErnennungderKommissare
undeineMandatsverlängerungalleinzuentscheiden.AllerdingsmüsseninternationaleStandards(Pluralismus,
Transparenz,Diversität,konsultativerNominierungsprozess)gewahrtwerden.NachmehralseinjährigerVa-
kanzderKommissarpostenhatPräsidentKarsaiam16.Juni2013dasMandatderVorsitzendenDr.SimaSamar
unddreierweitererKommissareverlängertsowiefünfneueKommissarinnenundKommissareernannt.Dabei
fandenkeineseriöseKonsultationenmitderZivilgesellschaftstatt.DievonihrvorgelegteKandidatenlistewur-
denichtberücksichtigt.DieKommissionistinzwischenzwararbeitsfähig,dieUnregelmäßigkeitenbeiderBe-
setzungderKommissionsowieweiterenichterfüllteKriterien(z.B.vollständigeFinanzierungdesBudgetsder
AIHRC)könntenaberzumVerlustdessogenanntenA-StatusderAIHRCführen.DieEntscheidungdarüber
trifftderInternationaleKoordinierungsratnationalerMenschenrechtsorganisationenanhandderPariserPrinzi-
pien;siestehtnochaus.BeieinemTreffenderHohenBeamtenimRahmendesTokio-ProzessesinKabulam3.
Juli2013wurdedasentsprechendekonkreteZielalsnochnichterfülltbewertet.EntscheidendfürdieArbeitder
AIHCRsindihreGlaubwürdigkeitundUnabhängigkeit.DieBundesregierungsetztsichimGesprächmitafgha-
nischenPartnernunddurchaktiveUnterstützungderKommissiondafürein.

DieLagevonFraueninAfghanistanistvielschichtig:EinerimJuli2013vorgelegtenStudieder Asia
FoundationzufolgesinddieHaltungenderBevölkerungzurGleichstellungderGeschlechterüberraschendauf-
geschlossen.Hiernachgaben90Prozentder9.000befragtenAfghaninnenundAfghanenan,dieGleichbehand-
lungderGeschlechtervordemGesetzzubefürworten.83ProzentsprachensichfürGleichbehandlungbeim
ZugangzuBildungaus.DennochistdiegesellschaftlicheAkzeptanzvonFrauenrechtennachwievorgering
ausgeprägt.Nur53ProzentderBefragtensprachensichbeispielsweisedafüraus,dassFrauenihre Wahlent-
scheidungeigenständigtreffensollten.UrsachenhierfürsindtradierteRollenvorstellungen,mangelndesRechts-
verständnisinderBevölkerungundbeidenBehördensowienichtseltenmangelndeBereitschaftvonJustizund
Strafverfolgungsbehörden,geltendeGesetzezumSchutzvonFrauenrechtenanzuwendenunddurchzusetzen.
EinigeParlamentsabgeordnetedeskonservativ-traditionellenSpektrumsstrebensogareineRevisionderStrafge-
setzordnungan.Solltensiesichdurchsetzen,würdenz.B.FamilienmitgliederzukünftignichtmehralsZeugen
gegeneinanderaussagendürfen,wasdiestrafrechtlicheVerfolgungvonhäuslicherGewalt,Zwangs-undKin-
derheiratund„Ba‘ad“Fällen(StreitschlichtungmittelsAustauschvonFrauenandieGegenpartei)erheblich
erschwerenwürde.DieinternationaleGemeinschaftleistetaktuellkonsequenteLobbyarbeit,umdaszuverhin-
dern.

GegenwärtigwächstbesondersindenStädteneineneueGenerationselbstbewussterundengagierterFrauen
heran.EinigePolitikerinnengelangenzunationalerBekanntheitundsindwichtigeRollenvorbilderfürMädchen
undFrauen.EinBeispielistdiebishereinzigeGouverneurineinerafghanischenProvinz–Bamian–undjetzige
Vize-Präsidentschaftskandidatin,HabibaSorabi.

ZugleichbleibtGewaltgegenFrauenweitverbreitet:DieAIHRCberichteteam25.November2013,dassinder
erstenHälftedesJahres20134.154FällevonGewaltgegenFrauenregistriertwurden.In70ProzentderFälle
seiderEhemannderTäter;90ProzentderTatenfändenimfamiliärenUmfeldstatt.AuchFraueninexponierten
Positionensindgefährdet:IndenvergangenenMonatenfielenmindestenszweiPolizistinnengezieltenMordan-

17 DerA-StatusbescheinigtdieÜbereinstimmungmitdenPariserPrinzipien(AnhangzurResolutionderVN-GeneralversammlungNr.48/134).
InstitutionenohneA-Statusgeltenalsnichthinreichendunabhängig.SiehabenwederSitznochStimmeimInternationalenKoordinierungsrat
NationalerMenschenrechtsorganisationenundkönnenimVN-MenschenrechtsratnichtalsnationaleMenschenrechtsinstitutionauftreten.
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schlägen zum Opfer, zwei Parlamentarierinnen wurden angegriffen, eine Parlamentsabgeordnete wurde über
einen Zeitraum von drei Wochen entführt.

Im vergangenen Jahr hatte der Fall Sahar Gul18 für Schlagzeilen gesorgt; das Urteil wurde aus rechtsstaatlicher
Perspektive zunächst als positiv bewertet. Nach einer Verurteilung der Haupttäter zu zehn Jahren Haft im Juli
2012 hatte der Oberste Gerichtshof u. a. die Verurteilung wegen versuchten Mordes in Frage gestellt und den
Fall an das Berufungsgericht zurückverwiesen. Dieses hob daraufhin das Urteil auf und ordnete die Freilassung
des Haupttäters an.

Ein erheblicher Fortschritt war die Verabschiedung des Gesetzes zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen
(Law on the Elimination of Violence against Women, EVAW) im Jahr 2009. Stetige Kampagnen zur Bekannt-
machung des Gesetzes und der Rechte von Gewaltopfern zeigen erste positive Wirkung. So stieg nach Angaben
von UNAMA die Zahl der Registrierungen von Straftaten seit Einführung des Gesetzes um 28 Prozent an. Die
Bundesregierung unterstützt die afghanische NGO Women for Afghan Women, die Informationsveranstaltungen
über das EVAW-Gesetz in Kabul und Masar-e Scharif durchführt. Die landesweite Umsetzung des EVAW-
Gesetzes ist das zweite mit Afghanistan vereinbarte konkrete Ziel im Menschenrechtsbereich. Teile der afghani-
schen Gesellschaft sehen Passagen des Gesetzes im Widerspruch zur Scharia, z. B. die Anhebung des Ehefähig-
keitsalters von 16 auf 18 Jahre und das Verbot der Mehrehe.

Andererseits kritisieren Befürworter des Gesetzes das Fehlen eines Straftatbestandes bei sogenannten honour
crimes und eine Regelung, der zufolge die Verfolgung vieler Straftaten an eine Anzeige des Opfers gebunden
ist. Nur besonders schwere Taten sind Offizialdelikte und somit auch ohne Anzeige von Amts wegen zu verfol-
gen. Viele Frauen wagen jedoch nicht, Strafanzeige gegen Familienmitglieder oder andere Verwandte zu erstat-
ten, weil sie (von ihren Ehemännern) sowohl finanziell als auch sozial abhängig sind.

Der im Rahmen des Tokio-Prozesses geforderte Bericht der Regierung zur landesweiten Umsetzung des
EVAW-Gesetzes lag zum Senior Officials Meeting am 3. Juli 2013 nicht vor. Die internationale Gemeinschaft
hat unter der Führung von Deutschland und Kanada stetig rasche Fortschritte eingefordert und das Thema mit
der afghanischen Regierung auf hoher Ebene besprochen. Das Frauenministerium, das Innenministerium und die
afghanische Staatsanwaltschaft hatten zugesichert, den Bericht bis Ende 2013 vorzulegen; auch diese Frist ist
nun verstrichen.

Ende November 2013 berichtete Human Rights Watch über angebliche Pläne des Justizministeriums, die Steini-
gung als Strafe für Sittenverbrechen ins afghanische Strafrecht aufzunehmen. Tatsächlich wurde unter dem Vor-
sitz des Justizministeriums eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines neuen Strafgesetzbuches eingerichtet. Die
Arbeitsgruppe wird sich u. a. mit der Vereinbarkeit von Scharia-Vorschriften, internationalen Menschenrechts-
konventionen und nationalem Strafrecht auseinandersetzen müssen. Die VN-Organisation UN WOMEN setzt
sich dafür ein, die Beteiligung von Frauen an der Arbeitsgruppe zu stärken. Der Vize-Justizminister bestätigte
bereits, dass die Regierung nicht beabsichtige, Steinigungen ins Strafrecht aufzunehmen. Auch Präsident Karsai
hat wiederholt geäußert, dass archaische Strafen wie Steinigungen im Strafrecht des modernen Afghanistan
keinen Platz mehr haben.

Innenminister Daudzai hat jüngst mit der Unterzeichnung des 2013-2016 Gender & Human Rights Integration
Plan bessere Voraussetzungen dafür geschaffen, Frauen für das Innenministerium und die Polizei zu gewinnen
und auszubilden sowie ihr Arbeitsumfeld sicherer zu gestalten. Frauenrechtsverteidiger und -organisationen
drängen die afghanische Regierung zu weiteren Reformen, darunter auch zur Umsetzung des Nationalen Akti-
onsplans für Frauen in Afghanistan und zur Anhebung des Budgets des zuständigen Frauenministeriums.

Die Beteiligung von Frauen an den bevorstehenden Präsidentschafts- und Parlamentswahlen ist ein wichtiger
Indikator für die Glaubwürdigkeit und Inklusivität des Wahlprozesses, aber auch für die gesellschaftliche und
politische Partizipation von Frauen überhaupt. Aus Mitteln des international finanzierten Law and Order Trust
Fund for Afghanistan (LOTFA) sollen 13.000 Frauen als Sicherheitskontrolleurinnen ausgebildet werden, um
Frauen den Zugang zur Wahl zu erleichtern. Nach Angaben der Unabhängigen Wahlkommission lag die Regist-
rierungsquote von Wählerinnen Anfang Dezember 2013 bei 34,5 Prozent. 323 Frauen kandidieren bei den Pro-
vinzratswahlen am 5. April 2014.

Mit 28 Prozent Frauen im Parlament hat Afghanistan einen vergleichsweise hohen Frauenanteil und liegt neun
Prozent über dem weltweiten Durchschnitt. Das afghanische Parlament beschloss jedoch am 20. Juli 2013 mit

18 Die Schwiegerfamilie von Sahar Gul hatte die junge Braut mehrere Monate gefoltert und gefangen gehalten, bis sie ein Polizist befreite. Die
Justiz verhängte Haftstrafen von teilweise über zehn Jahren.
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schlägenzumOpfer,zweiParlamentarierinnenwurdenangegriffen,eineParlamentsabgeordnetewurdeüber
einenZeitraumvondreiWochenentführt.

ImvergangenenJahrhattederFallSaharGul18fürSchlagzeilengesorgt;dasUrteilwurdeausrechtsstaatlicher
Perspektivezunächstalspositivbewertet.NacheinerVerurteilungderHaupttäterzuzehnJahrenHaftimJuli
2012hattederObersteGerichtshofu.a.dieVerurteilungwegenversuchtenMordesinFragegestelltundden
FallandasBerufungsgerichtzurückverwiesen.DieseshobdaraufhindasUrteilaufundordnetedieFreilassung
desHaupttätersan.

EinerheblicherFortschrittwardieVerabschiedungdesGesetzeszurBeseitigungvonGewaltgegenFrauen
(LawontheEliminationofViolenceagainstWomen,EVAW)imJahr2009.StetigeKampagnenzurBekannt-
machungdesGesetzesundderRechtevonGewaltopfernzeigenerstepositiveWirkung.SostiegnachAngaben
vonUNAMAdieZahlderRegistrierungenvonStraftatenseitEinführungdesGesetzesum28Prozentan.Die
BundesregierungunterstütztdieafghanischeNGOWomenforAfghanWomen,dieInformationsveranstaltungen
überdasEVAW-GesetzinKabulundMasar-eScharifdurchführt.DielandesweiteUmsetzungdesEVAW-
GesetzesistdaszweitemitAfghanistanvereinbartekonkreteZielimMenschenrechtsbereich.Teilederafghani-
schenGesellschaftsehenPassagendesGesetzesimWiderspruchzurScharia,z.B.dieAnhebungdesEhefähig-
keitsaltersvon16auf18JahreunddasVerbotderMehrehe.

AndererseitskritisierenBefürworterdesGesetzesdasFehleneinesStraftatbestandesbeisogenanntenhonour
crimesundeineRegelung,derzufolgedieVerfolgungvielerStraftatenaneineAnzeigedesOpfersgebunden
ist.NurbesondersschwereTatensindOffizialdelikteundsomitauchohneAnzeigevonAmtswegenzuverfol-
gen.VieleFrauenwagenjedochnicht,StrafanzeigegegenFamilienmitgliederoderandereVerwandtezuerstat-
ten,weilsie(vonihrenEhemännern)sowohlfinanziellalsauchsozialabhängigsind.

DerimRahmendesTokio-ProzessesgeforderteBerichtderRegierungzurlandesweitenUmsetzungdes
EVAW-GesetzeslagzumSeniorOfficialsMeetingam3.Juli2013nichtvor.DieinternationaleGemeinschaft
hatunterderFührungvonDeutschlandundKanadastetigrascheFortschritteeingefordertunddasThemamit
derafghanischenRegierungaufhoherEbenebesprochen.DasFrauenministerium,dasInnenministeriumunddie
afghanischeStaatsanwaltschafthattenzugesichert,denBerichtbisEnde2013vorzulegen;auchdieseFristist
nunverstrichen.

EndeNovember2013berichteteHumanRightsWatchüberangeblichePlänedesJustizministeriums,dieSteini-
gungalsStrafefürSittenverbrecheninsafghanischeStrafrechtaufzunehmen.TatsächlichwurdeunterdemVor-
sitzdesJustizministeriumseineArbeitsgruppezurErarbeitungeinesneuenStrafgesetzbucheseingerichtet.Die
Arbeitsgruppewirdsichu.a.mitderVereinbarkeitvonScharia-Vorschriften,internationalenMenschenrechts-
konventionenundnationalemStrafrechtauseinandersetzenmüssen.DieVN-OrganisationUN WOMENsetzt
sichdafürein,dieBeteiligungvonFrauenanderArbeitsgruppezustärken.DerVize-Justizministerbestätigte
bereits,dassdieRegierungnichtbeabsichtige,SteinigungeninsStrafrechtaufzunehmen.AuchPräsidentKarsai
hatwiederholtgeäußert,dassarchaischeStrafenwieSteinigungenimStrafrechtdesmodernenAfghanistan
keinenPlatzmehrhaben.

InnenministerDaudzaihatjüngstmitderUnterzeichnungdes2013-2016Gender&HumanRightsIntegration
PlanbessereVoraussetzungendafürgeschaffen,FrauenfürdasInnenministeriumunddiePolizeizugewinnen
undauszubildensowieihrArbeitsumfeldsichererzugestalten.Frauenrechtsverteidigerund-organisationen
drängendieafghanischeRegierungzuweiterenReformen,darunterauchzurUmsetzungdesNationalenAkti-
onsplansfürFraueninAfghanistanundzurAnhebungdesBudgetsdeszuständigenFrauenministeriums.

DieBeteiligungvonFrauenandenbevorstehendenPräsidentschafts-undParlamentswahlenisteinwichtiger
IndikatorfürdieGlaubwürdigkeitundInklusivitätdesWahlprozesses,aberauchfürdiegesellschaftlicheund
politischePartizipationvonFrauenüberhaupt.AusMittelndesinternationalfinanziertenLawandOrderTrust
FundforAfghanistan(LOTFA)sollen13.000FrauenalsSicherheitskontrolleurinnenausgebildetwerden,um
FrauendenZugangzurWahlzuerleichtern.NachAngabenderUnabhängigenWahlkommissionlagdieRegist-
rierungsquotevonWählerinnenAnfangDezember2013bei34,5Prozent.323FrauenkandidierenbeidenPro-
vinzratswahlenam5.April2014.

Mit28ProzentFrauenimParlamenthatAfghanistaneinenvergleichsweisehohenFrauenanteilundliegtneun
ProzentüberdemweltweitenDurchschnitt.DasafghanischeParlamentbeschlossjedocham20.Juli2013mit

18 DieSchwiegerfamilievonSaharGulhattediejungeBrautmehrereMonategefoltertundgefangengehalten,bissieeinPolizistbefreite.Die
JustizverhängteHaftstrafenvonteilweiseüberzehnJahren.
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dem neuen Wahlgesetz die Senkung der Frauenquote in den Provinzräten von 25 auf 20 Prozent. Trotz perma-
nenter Einschüchterungsversuche beweisen Parlamentarierinnen, Menschen- und Frauenrechtsaktivistinnen
enormen Mut und Selbstvertrauen, indem sie sich unermüdlich in den politischen Prozess einbringen; sei es im
Parlament, vor der Presse oder im Rahmen von Ratsversammlungen (Loya Jirga).

Vertreter der Zivilgesellschaft und Frauenorganisationen äußern sich besorgt, dass Frauenrechte im Friedens-
und Versöhnungsprozess mit Ex-Kriegsfürsten und Taliban aufgegeben werden könnten. Die Bundesregierung
wird ihren Einfluss geltend machen, damit Frauenfragen angemessene Berücksichtigung finden, wenn Friedens-
verhandlungen mit den Taliban tatsächlich in Gang kommen. Dies entspricht wegen des Verfassungsrangs der
Frauen- und Minderheitenrechte auch der Vorgabe der internationalen Afghanistan Konferenz von Bonn 2011,
dass am Ende des Friedensprozesses alle Seiten der Anerkennung der afghanischen Verfassung verpflichtet sein
müssen.

Auch Jungen und Männer können Opfer von Gewalt werden: Die Praxis des Bacha Bazi (wörtlich: „Knaben-
spiel") ist eine einst in Zentralasien verbreitete und heute noch in Afghanistan praktizierte Form des sexuellen
Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen. Der sogenannte Tanzjunge wird als Frau verkleidet, tanzt vor Män-
nern und wird häufig anschließend sexuell missbraucht. Die AIHCR-Vorsitzende Dr. Sima Samar forderte am
5. Januar 2013, dass diese weithin akzeptierte Praxis als Straftat geahndet werden müsse und verkündete, dass
die Kommission an einer investigativen Studie zu diesem Thema arbeite.

8. Versöhnung und Reintegration

Die Bundesregierung ist weiterhin der Überzeugung, dass nur ein innerafghanischer Friedens- und Versöh-
nungsprozess dauerhaften Frieden für Afghanistan bringen kann. Am Ende dieses Prozesses müssen alle Seiten
die in Bonn 2011 bekräftigten „Roten Linien“ – neben dem Verzicht auf Gewalt und dem vollständigen Bruch
mit dem internationalen Terrorismus vor allem die Anerkennung der afghanischen Verfassung – respektieren.
Immer wieder gab es in den vergangenen Jahren vielversprechende Ansätze, darunter auch solche, die Deutsch-
land maßgeblich initiiert hat. Letztlich hat keiner von ihnen zu einem ernsthaften Dialog zwischen den Taliban
als wesentliche Gruppe der RFK und dem von der afghanischen Regierung eingesetzten Hohen Friedensrat ge-
führt. Auch ein von der Taliban-Führung zunächst gewünschter Gesprächsstrang zu Vertretern der Vereinigten
Staaten von Amerika kam nach wiederholten Sondierungen stets wieder zum Stillstand. Die Gründe dafür sind

nicht einfach zu analysieren: Wahrscheinlich spielen
aber Auseinandersetzungen über das Für und Wider von
Verhandlungen innerhalb der Taliban selbst sowie das
Fehlen einer klaren politischen Vision der Taliban für
die Zukunft Afghanistans eine wichtige Rolle. Nach wie
vor ist die Taliban-Führung nicht bereit, Gespräche mit
der Regierung von Präsident Karsai zu führen. Die Ent-
wicklungen der letzten Monate sind daher mit Blick auf
den innerafghanischen Friedens- und Versöhnungspro-
zess ernüchternd.

Am 18. Juni 2013 hatten die Taliban in Doha (Katar) in
Absprache mit den USA und mit Zustimmung der af-
ghanischen Regierung ein Verbindungsbüro eröffnet,
das Sondierungen mit den USA über Bedingungen eines
Friedens- und Versöhnungsprozesses in Afghanistan
durchführen sollte. Am Eröffnungstag kündigte Präsi-
dent Karsai an, schon bald Emissäre des von der afgha-
nischen Regierung eingesetzten Hohen Friedensrates
nach Doha zu entsenden. Die Taliban provozierten die

afghanische Regierung jedoch – möglicherweise unabsichtlich – anlässlich der Eröffnung des Büros durch die
Verwendung von staatlichen Symbolen wie der Flagge des seinerzeit international nicht anerkannten „Islami-
schen Emirats Afghanistan“; unter diesem Namen hatte die Taliban-Gewaltherrschaft in Afghanistan von 1996
bis 2001 firmiert. Die USA erwirkten nach schwierigen Konsultationen mit Präsident Karsai infolge dieser Pro-
vokation der Taliban die Schließung des Büros, das seine Arbeit bis dahin noch nicht aufgenommen hatte. Zu-
gleich erneuerten sie ihr Gesprächsangebot, auf das die Taliban jedoch seitdem nicht eingegangen sind. Immer-

Friedens- und Reintegrationsprogramm der
afghanischen Regierung

Im Rahmen des auf fünf Jahre (2010 bis 2015) an-
gelegten Friedens- und Reintegrationsprogramms
der afghanischen Regierung (Afghanistan Peace and
Reintegration Program, APRP) steht die Zahl der
reintegrierten Kämpfer bei etwa 7.500. Diskussio-
nen mit der afghanischen Seite über die Zukunft des
Programms, insbesondere dessen Überführung in
existierende staatliche Strukturen nach Laufzeitende
im Juni 2015, stehen derweil kurz vor dem Ab-
schluss. Die Bundesregierung hat das Programm
bislang mit insgesamt 20 Mio. Euro unterstützt. Im
Lichte tatsächlicher Fortschritte und Mittelabflüsse
werden die Geber in Kürze über den Bedarf an zu-
sätzlichen Mitteln beraten. Deutschland hat seit
Dezember 2013 wieder einen der beiden Sitze als
Geberrepräsentant im APRP inne.
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demneuenWahlgesetzdieSenkungderFrauenquoteindenProvinzrätenvon25auf20Prozent.Trotzperma-
nenterEinschüchterungsversuchebeweisenParlamentarierinnen, Menschen-undFrauenrechtsaktivistinnen
enormenMutundSelbstvertrauen,indemsiesichunermüdlichindenpolitischenProzesseinbringen;seiesim
Parlament,vorderPresseoderimRahmenvonRatsversammlungen(LoyaJirga).

VertreterderZivilgesellschaftundFrauenorganisationenäußernsichbesorgt,dassFrauenrechteimFriedens-
undVersöhnungsprozessmitEx-KriegsfürstenundTalibanaufgegebenwerdenkönnten.DieBundesregierung
wirdihrenEinflussgeltendmachen,damitFrauenfragenangemesseneBerücksichtigungfinden,wennFriedens-
verhandlungenmitdenTalibantatsächlichinGangkommen.DiesentsprichtwegendesVerfassungsrangsder
Frauen-undMinderheitenrechteauchderVorgabederinternationalenAfghanistanKonferenzvonBonn2011,
dassamEndedesFriedensprozessesalleSeitenderAnerkennungderafghanischenVerfassungverpflichtetsein
müssen.

AuchJungenundMännerkönnenOpfervonGewaltwerden:DiePraxisdesBachaBazi(wörtlich:„Knaben-
spiel")isteineeinstinZentralasienverbreiteteundheutenochinAfghanistanpraktizierteFormdessexuellen
MissbrauchsvonKindernundJugendlichen.DersogenannteTanzjungewirdalsFrauverkleidet,tanztvorMän-
nernundwirdhäufiganschließendsexuellmissbraucht.DieAIHCR-VorsitzendeDr.SimaSamarforderteam
5.Januar2013,dassdieseweithinakzeptiertePraxisalsStraftatgeahndetwerdenmüsseundverkündete,dass
dieKommissionaneinerinvestigativenStudiezudiesemThemaarbeite.

8. VersöhnungundReintegration

DieBundesregierungistweiterhinderÜberzeugung,dassnureininnerafghanischerFriedens-undVersöh-
nungsprozessdauerhaftenFriedenfürAfghanistanbringenkann.AmEndediesesProzessesmüssenalleSeiten
dieinBonn2011bekräftigten„RotenLinien“–nebendemVerzichtaufGewaltunddemvollständigenBruch
mitdeminternationalenTerrorismusvorallemdieAnerkennungderafghanischenVerfassung–respektieren.
ImmerwiedergabesindenvergangenenJahrenvielversprechendeAnsätze,darunterauchsolche,dieDeutsch-
landmaßgeblichinitiierthat.LetztlichhatkeinervonihnenzueinemernsthaftenDialogzwischendenTaliban
alswesentlicheGruppederRFKunddemvonderafghanischenRegierungeingesetztenHohenFriedensratge-
führt.AucheinvonderTaliban-FührungzunächstgewünschterGesprächsstrangzuVertreternderVereinigten
StaatenvonAmerikakamnachwiederholtenSondierungenstetswiederzumStillstand.DieGründedafürsind

nichteinfachzuanalysieren: Wahrscheinlichspielen
aberAuseinandersetzungenüberdasFürundWidervon
VerhandlungeninnerhalbderTalibanselbstsowiedas
FehleneinerklarenpolitischenVisionderTalibanfür
dieZukunftAfghanistanseinewichtigeRolle.Nachwie
voristdieTaliban-Führungnichtbereit,Gesprächemit
derRegierungvonPräsidentKarsaizuführen.DieEnt-
wicklungenderletztenMonatesinddahermitBlickauf
deninnerafghanischenFriedens-undVersöhnungspro-
zessernüchternd.

Am18.Juni2013hattendieTalibaninDoha(Katar)in
AbsprachemitdenUSAundmitZustimmungderaf-
ghanischenRegierungein Verbindungsbüroeröffnet,
dasSondierungenmitdenUSAüberBedingungeneines
Friedens-und Versöhnungsprozessesin Afghanistan
durchführensollte.AmEröffnungstagkündigtePräsi-
dentKarsaian,schonbaldEmissäredesvonderafgha-
nischen Regierungeingesetzten HohenFriedensrates
nachDohazuentsenden.DieTalibanprovoziertendie

afghanischeRegierungjedoch–möglicherweiseunabsichtlich–anlässlichderEröffnungdesBürosdurchdie
VerwendungvonstaatlichenSymbolenwiederFlaggedesseinerzeitinternationalnichtanerkannten„Islami-
schenEmiratsAfghanistan“;unterdiesemNamenhattedieTaliban-GewaltherrschaftinAfghanistanvon1996
bis2001firmiert.DieUSAerwirktennachschwierigenKonsultationenmitPräsidentKarsaiinfolgedieserPro-
vokationderTalibandieSchließungdesBüros,dasseineArbeitbisdahinnochnichtaufgenommenhatte.Zu-
gleicherneuertensieihrGesprächsangebot,aufdasdieTalibanjedochseitdemnichteingegangensind.Immer-

Friedens- und Reintegrationsprogramm der
afghanischenRegierung

ImRahmendesauffünfJahre(2010bis2015)an-
gelegtenFriedens-und Reintegrationsprogramms
derafghanischenRegierung(AfghanistanPeaceand
ReintegrationProgram,APRP)stehtdieZahlder
reintegriertenKämpferbeietwa7.500.Diskussio-
nenmitderafghanischenSeiteüberdieZukunftdes
Programms,insbesonderedessen Überführungin
existierendestaatlicheStrukturennachLaufzeitende
imJuni2015,stehenderweilkurzvordemAb-
schluss. DieBundesregierunghatdasProgramm
bislangmitinsgesamt20Mio.Eurounterstützt.Im
LichtetatsächlicherFortschritteund Mittelabflüsse
werdendieGeberinKürzeüberdenBedarfanzu-
sätzlichen Mittelnberaten. Deutschlandhatseit
Dezember2013wiedereinenderbeidenSitzeals
GeberrepräsentantimAPRPinne.



Drucksache 18/466 – 22 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

hin ließ Taliban-Führer Mohammed Omar die Tür zu Gesprächen in Botschaften an seine Anhänger zum Beginn
und Ende des Fastenmonats Ramadan offen.

Während es immer unwahrscheinlicher wird, dass offizielle Gespräche zwischen der afghanischen Regierung
und den Taliban noch vor den Präsidentschaftswahlen zustande kommen, hat in den vergangenen Monaten eine
vorsichtige Annäherung zwischen Afghanistan und Pakistan mit dem Ziel einer engeren Zusammenarbeit im
Friedens- und Versöhnungsprozess stattgefunden. Seit dem Amtsantritt des neuen pakistanischen Premierminis-
ters Sharif fanden mehrere Treffen mit Präsident Karsai statt. Pakistan ermöglichte u. a. ein Gespräch des Vor-
sitzenden des Hohen Friedensrates, Rabbani, mit Mullah Baradar, dem im September 2013 aus pakistanischer
Haft entlassenen früheren Stellvertreter des Taliban-Führers Omar. Auch andere Schritte einer gemeinsam ver-
einbarten Road Map für den Friedensprozess wurden umgesetzt. Pakistan bleibt ein besonders wichtiger Akteur
in diesem Prozess, vor allem im Hinblick auf die seit dem Anfang der Bewegung in den 1990er Jahren beste-
henden, besonderen Beziehungen zu den Taliban.

Drucksache18/466 –22– DeutscherBundestag–18.Wahlperiode

hinließTaliban-FührerMohammedOmardieTürzuGesprächeninBotschaftenanseineAnhängerzumBeginn
undEndedesFastenmonatsRamadanoffen.

Währendesimmerunwahrscheinlicherwird,dassoffizielleGesprächezwischenderafghanischenRegierung
unddenTalibannochvordenPräsidentschaftswahlenzustandekommen,hatindenvergangenenMonateneine
vorsichtigeAnnäherungzwischenAfghanistanundPakistanmitdemZieleinerengerenZusammenarbeitim
Friedens-undVersöhnungsprozessstattgefunden.SeitdemAmtsantrittdesneuenpakistanischenPremierminis-
tersShariffandenmehrereTreffenmitPräsidentKarsaistatt.Pakistanermöglichteu.a.einGesprächdesVor-
sitzendendesHohenFriedensrates,Rabbani,mitMullahBaradar,demimSeptember2013auspakistanischer
HaftentlassenenfrüherenStellvertreterdesTaliban-FührersOmar.AuchandereSchritteeinergemeinsamver-
einbartenRoadMapfürdenFriedensprozesswurdenumgesetzt.PakistanbleibteinbesonderswichtigerAkteur
indiesemProzess,vorallemimHinblickaufdieseitdemAnfangderBewegunginden1990erJahrenbeste-
henden,besonderenBeziehungenzudenTaliban.
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III. Wiederaufbau und Entwicklung

Die am 12. November 2013 in Kabul durchgeführten deutsch-afghanischen Sondierungsgespräche stellten im
Berichtzeitraum den wichtigsten bilateralen Meilenstein der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit dar. Zent-
rale Themen waren der gegenwärtige Stand der Entwicklungsoffensive und des darauf aufbauenden strategi-
schen Rahmens der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) in den Jahren 2014 bis 2017, die sektorale und regionale
Schwerpunktsetzung, die rechtlichen Rahmenbedingungen (insbesondere der nach wie vor ausstehende Ab-
schluss eines EZ-Rahmenabkommens) sowie bisher nicht erfüllte Verpflichtungen aus den letzten Regierungs-
verhandlungen (März 2013).

Vor dem Hintergrund der aktuellen Planungen für die Länderstrategie wurde eine Bestandsaufnahme der von
2010 bis 2013 durchgeführten deutschen „Entwicklungsoffensive“ für Afghanistan vorgenommen.

Bestandsaufnahme

Indikatoren Ziel (Definition 2010) Umsetzungsgrad (bis 10/2013)

Verkehrsinfrastruktur rund 700 km Straßen, Wege,
Brücken

ca. 696 km

Bildung Schulgebäude und Lehrper-
sonal für bis zu 500.000
Schülerinnen/Schüler
(ca. 60 Prozent aller Schüle-
rinnen und Schüler Nordaf-
ghanistans)

Schulgebäude insgesamt: 555

Aus-/fortgebildetes Lehrpersonal: ca. 98.000
(Betreuung für 528.000 Schülerinnen und Schü-
ler)

Energie / Trinkwasser für bis zu 2 Mio. Menschen
(ca. 50 Prozent der Bevölke-
rung Nordafghanistans)

Energie – erreichte Haushalte: 667.448
(ca. 4.500.000 Menschen)

Trinkwasser – erreichte Haushalte: 229.776
(ca. 1.500.000 Menschen)

Einkommen / Beschäf-
tigung

für bis zu 3 Mio. Menschen
(ca. 75 Prozent der Bevölke-
rung Nordafghanistans)

Vergabe von Mikrokrediten an ca. 260.900 Emp-
fänger

Aus-/Fortbildungsmaßnahmen: ca. 145.000 Teil-
nehmer (v. a. handwerkliche Fähigkeiten bei
Textil, Lederverarbeitung, Schmuck / Land- und
Forstwirtschaft / Verarbeitung Nahrungsmittel /
Unternehmensgründung und -führung)

Landwirtschaftliche Nutzung verbessert:
ca. 476.000 Personen (v. a. Bau / Rehabilitierung
Bewässerungskanäle)

Förderung Beschäftigung („cash for work“):
137.000 Personen

Ernährungssicherung: 220.000 Personen

Insgesamt erreicht: 1.238.900 Personen
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III.WiederaufbauundEntwicklung

Dieam12.November2013inKabuldurchgeführtendeutsch-afghanischenSondierungsgesprächestelltenim
BerichtzeitraumdenwichtigstenbilateralenMeilensteinderentwicklungspolitischenZusammenarbeitdar.Zent-
raleThemenwarendergegenwärtigeStandderEntwicklungsoffensiveunddesdaraufaufbauendenstrategi-
schenRahmensderEntwicklungszusammenarbeit(EZ)indenJahren2014bis2017,diesektoraleundregionale
Schwerpunktsetzung,dierechtlichenRahmenbedingungen(insbesonderedernachwievorausstehendeAb-
schlusseinesEZ-Rahmenabkommens)sowiebishernichterfüllteVerpflichtungenausdenletztenRegierungs-
verhandlungen(März2013).

VordemHintergrundderaktuellenPlanungenfürdieLänderstrategiewurdeeineBestandsaufnahmedervon
2010bis2013durchgeführtendeutschen„Entwicklungsoffensive“fürAfghanistanvorgenommen.

Bestandsaufnahme

Indikatoren Ziel(Definition2010) Umsetzungsgrad(bis10/2013)

Verkehrsinfrastruktur rund700kmStraßen,Wege,
Brücken

ca.696km

Bildung SchulgebäudeundLehrper-
sonalfürbiszu500.000
Schülerinnen/Schüler
(ca.60ProzentallerSchüle-
rinnenundSchülerNordaf-
ghanistans)

Schulgebäudeinsgesamt:555

Aus-/fortgebildetesLehrpersonal:ca.98.000
(Betreuungfür528.000SchülerinnenundSchü-
ler)

Energie/Trinkwasser fürbiszu2Mio.Menschen
(ca.50ProzentderBevölke-
rungNordafghanistans)

Energie–erreichteHaushalte:667.448
(ca.4.500.000Menschen)

Trinkwasser–erreichteHaushalte:229.776
(ca.1.500.000Menschen)

Einkommen/Beschäf-
tigung

fürbiszu3Mio.Menschen
(ca.75ProzentderBevölke-
rungNordafghanistans)

VergabevonMikrokreditenanca.260.900Emp-
fänger

Aus-/Fortbildungsmaßnahmen:ca.145.000Teil-
nehmer(v.a.handwerklicheFähigkeitenbei
Textil,Lederverarbeitung,Schmuck/Land-und
Forstwirtschaft/VerarbeitungNahrungsmittel/
Unternehmensgründungund-führung)

LandwirtschaftlicheNutzungverbessert:
ca.476.000Personen(v.a.Bau/Rehabilitierung
Bewässerungskanäle)

FörderungBeschäftigung(„cashforwork“):
137.000Personen

Ernährungssicherung:220.000Personen

Insgesamterreicht:1.238.900Personen
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9. Ausblick auf den Tokio-Prozess

Die internationale Afghanistan-Konferenz im Juli 2012 in Tokio bekräftigte und konkretisierte die im Dezember
2011 in Bonn formulierte Zusage der internationalen Gemeinschaft, nach Abzug der ISAF-Truppen aus Afgha-
nistan das gemeinsame zivile Engagement fortzusetzen. Das in Tokio beschlossene Rahmenwerk Tokyo Mutual
Accountability Framework (TMAF) bestimmt seither maßgeblich die Beziehungen zwischen den internationalen
Gebern und der afghanischen Regierung.

Das TMAF legt ein System gegenseitiger Verpflichtungen fest: Auf Geberseite steht die Zusage im Vorder-
grund, bis Ende 2015 insgesamt rund 16 Mrd. US-Dollar für Entwicklung und Wiederaufbau bereitzustellen.
Die afghanische Regierung hat sich im Gegenzug verpflichtet, umfassende Reformen in den Bereichen Regie-
rungsführung Rechtsstaatlichkeit, öffentliche Finanzen und Entwicklung umzusetzen.

Auf Seiten der Geber hat sich die sogenannte 5+3-Gruppe zur Umsetzung des TMAF konstituiert. Ihr gehören
fünf ständige Mitglieder mit großen Entwicklungsetats (neben Deutschland auch die USA, Japan, die EU und
Großbritannien) sowie drei rotierende Vertreter der internationalen Gemeinschaft an. Dieses kleinere Gesprächs-
format erleichtert den Austausch mit afghanischen Regierungsvertretern zum Umsetzungsstand des TMAF. Das
sog. 5+3-Format der Geber hat sich dabei als effektives und handlungsfähiges Instrument erwiesen und soll auch
2014 unter aktiver deutscher Beteiligung die Interessen der Gebergemeinschaft wahrnehmen.

Geber und afghanische Regierung haben sich zur besseren Überprüfung des Umsetzungsstandes der TMAF-
Verpflichtungen auf 17 konkrete Ziele durch die afghanische Regierung verständigt. Diese messbaren Verpflich-
tungen schaffen ein transparentes Koordinatensystem, das Prioritäten festlegt und damit den Reformdruck auf
die afghanische Regierung erhöht.

Die erste förmliche Überprüfung dieser Reformzusagen erfolgte am 3. Juli 2013 in Kabul, also ca. ein Jahr nach
der Tokio-Konferenz. Rund ein Drittel der Reformzusagen waren vollständig, ein Drittel zum Teil und ein Drit-
tel gar nicht erfüllt. Insbesondere die Themen Korruption und Menschenrechte wurden bei dieser Gelegenheit
intensiv diskutiert. Die Umsetzung der afghanischen Verpflichtungen dazu ist von erheblicher Bedeutung für das
Gebervertrauen in die Reformfähigkeit und -bereitschaft der afghanischen Regierung.

Beispielhaft seien die Verabschiedung und Umsetzung des EVAW-Gesetzes
19

, die Beibehaltung des „A-Status“

der Menschenrechtskommission20, die bislang unzureichende Aufarbeitung der Kabul-Bank-Krise
21

und die
Umsetzung des IWF-Reformpakets genannt. Die bisher nicht erfolgte Verabschiedung eines modernen Roh-
stoffgesetzes ist mit Blick auf die zu erwartenden Einnahmen für den afghanischen Staat aus internationalen
Investitionen in diesem vielversprechenden, aber noch kaum ausgeschöpften Sektor von herausragender Bedeu-
tung – nicht zuletzt, um die Abhängigkeit Afghanistans von internationalen Transferleistungen schrittweise zu
verringern.

Wichtige konkrete Ziele zur Durchführung der Präsidentschaftswahlen am 5. April 2014, etwa die Verabschie-
dung von Wahlgesetzen oder die Ernennung der Wahlkommission, sind mittlerweile seit der Überprüfung im
Juli 2013 ebenso erfüllt worden wie das Programm zur Verbesserung des staatlichen Haushaltswesens (Public
Expenditure and Financial Accountability, PEFA).

Diese erste Bestandsaufnahme im Juli 2013 konnte trotz durchwachsener Bilanz als Erfolg gewertet werden –
nicht zuletzt, weil die Gebergemeinschaft dieses Forum nutzen konnte, um von der afghanischen Regierung
zugesagte Reformen nochmals deutlich einzufordern. Wiederholt betonte die internationale Gemeinschaft, dem
außergewöhnlich hohen Mittelzufluss aus der Internationalen Gemeinschaft müsse afghanischerseits ein ebenso
außergewöhnlich hohes Engagement beim Angehen von Reformprozessen gegenüber stehen.

Deutschland knüpfte die Zusage eines deutschen Beitrags in Höhe von 60 Mio. Euro zum Afghan
Reconstruction Trust Fund (ARTF) und zum nationalen Bildungsprogramm Education Quality Improvement
Programme (EQUIP) bei den deutsch-afghanischen Regierungsverhandlungen 2013 an die Umsetzung von Ver-
pflichtungen Afghanistans aus dem TMAF. Ende des Jahres konnten 40 Mio. Euro zugesagt werden. Weitere
27 Mio. Euro wurden an die Fertigstellung einer wichtigen Brücke (Char Darrah) gebunden; sie wurden inzwi-
schen freigegeben.

19 Vgl. S. 28.
20 Vgl. S. 28.
21 Vgl. S. 19.
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9.AusblickaufdenTokio-Prozess

DieinternationaleAfghanistan-KonferenzimJuli2012inTokiobekräftigteundkonkretisiertedieimDezember
2011inBonnformulierteZusagederinternationalenGemeinschaft,nachAbzugderISAF-TruppenausAfgha-
nistandasgemeinsamezivileEngagementfortzusetzen.DasinTokiobeschlosseneRahmenwerkTokyoMutual
AccountabilityFramework(TMAF)bestimmtseithermaßgeblichdieBeziehungenzwischendeninternationalen
GebernundderafghanischenRegierung.

DasTMAFlegteinSystemgegenseitigerVerpflichtungenfest:AufGeberseitestehtdieZusageimVorder-
grund,bisEnde2015insgesamtrund16Mrd.US-DollarfürEntwicklungund Wiederaufbaubereitzustellen.
DieafghanischeRegierunghatsichimGegenzugverpflichtet,umfassendeReformenindenBereichenRegie-
rungsführungRechtsstaatlichkeit,öffentlicheFinanzenundEntwicklungumzusetzen.

AufSeitenderGeberhatsichdiesogenannte5+3-GruppezurUmsetzungdesTMAFkonstituiert.Ihrgehören
fünfständigeMitgliedermitgroßenEntwicklungsetats(nebenDeutschlandauchdieUSA,Japan,dieEUund
Großbritannien)sowiedreirotierendeVertreterderinternationalenGemeinschaftan.DieseskleinereGesprächs-
formaterleichtertdenAustauschmitafghanischenRegierungsvertreternzumUmsetzungsstanddesTMAF.Das
sog.5+3-FormatderGeberhatsichdabeialseffektivesundhandlungsfähigesInstrumenterwiesenundsollauch
2014unteraktiverdeutscherBeteiligungdieInteressenderGebergemeinschaftwahrnehmen.

GeberundafghanischeRegierunghabensichzurbesserenÜberprüfungdesUmsetzungsstandesderTMAF-
Verpflichtungenauf17konkreteZieledurchdieafghanischeRegierungverständigt.DiesemessbarenVerpflich-
tungenschaffeneintransparentesKoordinatensystem,dasPrioritätenfestlegtunddamitdenReformdruckauf
dieafghanischeRegierungerhöht.

DieersteförmlicheÜberprüfungdieserReformzusagenerfolgteam3.Juli2013inKabul,alsoca.einJahrnach
derTokio-Konferenz.RundeinDrittelderReformzusagenwarenvollständig,einDrittelzumTeilundeinDrit-
telgarnichterfüllt.InsbesonderedieThemenKorruptionundMenschenrechtewurdenbeidieserGelegenheit
intensivdiskutiert.DieUmsetzungderafghanischenVerpflichtungendazuistvonerheblicherBedeutungfürdas
GebervertrauenindieReformfähigkeitund-bereitschaftderafghanischenRegierung.

BeispielhaftseiendieVerabschiedungundUmsetzungdesEVAW-Gesetzes
19
,dieBeibehaltungdes„A-Status“

der Menschenrechtskommission20,diebislangunzureichendeAufarbeitungderKabul-Bank-Krise
21
unddie

UmsetzungdesIWF-Reformpaketsgenannt.DiebishernichterfolgteVerabschiedungeinesmodernenRoh-
stoffgesetzesistmitBlickaufdiezuerwartendenEinnahmenfürdenafghanischenStaatausinternationalen
Investitionenindiesemvielversprechenden,abernochkaumausgeschöpftenSektorvonherausragenderBedeu-
tung–nichtzuletzt,umdieAbhängigkeitAfghanistansvoninternationalenTransferleistungenschrittweisezu
verringern.

WichtigekonkreteZielezurDurchführungderPräsidentschaftswahlenam5.April2014,etwadieVerabschie-
dungvon WahlgesetzenoderdieErnennungder Wahlkommission,sindmittlerweileseitderÜberprüfungim
Juli2013ebensoerfülltwordenwiedasProgrammzurVerbesserungdesstaatlichenHaushaltswesens(Public
ExpenditureandFinancialAccountability,PEFA).

DieseersteBestandsaufnahmeimJuli2013konntetrotzdurchwachsenerBilanzalsErfolggewertetwerden–
nichtzuletzt,weildieGebergemeinschaftdiesesForumnutzenkonnte,umvonderafghanischenRegierung
zugesagteReformennochmalsdeutlicheinzufordern.WiederholtbetontedieinternationaleGemeinschaft,dem
außergewöhnlichhohenMittelzuflussausderInternationalenGemeinschaftmüsseafghanischerseitseinebenso
außergewöhnlichhohesEngagementbeimAngehenvonReformprozessengegenüberstehen.

Deutschlandknüpftedie Zusageeinesdeutschen Beitragsin Höhevon60 Mio. Eurozum Afghan
ReconstructionTrustFund(ARTF)undzumnationalenBildungsprogrammEducationQualityImprovement
Programme(EQUIP)beidendeutsch-afghanischenRegierungsverhandlungen2013andieUmsetzungvonVer-
pflichtungenAfghanistansausdemTMAF.EndedesJahreskonnten40Mio.Eurozugesagtwerden. Weitere
27Mio.EurowurdenandieFertigstellungeinerwichtigenBrücke(CharDarrah)gebunden;siewurdeninzwi-
schenfreigegeben.

19 Vgl.S.28.
20 Vgl.S.28.
21 Vgl.S.19.
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Das TMAF soll auch im Jahr 2014 der zentrale Bezugspunkt für die Beziehungen zwischen Gebergemeinschaft
und afghanischen Institutionen bleiben. Die Bundesregierung hält an der Überzeugung fest, dass eine maßvolle
Konditionalisierung von in Tokio zugesagten Mitteln der richtige Weg ist, um den notwendigen Reformdruck
auf die afghanische Regierung aufrechtzuerhalten. Sie wird so ggf. auch bilateral verfahren und weiterhin bei
anderen internationalen Partnern für diesen Ansatz werben. Über die Ausgestaltung der Konditionalisierung für
das Jahr 2014 wäre seitens der Bundesregierung – nach Verabschiedung des Bundeshaushalts 2014 – im Lichte
der Ergebnisse einer erneuten Überprüfung der konkreten Ziele Ende Januar 2014 in Kabul und des Regierungs-
programms der neuen afghanischen Regierung zu entscheiden.

Das Abschlussdokument des Joint Coordination and Monitoring Board (JCMB) / Senior Officials Meeting rich-
tet den Blick über den Wahltermin hinaus und betont, dass der Tokio-Acquis gegenüber einer neuen afghani-
schen Regierung nicht zur Disposition stehen wird, sondern ein verbindliches Kontinuum für künftige Bezie-
hungen begründet. Im zweiten Halbjahr 2014 soll eine weitere internationale Konferenz auf Ministerebene unter
Vorsitz der Regierungen Großbritanniens und Afghanistans zur Umsetzung der Tokio-Verpflichtungen mit einer
neu gewählten afghanischen Regierung stattfinden.

10. Wirtschaftliche Entwicklung und Einkommen

In der vergangenen Dekade wurden beim zivilen Wiederaufbau des Landes nach Jahrzehnten des Kriegs und
Bürgerkriegs deutliche Fortschritte gemacht. Den meisten Afghaninnen und Afghanen geht es heute deutlich
besser als vor zehn Jahren. Das Bruttonationaleinkommen pro Kopf hat sich von 700 US-Dollar im Jahr 2002
auf 1.400 US-Dollar im Jahr 2011 verdoppelt. Mehr Menschen als zuvor haben heute Zugang zu Wasser und
Strom, ärztlicher Versorgung und Bildung. Die Lebenserwartung ist deutlich angestiegen. Zahlreiche Straßen,
Brücken, Bewässerungskanäle und andere zerstörte Infrastruktur wurden rehabilitiert oder neu gebaut und er-
hebliche Fortschritte beim Aufbau von Verwaltung und rechtstaatlichen Strukturen erzielt. Gleichwohl wird
Afghanistan die Vorgaben der Millenniumsentwicklungsziele (Millennium Development Goals, MDG) der Ver-
einten Nationen bis 2015 nicht erreichen.

Die afghanische Wirtschaft steht 2014 vor großen Herausforderungen. Mit dem Abzug der ISAF-Truppen bis
Ende 2014 werden sich der Zufluss externer Ressourcen und die Nachfrage nach Dienstleistungen reduzieren.
Das afghanische Wirtschaftswachstum ist analog dazu zwischen 2012 und 2013 bereits von 12 Prozent auf
ca. 3 Prozent zurückgegangen und wird den Rückgang externer Zuflüsse auch perspektivisch nur schwer kom-
pensieren können. Davon ist insbesondere der Dienstleistungssektor betroffen. Die Weltbank schätzt, dass bis zu
80.000 Personen ihren Arbeitsplatz bei ISAF verlieren könnten.

Ferner halten internationale und nationale Unternehmen mögliche Investitionen zurzeit zurück, da ihnen die
politischen und wirtschaftlichen Effekte des Abzugs sowie die weitere innenpolitische Entwicklung als zu unsi-
cher erscheinen. In 2012 gab es einen Rückgang bei Unternehmensgründungen von 8 Prozent, der sich auch in
2013 als Trend fortsetzte. Da zugleich ca. 400.000 junge Menschen jährlich neu auf den Arbeitsmarkt drängen,
ist dies nicht nur ein wirtschaftliches, sondern auch ein soziales Problem mit möglichen Auswirkungen auf die
ohnehin anfällige innenpolitische Stabilität. Auch die in Teilen noch fehlende Infrastruktur, mangelnde Rechts-
sicherheit und die eingeschränkte Leistungsfähigkeit des Finanzsystems tragen zur Zurückhaltung der Unter-
nehmen bei.

Nach wie vor ist die Mehrheit der afghanischen Arbeitskräfte (ca. 60 Prozent) in der Landwirtschaft beschäftigt.
Aufgrund des vorwiegenden Subsistenz-Charakters werden hier jedoch kaum Einkommenssteigerungen für die
Bevölkerung erzielt, da die Landwirtschaft nur ca. 30 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) beiträgt. Das
Wohlergehen der in der Landwirtschaft beschäftigten breiten Bevölkerungsschichten schwankt zudem stark, da
es auch vom Einfluss des Wetters auf Ernteerträge und Viehzucht abhängt.

Der Erschließung afghanischer Rohstoffe wird mittel- bis langfristig große Bedeutung für die wirtschaftliche
Entwicklung Afghanistans beigemessen. Vor diesem Hintergrund führte die Bundesregierung am 5. Juli 2013 in
Berlin den „Ersten Deutsch-Afghanischen Rohstoffdialog“ durch, um einen Meinungsaustausch deutscher Un-
ternehmen mit dem afghanischen Finanzminister Zakhilwal und dem damaligen Minister für Bergbau, Öl und
Gas, Sharani, zu ermöglichen. Allerdings steht die Verabschiedung des afghanischen Rohstoffgesetzes durch das
Parlament weiter aus. Ohne verlässliche rechtliche Rahmenbedingungen werden die für die Erschließung der
afghanischen Rohstoffvorkommen dringend notwendigen internationalen Investitionen in den Bergbausektor
kaum erfolgen. Deshalb wurde im Rahmen der deutsch-afghanischen Entwicklungszusammenarbeit vereinbart,
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DasTMAFsollauchimJahr2014derzentraleBezugspunktfürdieBeziehungenzwischenGebergemeinschaft
undafghanischenInstitutionenbleiben.DieBundesregierunghältanderÜberzeugungfest,dasseinemaßvolle
KonditionalisierungvoninTokiozugesagtenMittelnderrichtigeWegist,umdennotwendigenReformdruck
aufdieafghanischeRegierungaufrechtzuerhalten.Siewirdsoggf.auchbilateralverfahrenundweiterhinbei
andereninternationalenPartnernfürdiesenAnsatzwerben.ÜberdieAusgestaltungderKonditionalisierungfür
dasJahr2014wäreseitensderBundesregierung–nachVerabschiedungdesBundeshaushalts2014–imLichte
derErgebnisseeinererneutenÜberprüfungderkonkretenZieleEndeJanuar2014inKabulunddesRegierungs-
programmsderneuenafghanischenRegierungzuentscheiden.

DasAbschlussdokumentdesJointCoordinationandMonitoringBoard(JCMB)/SeniorOfficialsMeetingrich-
tetdenBlicküberdenWahlterminhinausundbetont,dassderTokio-Acquisgegenübereinerneuenafghani-
schenRegierungnichtzurDispositionstehenwird,sonderneinverbindlichesKontinuumfürkünftigeBezie-
hungenbegründet.ImzweitenHalbjahr2014solleineweitereinternationaleKonferenzaufMinisterebeneunter
VorsitzderRegierungenGroßbritanniensundAfghanistanszurUmsetzungderTokio-Verpflichtungenmiteiner
neugewähltenafghanischenRegierungstattfinden.

10.WirtschaftlicheEntwicklungundEinkommen

IndervergangenenDekadewurdenbeimzivilen WiederaufbaudesLandesnachJahrzehntendesKriegsund
BürgerkriegsdeutlicheFortschrittegemacht.DenmeistenAfghaninnenundAfghanengehtesheutedeutlich
besseralsvorzehnJahren.DasBruttonationaleinkommenproKopfhatsichvon700US-DollarimJahr2002
auf1.400US-DollarimJahr2011verdoppelt.MehrMenschenalszuvorhabenheuteZugangzuWasserund
Strom,ärztlicherVersorgungundBildung.DieLebenserwartungistdeutlichangestiegen.ZahlreicheStraßen,
Brücken,BewässerungskanäleundanderezerstörteInfrastrukturwurdenrehabilitiertoderneugebautunder-
heblicheFortschrittebeimAufbauvonVerwaltungundrechtstaatlichenStrukturenerzielt.Gleichwohlwird
AfghanistandieVorgabenderMillenniumsentwicklungsziele(MillenniumDevelopmentGoals,MDG)derVer-
eintenNationenbis2015nichterreichen.

DieafghanischeWirtschaftsteht2014vorgroßenHerausforderungen.MitdemAbzugderISAF-Truppenbis
Ende2014werdensichderZuflussexternerRessourcenunddieNachfragenachDienstleistungenreduzieren.
Dasafghanische Wirtschaftswachstumistanalogdazuzwischen2012und2013bereitsvon12Prozentauf
ca.3ProzentzurückgegangenundwirddenRückgangexternerZuflüsseauchperspektivischnurschwerkom-
pensierenkönnen.DavonistinsbesonderederDienstleistungssektorbetroffen.DieWeltbankschätzt,dassbiszu
80.000PersonenihrenArbeitsplatzbeiISAFverlierenkönnten.

FernerhalteninternationaleundnationaleUnternehmenmöglicheInvestitionenzurzeitzurück,daihnendie
politischenundwirtschaftlichenEffektedesAbzugssowiedieweitereinnenpolitischeEntwicklungalszuunsi-
chererscheinen.In2012gabeseinenRückgangbeiUnternehmensgründungenvon8Prozent,dersichauchin
2013alsTrendfortsetzte.Dazugleichca.400.000jungeMenschenjährlichneuaufdenArbeitsmarktdrängen,
istdiesnichtnureinwirtschaftliches,sondernaucheinsozialesProblemmitmöglichenAuswirkungenaufdie
ohnehinanfälligeinnenpolitischeStabilität.AuchdieinTeilennochfehlendeInfrastruktur,mangelndeRechts-
sicherheitunddieeingeschränkteLeistungsfähigkeitdesFinanzsystemstragenzurZurückhaltungderUnter-
nehmenbei.

NachwievoristdieMehrheitderafghanischenArbeitskräfte(ca.60Prozent)inderLandwirtschaftbeschäftigt.
AufgrunddesvorwiegendenSubsistenz-CharakterswerdenhierjedochkaumEinkommenssteigerungenfürdie
Bevölkerungerzielt,dadieLandwirtschaftnurca.30ProzentzumBruttoinlandsprodukt(BIP)beiträgt.Das
WohlergehenderinderLandwirtschaftbeschäftigtenbreitenBevölkerungsschichtenschwanktzudemstark,da
esauchvomEinflussdesWettersaufErnteerträgeundViehzuchtabhängt.

DerErschließungafghanischerRohstoffewirdmittel-bislangfristiggroßeBedeutungfürdiewirtschaftliche
EntwicklungAfghanistansbeigemessen.VordiesemHintergrundführtedieBundesregierungam5.Juli2013in
Berlinden„ErstenDeutsch-AfghanischenRohstoffdialog“durch,umeinenMeinungsaustauschdeutscherUn-
ternehmenmitdemafghanischenFinanzministerZakhilwalunddemdamaligenMinisterfürBergbau,Ölund
Gas,Sharani,zuermöglichen.AllerdingsstehtdieVerabschiedungdesafghanischenRohstoffgesetzesdurchdas
Parlamentweiteraus.OhneverlässlicherechtlicheRahmenbedingungenwerdendiefürdieErschließungder
afghanischenRohstoffvorkommendringendnotwendigeninternationalenInvestitionenindenBergbausektor
kaumerfolgen.DeshalbwurdeimRahmenderdeutsch-afghanischenEntwicklungszusammenarbeitvereinbart,
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die bestehenden Herausforderungen zur Schaffung eines förderlichen rechtlichen Umfelds für den Rohstoffsek-
tor in einem eigenständigen Beratungsvorhaben anzugehen. Zentrale Anliegen dessen sind u. a., geeignete staat-
liche Rahmenbedingungen für Investitionen sowie Aufsichtsstrukturen zu schaffen und auf die Transparenz von
Zahlungsströmen des extraktiven Sektors hinzuwirken.

Positiv könnte sich der genannte Rückgang externer Zuflüsse auf die Überbewertung der Währung „Afghani“
auswirken. Diese hat afghanische Exporte bisher signifikant erschwert (derzeit Zehn-Jahres-Tief bei afghani-
schen Exporten). Die Wettbewerbsschwäche Afghanistans besteht selbst bei solchen Produktgruppen (z. B. Ag-
rarprodukte, Teppiche, Halbedelsteine), wo das Land eigentlich traditionell Stärken aufzuweisen hat. Heute trägt
der Export weniger als 20 Prozent zum BIP Afghanistans bei.

Handelspolitisch konnte der für Ende 2013 beabsichtigte Beitritt zur Welthandelsorganisation (WTO) trotz zu-
letzt sehr intensiven Bemühungen (noch) nicht umgesetzt werden. Vom Abzug der ISAF-Truppen könnte auch
der durch überdurchschnittlich bezahlte Angestellte internationaler Organisationen gestörte Arbeitsmarkt profi-
tieren, wenn qualifizierte Arbeitskräfte für einheimische Unternehmen wieder finanzierbar würden.

11. Die Entwicklung der einzelnen Sektoren

Ziel des deutschen Engagements bleibt die nachhaltige Förderung von Wirtschaft und Beschäftigung. Dabei
kommt der Eigeninitiative des afghanischen Privatsektors und der Schaffung besserer wirtschaftlicher Rahmen-
bedingungen besondere Bedeutung zu, um breitenwirksames Wirtschaftswachstum, dauerhafte Beschäftigungs-
verhältnisse und höhere Einkommen zu erzielen.

Landwirtschaft

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit wird sich noch stärker auf Wertschöpfungsketten im landwirtschaft-
lichen Bereich konzentrieren, die der Sicherung des Lebensunterhalts dienen, die Abhängigkeit von Importen
reduzieren und perspektivisch afghanische Wertschöpfung und Exporte steigern können. Ziel sind möglichst
hohe Einkommens- und Beschäftigungseffekte. Im Verbund mit anderen im Bereich Wirtschaftsentwicklung
tätigen Gebern können so bis zu 30 Prozent der arbeits- und beschäftigungssuchenden jungen Menschen in
Nordafghanistan dringend benötigte Einkommens- und Beschäftigungsperspektiven erhalten. Frauen eigene
Einkommensmöglichkeiten zu schaffen, ist dabei ein besonders wichtiges Ziel.

Bislang wurden zur Stärkung der Lebensgrundlagen im ländlichen Bereich insgesamt 95 Fördermaßnahmen
initiiert und umgesetzt. Damit konnte die Eigenversorgung von ca. 173.100 Menschen verbessert werden. Kon-
krete Maßnahmen betrafen Qualifizierung u. a. in den Bereichen Viehhaltung, verarbeitendes Gewerbe, Obst
und Gemüseanbau. Seit Beginn des Jahres wurden in Kooperation mit dem privaten Sektor durch bessere Verar-
beitung und Vermarktung von Agrarprodukten in den Nordprovinzen über 1.100 neue Arbeitsplätze geschaffen.
Von verkehrstechnischen Maßnahmen profitieren über 370.000 Menschen, weil Reisezeiten und Transportkos-
ten reduziert und regionale Anbindungen verbessert werden. Agrarprodukte können nun oft ganzjährig zu gerin-
geren Kosten transportiert werden, wodurch die Einkommen der örtlichen Bevölkerung steigen. In der Provinz
Baghlan wurden bis zu 25.000 Haushalte in Maßnahmen zur Diversifizierung der Landwirtschaft einbezogen.
Seit 2011 stiegen auf diese Weise die durchschnittlichen Erträge von Feldfrüchten im Bewässerungslandbau um
30 Prozent, die Einkommen in der Pflanzenproduktion um 112 Prozent und in der Tierproduktion um 45 Pro-
zent. Das hilft insbesondere Frauen, deren Anteil an der Beschäftigung in bestimmten Sektoren überdurch-
schnittlich ist (z. B. Geflügelproduktion und Schafwollverarbeitung).

Die Bewässerung von über 17.000 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche wurde durch den Bau bzw. die Instandset-
zung von Bewässerungskanälen mit einer Gesamtlänge von über 63 km ermöglicht. Damit profitieren bis zu
427.000 Menschen von einer verbesserten Bewässerung ihrer landwirtschaftlichen Flächen.

Entwicklung des Finanzsystems

Der Zugang zu Finanzdienstleistungen ist für große Teile der Bevölkerung unzureichend. Daher können wirt-
schaftliche Chancen häufig nicht genutzt werden. Vor diesem Hintergrund fördert die Bundesregierung seit 2004
die First Microfinance Bank Afghanistan (FMFB), um über eine selbsttragende Finanzinstitution bedarfsgerech-
te Finanzprodukte im Mikrofinanzsegment zur Förderung kleiner und mittelständischer Unternehmen (KMU) zu
ermöglichen. Bislang konnten rund 261.000 Mikrofinanzkredite sowie knapp 2.800 KMU-Kredite vergeben
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diebestehendenHerausforderungenzurSchaffungeinesförderlichenrechtlichenUmfeldsfürdenRohstoffsek-
torineinemeigenständigenBeratungsvorhabenanzugehen.ZentraleAnliegendessensindu.a.,geeignetestaat-
licheRahmenbedingungenfürInvestitionensowieAufsichtsstrukturenzuschaffenundaufdieTransparenzvon
ZahlungsströmendesextraktivenSektorshinzuwirken.

PositivkönntesichdergenannteRückgangexternerZuflüsseaufdieÜberbewertungderWährung„Afghani“
auswirken.DiesehatafghanischeExportebishersignifikanterschwert(derzeitZehn-Jahres-Tiefbeiafghani-
schenExporten).DieWettbewerbsschwächeAfghanistansbestehtselbstbeisolchenProduktgruppen(z.B.Ag-
rarprodukte,Teppiche,Halbedelsteine),wodasLandeigentlichtraditionellStärkenaufzuweisenhat.Heuteträgt
derExportwenigerals20ProzentzumBIPAfghanistansbei.

HandelspolitischkonntederfürEnde2013beabsichtigteBeitrittzurWelthandelsorganisation(WTO)trotzzu-
letztsehrintensivenBemühungen(noch)nichtumgesetztwerden.VomAbzugderISAF-Truppenkönnteauch
derdurchüberdurchschnittlichbezahlteAngestellteinternationalerOrganisationengestörteArbeitsmarktprofi-
tieren,wennqualifizierteArbeitskräftefüreinheimischeUnternehmenwiederfinanzierbarwürden.

11.DieEntwicklungdereinzelnenSektoren

ZieldesdeutschenEngagementsbleibtdienachhaltigeFörderungvon WirtschaftundBeschäftigung.Dabei
kommtderEigeninitiativedesafghanischenPrivatsektorsundderSchaffungbessererwirtschaftlicherRahmen-
bedingungenbesondereBedeutungzu,umbreitenwirksamesWirtschaftswachstum,dauerhafteBeschäftigungs-
verhältnisseundhöhereEinkommenzuerzielen.

Landwirtschaft

DiedeutscheEntwicklungszusammenarbeitwirdsichnochstärkeraufWertschöpfungskettenimlandwirtschaft-
lichenBereichkonzentrieren,diederSicherungdesLebensunterhaltsdienen,dieAbhängigkeitvonImporten
reduzierenundperspektivischafghanische WertschöpfungundExportesteigernkönnen.Zielsindmöglichst
hoheEinkommens-undBeschäftigungseffekte.ImVerbundmitanderenimBereich Wirtschaftsentwicklung
tätigenGebernkönnensobiszu30Prozentderarbeits-undbeschäftigungssuchendenjungen Menschenin
NordafghanistandringendbenötigteEinkommens-undBeschäftigungsperspektivenerhalten.Fraueneigene
Einkommensmöglichkeitenzuschaffen,istdabeieinbesonderswichtigesZiel.

BislangwurdenzurStärkungderLebensgrundlagenimländlichenBereichinsgesamt95Fördermaßnahmen
initiiertundumgesetzt.DamitkonntedieEigenversorgungvonca.173.100Menschenverbessertwerden.Kon-
kreteMaßnahmenbetrafenQualifizierungu.a.indenBereichenViehhaltung,verarbeitendesGewerbe,Obst
undGemüseanbau.SeitBeginndesJahreswurdeninKooperationmitdemprivatenSektordurchbessereVerar-
beitungundVermarktungvonAgrarproduktenindenNordprovinzenüber1.100neueArbeitsplätzegeschaffen.
VonverkehrstechnischenMaßnahmenprofitierenüber370.000Menschen,weilReisezeitenundTransportkos-
tenreduziertundregionaleAnbindungenverbessertwerden.Agrarproduktekönnennunoftganzjährigzugerin-
gerenKostentransportiertwerden,wodurchdieEinkommenderörtlichenBevölkerungsteigen.InderProvinz
Baghlanwurdenbiszu25.000HaushalteinMaßnahmenzurDiversifizierungderLandwirtschafteinbezogen.
Seit2011stiegenaufdieseWeisediedurchschnittlichenErträgevonFeldfrüchtenimBewässerungslandbauum
30Prozent,dieEinkommeninderPflanzenproduktionum112ProzentundinderTierproduktionum45Pro-
zent.DashilftinsbesondereFrauen,derenAnteilanderBeschäftigunginbestimmtenSektorenüberdurch-
schnittlichist(z.B.GeflügelproduktionundSchafwollverarbeitung).

DieBewässerungvonüber17.000halandwirtschaftlicherNutzflächewurdedurchdenBaubzw.dieInstandset-
zungvonBewässerungskanälenmiteinerGesamtlängevonüber63kmermöglicht.Damitprofitierenbiszu
427.000MenschenvoneinerverbessertenBewässerungihrerlandwirtschaftlichenFlächen.

EntwicklungdesFinanzsystems

DerZugangzuFinanzdienstleistungenistfürgroßeTeilederBevölkerungunzureichend.Daherkönnenwirt-
schaftlicheChancenhäufignichtgenutztwerden.VordiesemHintergrundfördertdieBundesregierungseit2004
dieFirstMicrofinanceBankAfghanistan(FMFB),umübereineselbsttragendeFinanzinstitutionbedarfsgerech-
teFinanzprodukteimMikrofinanzsegmentzurFörderungkleinerundmittelständischerUnternehmen(KMU)zu
ermöglichen.Bislangkonntenrund261.000 Mikrofinanzkreditesowieknapp2.800KMU-Kreditevergeben
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werden, die aktuell ein ausstehendes Kreditportfolio von ca. 80 Mio. US-Dollar bei 63.000 Kreditkunden (Frau-
enanteil rund 16 Prozent) ausmachen. Damit liegt der Marktanteil der FMFB im Mikrofinanzbereich über
50 Prozent. Dieses Engagement wird ergänzt durch eine von der Deutschen Investitions- und Entwicklungsge-
sellschaft (DEG) verwalteten Kredit-Garantiefazilität, um für afghanische Geschäftsbanken Risiken bei der Kre-
ditvergabe an KMU zu begrenzen. Damit gibt Deutschland einen erheblichen Impuls zur Gründung eigener
wirtschaftlicher Existenzen.

Kapazitätsentwicklung

Bei der Kapazitätsentwicklung afghanischer Institutionen ist u. a. die Schaffung einer Abteilung bei der Indust-
rie- und Handelskammer Afghanistans (ACCI) zur Beratung und Interessenvertretung von Unternehmerinnen zu
nennen, die ein speziell auf die Bedürfnisse von Frauen ausgerichtetes Trainingsangebot u. a. zu Marketing und
Geschäftsentwicklung anbietet. Auch der im September 2013 erfolgte Beitritt Afghanistans zum Transport In-
ternational Routier-Abkommen (TIR) ist als wichtige Voraussetzung zur Etablierung eines regionalen Marktes
zu bewerten.

Im Wassersektor besteht weiterhin hoher Investitionsbedarf zur Errichtung, Erneuerung oder Erweiterung der
vorhandenen Versorgungssysteme sowie beim Kapazitätsaufbau mit Blick auf das rechtliche und institutionelle
Rahmenwerk, zur Abstimmung und Koordination zwischen den staatlichen Institutionen und zur fachlichen und
technischen Qualifikation. Trotz umfangreicher Anstrengungen und erheblicher Geberunterstützung in den ver-
gangenen Jahren liegt Afghanistan weit hinter dem Siebten Entwicklungsziel der Vereinten Nationen zurück und
wird bis 2015 die angestrebte Halbierung der Zahl der Menschen ohne Zugang zu sauberem Trinkwasser nicht
erreichen. Gleichwohl gibt es Erfolge: Während 2007/08 erst 27 Prozent der Bevölkerung Zugang zu sauberem
Trinkwasser hatten, waren es 2011/12 schon knapp 39 Prozent.22 Größer sind die Herausforderungen jedoch im
Bereich der Abwasserversorgung. 2007/08 hatten nur 5 Prozent der Afghaninnen und Afghanen Zugang zu ge-
sundheitlich akzeptabler Abwasserentsorgung. Auch 2011 waren es erst 7,5 Prozent.23

Vor diesem Hintergrund unterstützt die Bundesregierung im Bereich der Kapazitätsentwicklung das afghanische
Ministerium für Energie und Wasser bei der Ausarbeitung nationaler Regularien wie dem Nationalen Wasser-
wirtschaftsplan. Entwürfe liegen inzwischen vor und befinden sich im afghanischen Gesetzgebungsprozess.
Auch die 2010 neu geschaffene Afghanistan Urban Water Supply and Sewerage Corporation (AUWSSC) füllt
ihre Aufgaben zwar zunehmend aktiver und selbständiger aus, hat jedoch auch für die kommenden Jahre weiter-
hin erheblichen Bedarf an technischer Unterstützung bei Management, Wartung und Betrieb bestehender und
neuer Wasserversorgungssysteme. Zudem wird die Bundesregierung in den kommenden Jahren bei der Erstel-
lung von Planungsgrundlagen für die Abwasserentsorgung in Kabul unterstützen. In neun Städten Nordafghanis-
tans und in Kabul fördert die Bundesregierung die Wiederherstellung bzw. den Neubau von Wasserversorgung-
systemen. In einigen Städten sind diese kurz vor der Fertigstellung und sollen im ersten Quartal 2014 an den
afghanischen Betreiber übergeben werden (insbesondere: Aliabad, Khanabad, Taloqan). Insgesamt werden in
diesen und anderen Städten wie Kabul inzwischen ca. 667.000 Haushalte durch von Deutschland geförderte
Maßnahmen erreicht, was bei einer durchschnittlichen Haushaltsgröße von 6,7 Personen ungefähr 4.470.000
Personen ausmacht.

Im Energiesektor engagiert sich Deutschland bei der Entwicklung von Kapazitäten von Institutionen und beim
Ausbau der Infrastruktur. Vorangetrieben wurde die Netzanbindung von Städten und Gemeinden sowie die Pro-
vinzen übergreifende Elektrifizierung in Nordafghanistan. Unter anderem wurden 57 Kleinwasserkraftwerke
und zwei Umspannstationen gebaut bzw. instandgesetzt. Weitere Maßnahmen im Bereich der Energieversor-
gung, vor allem im Hinblick auf eine bessere Netzanbindung der Bevölkerung in den Nordprovinzen durch den
Neu- oder Ausbau von Versorgungsleitungen und Ortsverteilungsnetzen, befinden sich zum größten Teil noch in
der Umsetzung. Insgesamt werden inzwischen ca. 229.000 Haushalte, mit ca. 1.540.000 Personen erreicht.
Durch Beratung des afghanischen Energieministeriums konnten erste Grundlagen geschaffen werden, die es
Afghanistan ermöglichen, Stromversorgung durch erneuerbare Energie zu planen und politisch zu steuern. Das
Energieministerium verfügt nun erstmalig über eine dezentrale Außenstruktur, die den Betrieb und weiteren
Ausbau von erneuerbarer Energie-Anlagen in den Provinzen unterstützt.

22 Vorläufige Ergebnisse der ersten Datenerhebung des National Risk and Vulnerability Assessment (NRVA) 2011/12.
Wie alle statistischen Daten aus Afghanistan sind diese nur beschränkt belastbar. Aktuellere Daten liegen nicht vor.
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werden,dieaktuelleinausstehendesKreditportfoliovonca.80Mio.US-Dollarbei63.000Kreditkunden(Frau-
enanteilrund16Prozent)ausmachen.Damitliegtder MarktanteilderFMFBim Mikrofinanzbereichüber
50Prozent.DiesesEngagementwirdergänztdurcheinevonderDeutschenInvestitions-undEntwicklungsge-
sellschaft(DEG)verwaltetenKredit-Garantiefazilität,umfürafghanischeGeschäftsbankenRisikenbeiderKre-
ditvergabeanKMUzubegrenzen.DamitgibtDeutschlandeinenerheblichenImpulszurGründungeigener
wirtschaftlicherExistenzen.

Kapazitätsentwicklung

BeiderKapazitätsentwicklungafghanischerInstitutionenistu.a.dieSchaffungeinerAbteilungbeiderIndust-
rie-undHandelskammerAfghanistans(ACCI)zurBeratungundInteressenvertretungvonUnternehmerinnenzu
nennen,dieeinspeziellaufdieBedürfnissevonFrauenausgerichtetesTrainingsangebotu.a.zuMarketingund
Geschäftsentwicklunganbietet.AuchderimSeptember2013erfolgteBeitrittAfghanistanszumTransportIn-
ternationalRoutier-Abkommen(TIR)istalswichtigeVoraussetzungzurEtablierungeinesregionalenMarktes
zubewerten.

Im WassersektorbestehtweiterhinhoherInvestitionsbedarfzurErrichtung,ErneuerungoderErweiterungder
vorhandenenVersorgungssystemesowiebeimKapazitätsaufbaumitBlickaufdasrechtlicheundinstitutionelle
Rahmenwerk,zurAbstimmungundKoordinationzwischendenstaatlichenInstitutionenundzurfachlichenund
technischenQualifikation.TrotzumfangreicherAnstrengungenunderheblicherGeberunterstützungindenver-
gangenenJahrenliegtAfghanistanweithinterdemSiebtenEntwicklungszielderVereintenNationenzurückund
wirdbis2015dieangestrebteHalbierungderZahlderMenschenohneZugangzusauberemTrinkwassernicht
erreichen.GleichwohlgibtesErfolge:Während2007/08erst27ProzentderBevölkerungZugangzusauberem
Trinkwasserhatten,warenes2011/12schonknapp39Prozent.22GrößersinddieHerausforderungenjedochim
BereichderAbwasserversorgung.2007/08hattennur5ProzentderAfghaninnenundAfghanenZugangzuge-
sundheitlichakzeptablerAbwasserentsorgung.Auch2011wareneserst7,5Prozent.23

VordiesemHintergrundunterstütztdieBundesregierungimBereichderKapazitätsentwicklungdasafghanische
MinisteriumfürEnergieundWasserbeiderAusarbeitungnationalerRegularienwiedemNationalenWasser-
wirtschaftsplan.EntwürfeliegeninzwischenvorundbefindensichimafghanischenGesetzgebungsprozess.
Auchdie2010neugeschaffeneAfghanistanUrbanWaterSupplyandSewerageCorporation(AUWSSC)füllt
ihreAufgabenzwarzunehmendaktiverundselbständigeraus,hatjedochauchfürdiekommendenJahreweiter-
hinerheblichenBedarfantechnischerUnterstützungbeiManagement, WartungundBetriebbestehenderund
neuerWasserversorgungssysteme.ZudemwirddieBundesregierungindenkommendenJahrenbeiderErstel-
lungvonPlanungsgrundlagenfürdieAbwasserentsorgunginKabulunterstützen.InneunStädtenNordafghanis-
tansundinKabulfördertdieBundesregierungdieWiederherstellungbzw.denNeubauvonWasserversorgung-
systemen.IneinigenStädtensinddiesekurzvorderFertigstellungundsollenimerstenQuartal2014anden
afghanischenBetreiberübergebenwerden(insbesondere:Aliabad,Khanabad,Taloqan).Insgesamtwerdenin
diesenundanderenStädtenwieKabulinzwischenca.667.000HaushaltedurchvonDeutschlandgeförderte
Maßnahmenerreicht,wasbeieinerdurchschnittlichenHaushaltsgrößevon6,7Personenungefähr4.470.000
Personenausmacht.

ImEnergiesektorengagiertsichDeutschlandbeiderEntwicklungvonKapazitätenvonInstitutionenundbeim
AusbauderInfrastruktur.VorangetriebenwurdedieNetzanbindungvonStädtenundGemeindensowiediePro-
vinzenübergreifendeElektrifizierunginNordafghanistan.Unteranderemwurden57Kleinwasserkraftwerke
undzweiUmspannstationengebautbzw.instandgesetzt. WeitereMaßnahmenimBereichderEnergieversor-
gung,vorallemimHinblickaufeinebessereNetzanbindungderBevölkerungindenNordprovinzendurchden
Neu-oderAusbauvonVersorgungsleitungenundOrtsverteilungsnetzen,befindensichzumgrößtenTeilnochin
derUmsetzung.Insgesamtwerdeninzwischenca.229.000Haushalte,mitca.1.540.000Personenerreicht.
DurchBeratungdesafghanischenEnergieministeriumskonntenersteGrundlagengeschaffenwerden,diees
Afghanistanermöglichen,StromversorgungdurcherneuerbareEnergiezuplanenundpolitischzusteuern.Das
EnergieministeriumverfügtnunerstmaligübereinedezentraleAußenstruktur,diedenBetriebundweiteren
AusbauvonerneuerbarerEnergie-AnlagenindenProvinzenunterstützt.

22 VorläufigeErgebnissedererstenDatenerhebungdesNationalRiskandVulnerabilityAssessment(NRVA)2011/12.
WieallestatistischenDatenausAfghanistansinddiesenurbeschränktbelastbar.AktuellereDatenliegennichtvor.
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Die Bundesregierung unterstützt den weiteren Ausbau eines funktionsfähigen Bildungssystems als eine der zent-
ralen Voraussetzungen für gesellschaftliche Integration und wirtschaftliche Entwicklung. Insgesamt besuchen
heute ca. 9,2 Mio. Kinder in Afghanistan die Schule, wovon 3,6 Mio. (39 Prozent) Mädchen sind. Damit liegt
die Rate des Schulbesuchs bei ca. 83 Prozent.24 Das deutsche Engagement leistet einen signifikanten Beitrag zur
Grund- und Berufsbildung, insbesondere in den Provinzen Badakhshan, Balkh, Kundus, Takhar und Sar-e Pol.
Zentrale Handlungsfelder sind: Infrastruktur, Lehrerfortbildung, Förderung der Mädchenbildung, Schulmana-
gement, Entwicklung neuer Ausbildungsprofile, Kooperation mit der Wirtschaft und Aufbau eines Zertifizie-
rungssystems für die berufliche Bildung. Seit 2010 wurden 555 Schulgebäude rehabilitiert oder gebaut, die für
ca. 528.000 Schülerinnen und Schüler ausgelegt sind. Zusätzlich dazu wurden im Rahmen des Stabilisierungs-
programms Nordafghanistan 120 Schulen gebaut, erneuert oder erweitert. Ferner durchliefen seither ca. 98.000
Lehrerinnen und Lehrer für Grund- und weiterführende Schulen Fortbildungen in ihren Fachbereichen (Mathe-
matik, Naturwissenschaften etc.) sowie in Didaktik und Pädagogik. Allein zwischen Mai und September 2013
nahmen 1.751 Personen (Frauen: 875) an diesen Fortbildungen teil. Im Bereich der Berufsschulen befinden sich
derzeit die Lehrerfortbildungshäuser (Technical Teacher Training Academy, TTTA) in Kabul und Masar-e
Scharif im Bau, die jeweils bis zu 1.200 Studierende zu Berufsschullehrerinnen und -lehrer werden ausbilden
können.

Auf nationaler Ebene investiert Deutschland im Rahmen des ARTF jährlich 20 Mio. Euro in das EQUIP-
Investitionsprogramm. Laut ARTF-Jahresbericht 2012 hat Deutschland bisher mit mehr als 105 Mio. US-Dollar,
d. h. 32,2 Prozent, zur Gesamtfinanzierung von EQUIP in Höhe von insgesamt 328 Mio. US-Dollar beigetragen.

Nach drei Semestern an der Ruhr Universität Bochum und vier Monaten Feldforschung in Afghanistan haben
28 afghanische Dozenten im September 2013 ihr Masterstudium „Management and Economics" im Rahmen
eines DAAD-Förderprogramms abgeschlossen. Ziel ist die Etablierung von Bachelor-Studiengängen der Wirt-
schaftswissenschaften an ihren Heimatuniversitäten in Afghanistan. Darüber hinaus wurde ein landesweit einge-
setztes Bachelor-Curriculum für die afghanischen Partnerfakultäten entworfen und das dazu notwendige Lehr-
/Lernmaterial in Form von Lehrbüchern in den Landessprachen Dari und Paschtu sowie Englisch in einer Ge-
samtauflage von 19.000 Exemplaren erstellt. Ebenfalls im September 2013 graduierte der zweite DAAD-
Masterstudiengang in Informationstechnologie (IT) an der TU Berlin. Auch diese 24 Absolventen werden an
verschiedenen Universitäten in Afghanistan Dozententätigkeiten übernehmen können.

Damit wird ein weiterer Meilenstein im Rahmen dieser Hochschulkooperation erreicht, die anfangs der Weiter-
bildung afghanischer Dozenten auf Bachelor-Niveau diente und sich über die Ausbildung zum Master-Niveau in
Richtung Doktoranden-Ausbildung weiter entwickelt. So werden Schritt für Schritt Multiplikatoren gefördert,
um Lehre und Forschung an afghanischen Universitäten zu verbessern und diese in die Lage zu versetzen, sich
an internationaler Wissenschaftskooperation zu beteiligen.

Hinzu kommen zwei weitere Vorhaben: Der Aufbau eines staatlichen Druckereibetriebes und die Ausbildung
von Fachkräften, um sicherheitsrelevante Dokumente herzustellen und einen Beitrag zur guten Regierungsfüh-
rung, Rechtssicherheit und Korruptionsbekämpfung zu leisten. Deutschland fördert auch den Ausbau einer be-
rufsqualifizierenden Hochschulausbildung für den afghanischen Bergbausektor, der dringend ausgebildete Fach-
kräfte benötigt.

Weiterhin wurden wichtige Aktivitäten zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur umgesetzt, um entscheiden-
de Voraussetzungen für weiteres Wirtschaftswachstum und Entwicklung zu schaffen. Insgesamt wurden in
Nordafghanistan bis Oktober 2013 ca. 696 km Straßen gebaut oder wiederhergestellt. Auch große Brücken wie
die wichtige Char Darrah-Brücke über den Kundus-Fluss wurden im Berichtszeitraum annähernd abgeschlossen.

Der Luftfahrtsektor ist für die wirtschaftliche Entwicklung Afghanistans besonders wichtig. Im Berichtszeitraum
gab es weitere Fortschritte bei seiner Entwicklung zu verzeichnen. Mit dem Jungfernflug von Turkish Airlines
am 20. November 2013 direkt von Istanbul nach Masar-e Scharif ist der von Deutschland und den Vereinigten
Arabischen Emiraten finanzierte neue Flughafen in Masar-e Scharif zu einem internationalen Flughafen gewor-
den. An den Flughafen als „Tor nach Europa“ werden große Hoffnungen für einen Ausbau des internationalen
Handels geknüpft. Im Rahmen des deutschen Engagements wurde auch ein Cargo-Terminal errichtet.

24 Aide-Mémoire, EQUIP, Implementation Support Mission, September 28-October 11, 2013.
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DieBundesregierungunterstütztdenweiterenAusbaueinesfunktionsfähigenBildungssystemsalseinederzent-
ralenVoraussetzungenfürgesellschaftlicheIntegrationundwirtschaftlicheEntwicklung.Insgesamtbesuchen
heuteca.9,2Mio.KinderinAfghanistandieSchule,wovon3,6Mio.(39Prozent)Mädchensind.Damitliegt
dieRatedesSchulbesuchsbeica.83Prozent.24DasdeutscheEngagementleisteteinensignifikantenBeitragzur
Grund-undBerufsbildung,insbesondereindenProvinzenBadakhshan,Balkh,Kundus,TakharundSar-ePol.
ZentraleHandlungsfeldersind:Infrastruktur,Lehrerfortbildung,Förderungder Mädchenbildung,Schulmana-
gement,EntwicklungneuerAusbildungsprofile,Kooperationmitder WirtschaftundAufbaueinesZertifizie-
rungssystemsfürdieberuflicheBildung.Seit2010wurden555Schulgebäuderehabilitiertodergebaut,diefür
ca.528.000SchülerinnenundSchülerausgelegtsind.ZusätzlichdazuwurdenimRahmendesStabilisierungs-
programmsNordafghanistan120Schulengebaut,erneuertodererweitert.Fernerdurchliefenseitherca.98.000
LehrerinnenundLehrerfürGrund-undweiterführendeSchulenFortbildungeninihrenFachbereichen(Mathe-
matik,Naturwissenschaftenetc.)sowieinDidaktikundPädagogik.AlleinzwischenMaiundSeptember2013
nahmen1.751Personen(Frauen:875)andiesenFortbildungenteil.ImBereichderBerufsschulenbefindensich
derzeitdieLehrerfortbildungshäuser(TechnicalTeacherTrainingAcademy,TTTA)inKabulund Masar-e
ScharifimBau,diejeweilsbiszu1.200StudierendezuBerufsschullehrerinnenund-lehrerwerdenausbilden
können.

AufnationalerEbeneinvestiertDeutschlandimRahmendesARTFjährlich20 Mio.EuroindasEQUIP-
Investitionsprogramm.LautARTF-Jahresbericht2012hatDeutschlandbishermitmehrals105Mio.US-Dollar,
d.h.32,2Prozent,zurGesamtfinanzierungvonEQUIPinHöhevoninsgesamt328Mio.US-Dollarbeigetragen.

NachdreiSemesternanderRuhrUniversitätBochumundvierMonatenFeldforschunginAfghanistanhaben
28afghanischeDozentenimSeptember2013ihrMasterstudium„ManagementandEconomics"imRahmen
einesDAAD-Förderprogrammsabgeschlossen.ZielistdieEtablierungvonBachelor-StudiengängenderWirt-
schaftswissenschaftenanihrenHeimatuniversitäteninAfghanistan.Darüberhinauswurdeeinlandesweiteinge-
setztesBachelor-CurriculumfürdieafghanischenPartnerfakultätenentworfenunddasdazunotwendigeLehr-
/LernmaterialinFormvonLehrbüchernindenLandessprachenDariundPaschtusowieEnglischineinerGe-
samtauflagevon19.000Exemplarenerstellt.EbenfallsimSeptember2013graduiertederzweiteDAAD-
MasterstudienganginInformationstechnologie(IT)anderTUBerlin.Auchdiese24Absolventenwerdenan
verschiedenenUniversitäteninAfghanistanDozententätigkeitenübernehmenkönnen.

DamitwirdeinweitererMeilensteinimRahmendieserHochschulkooperationerreicht,dieanfangsderWeiter-
bildungafghanischerDozentenaufBachelor-NiveaudienteundsichüberdieAusbildungzumMaster-Niveauin
RichtungDoktoranden-Ausbildungweiterentwickelt.SowerdenSchrittfürSchrittMultiplikatorengefördert,
umLehreundForschunganafghanischenUniversitätenzuverbessernunddieseindieLagezuversetzen,sich
aninternationalerWissenschaftskooperationzubeteiligen.

HinzukommenzweiweitereVorhaben:DerAufbaueinesstaatlichenDruckereibetriebesunddieAusbildung
vonFachkräften,umsicherheitsrelevanteDokumenteherzustellenundeinenBeitragzurgutenRegierungsfüh-
rung,RechtssicherheitundKorruptionsbekämpfungzuleisten.DeutschlandfördertauchdenAusbaueinerbe-
rufsqualifizierendenHochschulausbildungfürdenafghanischenBergbausektor,derdringendausgebildeteFach-
kräftebenötigt.

WeiterhinwurdenwichtigeAktivitätenzurVerbesserungderVerkehrsinfrastrukturumgesetzt,umentscheiden-
deVoraussetzungenfürweiteres WirtschaftswachstumundEntwicklungzuschaffen.Insgesamtwurdenin
NordafghanistanbisOktober2013ca.696kmStraßengebautoderwiederhergestellt.AuchgroßeBrückenwie
diewichtigeCharDarrah-BrückeüberdenKundus-FlusswurdenimBerichtszeitraumannäherndabgeschlossen.

DerLuftfahrtsektoristfürdiewirtschaftlicheEntwicklungAfghanistansbesonderswichtig.ImBerichtszeitraum
gabesweitereFortschrittebeiseinerEntwicklungzuverzeichnen.MitdemJungfernflugvonTurkishAirlines
am20.November2013direktvonIstanbulnachMasar-eScharifistdervonDeutschlandunddenVereinigten
ArabischenEmiratenfinanzierteneueFlughafeninMasar-eScharifzueineminternationalenFlughafengewor-
den.AndenFlughafenals„TornachEuropa“werdengroßeHoffnungenfüreinenAusbaudesinternationalen
Handelsgeknüpft.ImRahmendesdeutschenEngagementswurdeaucheinCargo-Terminalerrichtet.

24 Aide-Mémoire,EQUIP,ImplementationSupportMission,September28-October11,2013.
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Auch zum Aufbau einer eigenständigen afghanischen Luftaufsichtsbehörde hat Deutschland einen Beitrag ge-
leistet. Eine funktionierende Luftaufsichtsbehörde ist eine wichtige Bedingung, um künftig afghanischen Flugli-
nien den Zugang zum europäischen Luftraum zu ermöglichen. Am 9. Oktober 2013 konnte mit dem offiziellen
Startschuss zu einem hochrangigen Mentoren-Programm ein wichtiger Meilenstein erzielt werden. Dem afgha-

nischen Führungspersonal der Luftaufsichtsbehörde mangelt es derzeit noch an technischem Know-How und den
erforderlichen Managementfähigkeiten. Im Rahmen des von Deutschland, der NATO und den USA unterstütz-
ten Mentoren-Programms wird den wichtigsten afghanischen Mitarbeitern der Behörde jeweils ein renommierter
internationaler Luftsicherheitsexperte an die Seite gestellt, um sie berufsbegleitend für ihre zukünftige Aufgabe
zu befähigen.

Im Gesundheitsbereich bleibt Afghanistan eines der rückständigsten Länder weltweit. Ausgehend von einem
sehr niedrigen Niveau sind in den letzten zehn Jahren jedoch enorme Fortschritte zu verzeichnen. Die Mütters-
terblichkeitsrate ist mit geschätzt 500 Sterbefällen pro 100.000 Geburten zwar immer noch sehr hoch, beträgt
aber nur ein Drittel der im Jahr 2002 geschätzten Müttersterblichkeitsrate (1.600 Sterbefälle pro 100.000 Gebur-
ten). Auch die Kindersterblichkeitsrate hat sich in den letzten zehn Jahren mehr als halbiert.25

In Nordafghanistan hat das deutsche Engagement entscheidend zu diesen Verbesserungen beigetragen. So finan-
ziert die Bundesregierung den Neubau von insgesamt neun Krankenhäusern, darunter die Provinzkrankenhäuser
in Faisabad, Balkh, Takhar und Kundus. Das Regionalkrankenhaus in Masar-e Scharif wurde 2012 an Afghanis-
tan übergeben und wird in den Bereichen Krankenhausmanagement, medizinisches Personal, Pflege und Gebäu-
detechnik unterstützt. In ländlichen Gebieten hat Deutschland zahlreiche Gesundheitsstationen und mobile
Gesundheitsteams aufgebaut. Die Bundesregierung hat der afghanischen Regierung zudem für die Jahre 2014-
2017 Unterstützung bei der Ausrottung des Polio-Virus zugesagt. Afghanistan gehört neben Pakistan und Nige-
ria zu den weltweit drei verbleibenden Ländern, in denen Poliomyelitis endemisch ist.

25 So sank die Zahl von 165 Todesfällen pro 1.000 Geburten auf 77 und von 257 aus 1000 Kindern, die ihr fünftes Lebensjahr nicht erreichten,
auf 97. Quelle: http://www.msh.org/news-events/stories/afghanistan-mortality-survey-reveals-substantial-improvements-in-maternal-health.

IPSO: Ein innovatives Projekt zur Behandlung psychischer Erkrankungen und psychosoziale Bera-
tung

Deutschland fördert über die NRO IPSO innovative Projektkonzepte, die die innerafghanische Versöhnung sowie
die Behandlung psychischer Erkrankungen in einzigartiger Weise verbinden und sich an den Bedürfnissen der
nach mehr als 30 Jahren kriegerischer Auseinandersetzungen tief traumatisierten Gesellschaft orientieren. Dank
IPSO ist die psychosoziale Beratung seit 2009 landesweit fester Bestandteil des staatlichen afghanischen Gesund-
heitswesens. Damit werden erstmals in der afghanischen Geschichte psychische Erkrankungen systematisch be-
handelt. Mit der Ausbildung von weit über einhundert landesweit tätigen psychosozialen Beratern besteht in allen
Landesteilen Afghanistans Zugang zu psychologscher Versorgung.

Über den psychologisch-medizinischen Horizont hinaus fördert IPSO im Rahmen eines Kultur- und Friedenspro-
jekts einen Dialog zwischen Alt und Jung, verschiedenen Ethnien sowie zwischen Männern und Frauen. Dieser
Dialog trägt entscheidend dazu bei, eine positiv besetzte afghanische (kulturelle) Identität mit Vorbildern und
Idealen zu schaffen und das in Afghanistan extreme Spannungsverhältnis zwischen Tradition und Moderne und
damit einhergehende Konflikte aufzulösen. Unzählige Afghanen finden so zu einer Rückbesinnung auf kulturelle
Ausdrucksmöglichkeiten wie Kalligraphie, generationenübergreifende Erzählungen, Poesie oder Musik.
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AuchzumAufbaueinereigenständigenafghanischenLuftaufsichtsbehördehatDeutschlandeinenBeitragge-
leistet.EinefunktionierendeLuftaufsichtsbehördeisteinewichtigeBedingung,umkünftigafghanischenFlugli-
niendenZugangzumeuropäischenLuftraumzuermöglichen.Am9.Oktober2013konntemitdemoffiziellen
StartschusszueinemhochrangigenMentoren-ProgrammeinwichtigerMeilensteinerzieltwerden.Demafgha-

nischenFührungspersonalderLuftaufsichtsbehördemangeltesderzeitnochantechnischemKnow-Howundden
erforderlichenManagementfähigkeiten.ImRahmendesvonDeutschland,derNATOunddenUSAunterstütz-
tenMentoren-ProgrammswirddenwichtigstenafghanischenMitarbeiternderBehördejeweilseinrenommierter
internationalerLuftsicherheitsexperteandieSeitegestellt,umsieberufsbegleitendfürihrezukünftigeAufgabe
zubefähigen.

ImGesundheitsbereichbleibtAfghanistaneinesderrückständigstenLänderweltweit.Ausgehendvoneinem
sehrniedrigenNiveausindindenletztenzehnJahrenjedochenormeFortschrittezuverzeichnen.DieMütters-
terblichkeitsrateistmitgeschätzt500Sterbefällenpro100.000Geburtenzwarimmernochsehrhoch,beträgt
abernureinDrittelderimJahr2002geschätztenMüttersterblichkeitsrate(1.600Sterbefällepro100.000Gebur-
ten).AuchdieKindersterblichkeitsratehatsichindenletztenzehnJahrenmehralshalbiert.25

InNordafghanistanhatdasdeutscheEngagemententscheidendzudiesenVerbesserungenbeigetragen.Sofinan-
ziertdieBundesregierungdenNeubauvoninsgesamtneunKrankenhäusern,darunterdieProvinzkrankenhäuser
inFaisabad,Balkh,TakharundKundus.DasRegionalkrankenhausinMasar-eScharifwurde2012anAfghanis-
tanübergebenundwirdindenBereichenKrankenhausmanagement,medizinischesPersonal,PflegeundGebäu-
detechnikunterstützt.InländlichenGebietenhatDeutschlandzahlreicheGesundheitsstationenundmobile
Gesundheitsteamsaufgebaut.DieBundesregierunghatderafghanischenRegierungzudemfürdieJahre2014-
2017UnterstützungbeiderAusrottungdesPolio-Viruszugesagt.AfghanistangehörtnebenPakistanundNige-
riazudenweltweitdreiverbleibendenLändern,indenenPoliomyelitisendemischist.

25 SosankdieZahlvon165Todesfällenpro1.000Geburtenauf77undvon257aus1000Kindern,dieihrfünftesLebensjahrnichterreichten,
auf97.Quelle:http://www.msh.org/news-events/stories/afghanistan-mortality-survey-reveals-substantial-improvements-in-maternal-health.

IPSO:EininnovativesProjektzurBehandlungpsychischerErkrankungenundpsychosozialeBera-
tung

DeutschlandfördertüberdieNROIPSOinnovativeProjektkonzepte,diedieinnerafghanischeVersöhnungsowie
dieBehandlungpsychischerErkrankungenineinzigartiger WeiseverbindenundsichandenBedürfnissender
nachmehrals30JahrenkriegerischerAuseinandersetzungentieftraumatisiertenGesellschaftorientieren.Dank
IPSOistdiepsychosozialeBeratungseit2009landesweitfesterBestandteildesstaatlichenafghanischenGesund-
heitswesens.DamitwerdenerstmalsinderafghanischenGeschichtepsychischeErkrankungensystematischbe-
handelt.MitderAusbildungvonweitübereinhundertlandesweittätigenpsychosozialenBeraternbestehtinallen
LandesteilenAfghanistansZugangzupsychologscherVersorgung.

Überdenpsychologisch-medizinischenHorizonthinausfördertIPSOimRahmeneinesKultur-undFriedenspro-
jektseinenDialogzwischenAltundJung,verschiedenenEthniensowiezwischenMännernundFrauen.Dieser
Dialogträgtentscheidenddazubei,einepositivbesetzteafghanische(kulturelle)IdentitätmitVorbildernund
IdealenzuschaffenunddasinAfghanistanextremeSpannungsverhältniszwischenTraditionundModerneund
damiteinhergehendeKonflikteaufzulösen.UnzähligeAfghanenfindensozueinerRückbesinnungaufkulturelle
AusdrucksmöglichkeitenwieKalligraphie,generationenübergreifendeErzählungen,PoesieoderMusik.
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Anhang

Anlage

Bewertungsmethodik Sicherheitslage Afghanistan

Eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe hat eine neue qualitative Bewertungsmethode der Sicherheitslage in
Afghanistan entwickelt. Dazu wurden für eine variable Bewertungsmatrix drei Kategorien (Bedrohung, Schutz
und Perzeption der Sicherheitslage) festgelegt. Zusätzlich wurden mehrere nachgeordnete Einflussfaktoren wie
zum Beispiel politischen Institutionen, Sozioökonomie oder externe Einflüsse definiert, die je nach Verfügbar-
keit der Erkenntnisse und Ausprägung der Wirkung auf die Sicherheitslage berücksichtigt werden. Es wurden
fünf Bewertungsstufen definiert.

Kontrollierbare Sicherheitslage: Die Sicherheitslage eines Raumes gilt als kontrollierbar, wenn bestehende Be-
drohungen keine Beeinträchtigung der Bewegungs- und Handlungsfreiheit der afghanischen Bevölkerung, der
afghanischen Regierung und der Vertreter der internationalen Gemeinschaft darstellen. Es ist gegenwärtig keine
Verschlechterung der Sicherheitslage zu erwarten. Die Autorität der afghanischen Verwaltungs- und Regie-
rungsstrukturen ist gegeben.

Überwiegend kontrollierbare Sicherheitslage: Die Sicherheitslage eines Raumes gilt als überwiegend kontrol-
lierbar, wenn bestehende Bedrohungen eine nur geringe Beeinträchtigung der Bewegungs- und Handlungsfrei-
heit der afghanischen Bevölkerung, der afghanischen Regierung und der Vertreter der internationalen Gemein-
schaft darstellen. Dies kann eine räumlich und zeitlich eng begrenzte Verschlechterung der Sicherheitslage ein-
schließen. Die Autorität der afghanischen Verwaltungs- und Regierungsstrukturen steht nicht nachhaltig in Fra-
ge.

Ausreichend kontrollierbare Sicherheitslage: Die Sicherheitslage eines Raumes gilt als ausreichend kontrollier-
bar, wenn bestehende Bedrohungen eine Beeinträchtigung der Bewegungs- und Handlungsfreiheit der afgha-
nischen Bevölkerung, afghanischen Regierung und der Vertreter der internationalen Gemeinschaft darstellen.
Dies kann eine räumlich und zeitlich begrenzte Verschlechterung der Sicherheitslage einschließen. Die Autorität
der afghanischen Verwaltungs- und Regierungsstrukturen wird weiterhin grundsätzlich anerkannt.

Überwiegend nicht kontrollierbare Sicherheitslage: Die Sicherheitslage eines Raumes gilt als überwiegend nicht
kontrollierbar, wenn bestehende Bedrohungen eine erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungs- und Hand-
lungsfreiheit der afghanischen Bevölkerung, der afghanischen Regierung und der Vertreter der internationalen
Gemeinschaft darstellen. Es ist kurzfristig keine Verbesserung der Sicherheitslage zu erwarten. Die Autorität der
afghanischen Verwaltungs- und Regierungsstrukturen steht in Frage.

Nicht kontrollierbare Sicherheitslage: Die Sicherheitslage eines Raumes gilt als nicht kontrollierbar, wenn be-
stehende Bedrohungen die Bewegungs- und Handlungsfreiheit der afghanischen Bevölkerung, der afghanischen
Regierung und der Vertreter der internationalen Gemeinschaft drastisch einschränken oder unterbinden. Es ist
gegenwärtig keine Verbesserung der Sicherheitslage zu erwarten. Die Autorität der afghanischen Verwaltungs-
und Regierungsstrukturen ist de facto nicht gegeben.
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Anhang

Anlage

BewertungsmethodikSicherheitslageAfghanistan

EineressortübergreifendeArbeitsgruppehateineneuequalitativeBewertungsmethodederSicherheitslagein
Afghanistanentwickelt.DazuwurdenfüreinevariableBewertungsmatrixdreiKategorien(Bedrohung,Schutz
undPerzeptionderSicherheitslage)festgelegt.ZusätzlichwurdenmehrerenachgeordneteEinflussfaktorenwie
zumBeispielpolitischenInstitutionen,SozioökonomieoderexterneEinflüssedefiniert,diejenachVerfügbar-
keitderErkenntnisseundAusprägungderWirkungaufdieSicherheitslageberücksichtigtwerden.Eswurden
fünfBewertungsstufendefiniert.

KontrollierbareSicherheitslage:DieSicherheitslageeinesRaumesgiltalskontrollierbar,wennbestehendeBe-
drohungenkeineBeeinträchtigungderBewegungs-undHandlungsfreiheitderafghanischenBevölkerung,der
afghanischenRegierungundderVertreterderinternationalenGemeinschaftdarstellen.Esistgegenwärtigkeine
VerschlechterungderSicherheitslagezuerwarten.DieAutoritätderafghanischenVerwaltungs-undRegie-
rungsstrukturenistgegeben.

ÜberwiegendkontrollierbareSicherheitslage:DieSicherheitslageeinesRaumesgiltalsüberwiegendkontrol-
lierbar,wennbestehendeBedrohungeneinenurgeringeBeeinträchtigungderBewegungs-undHandlungsfrei-
heitderafghanischenBevölkerung,derafghanischenRegierungundderVertreterderinternationalenGemein-
schaftdarstellen.DieskanneineräumlichundzeitlichengbegrenzteVerschlechterungderSicherheitslageein-
schließen.DieAutoritätderafghanischenVerwaltungs-undRegierungsstrukturenstehtnichtnachhaltiginFra-
ge.

AusreichendkontrollierbareSicherheitslage:DieSicherheitslageeinesRaumesgiltalsausreichendkontrollier-
bar,wennbestehendeBedrohungeneineBeeinträchtigungderBewegungs-undHandlungsfreiheitderafgha-
nischenBevölkerung,afghanischenRegierungundderVertreterderinternationalenGemeinschaftdarstellen.
DieskanneineräumlichundzeitlichbegrenzteVerschlechterungderSicherheitslageeinschließen.DieAutorität
derafghanischenVerwaltungs-undRegierungsstrukturenwirdweiterhingrundsätzlichanerkannt.

ÜberwiegendnichtkontrollierbareSicherheitslage:DieSicherheitslageeinesRaumesgiltalsüberwiegendnicht
kontrollierbar,wennbestehendeBedrohungeneineerheblicheBeeinträchtigungderBewegungs-undHand-
lungsfreiheitderafghanischenBevölkerung,derafghanischenRegierungundderVertreterderinternationalen
Gemeinschaftdarstellen.EsistkurzfristigkeineVerbesserungderSicherheitslagezuerwarten.DieAutoritätder
afghanischenVerwaltungs-undRegierungsstrukturenstehtinFrage.

NichtkontrollierbareSicherheitslage:DieSicherheitslageeinesRaumesgiltalsnichtkontrollierbar,wennbe-
stehendeBedrohungendieBewegungs-undHandlungsfreiheitderafghanischenBevölkerung,derafghanischen
RegierungundderVertreterderinternationalenGemeinschaftdrastischeinschränkenoderunterbinden.Esist
gegenwärtigkeineVerbesserungderSicherheitslagezuerwarten.DieAutoritätderafghanischenVerwaltungs-
undRegierungsstrukturenistdefactonichtgegeben.
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Glossar

AA Auswärtiges Amt German Federal Foreign Office

ABP Afghanische Grenzpolizei Afghan Border Police

ACCI Afghanische Industrie- und Handelskammer Afghan Chamber of Commerce
and Industry

AIHRC Unabhängige Menschenrechtskommission
Afghanistans

Afghan Independent Human Rights Commis-
sion

AISA Afghanische Investitionsförderagentur Afghanistan Investment Support Agency

AKND Aga Khan Entwicklungsnetzwerk Aga Khan Development Network

ALP Lokale afghanische Polizei Afghan Local Police

ANA Afghanische Landstreitkräfte Afghan National Army

ANAAF Afghanische Luftstreitkräfte Afghan National Army Air Force

ANCOP Afghanische Bereitschaftspolizei Afghan National Civil Order Police

ANDS Afghanische Nationale Entwicklungsstrategie Afghan National Development Strategy

ANP Afghanische Polizeikräfte Afghan National Police

ANSF Afghanische Sicherheitskräfte Afghan National Security Forces

APPF Afghanische Stationäre Wachschutzkräfte Afghan Public Protection Force

APRP Afghanisches Aussöhnungs- und Re-
integrationsprogramm

Afghanistan Peace and
Reintegration Program

ARTF Treuhandfonds für den Wiederaufbau Af-
ghanistans

Afghanistan Reconstruction
Trust Fund

ASGP Afghanische Politik zur Regierungsführung auf
subnationaler Ebene

Afghan Subnational Governance Policy

AUP Schutz- und Verkehrspolizei Afghan Uniformed Police

AUWSSC Afghanische Gesellschaft für städtische
Wasserver- und Abwasserentsorgung

Afghan Urban Water Supply and
Sewerage Corporation

AWACS Luftgestütztes Warn- und
Überwachungssystem

Airborne Warning and
Control System

BIP Bruttoinlandsprodukt Gross Domestic Product (GDP)

BMI Bundesministerium des Innern German Federal Ministry
of the Interior

BMVg Bundesministerium der Verteidigung German Federal Ministry of Defense

BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung

German Federal Ministry for Economic Co-
operation and Development

BSA Bilaterales Sicherheitsabkommen Bilateral Security Agreement
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AIHRC UnabhängigeMenschenrechtskommission
Afghanistans

AfghanIndependentHumanRightsCommis-
sion

AISA AfghanischeInvestitionsförderagentur AfghanistanInvestmentSupportAgency

AKND AgaKhanEntwicklungsnetzwerk AgaKhanDevelopmentNetwork

ALP LokaleafghanischePolizei AfghanLocalPolice

ANA AfghanischeLandstreitkräfte AfghanNationalArmy

ANAAF AfghanischeLuftstreitkräfte AfghanNationalArmyAirForce

ANCOP AfghanischeBereitschaftspolizei AfghanNationalCivilOrderPolice

ANDS AfghanischeNationaleEntwicklungsstrategie AfghanNationalDevelopmentStrategy

ANP AfghanischePolizeikräfte AfghanNationalPolice

ANSF AfghanischeSicherheitskräfte AfghanNationalSecurityForces

APPF AfghanischeStationäreWachschutzkräfte AfghanPublicProtectionForce

APRP AfghanischesAussöhnungs-undRe-
integrationsprogramm

AfghanistanPeaceand
ReintegrationProgram

ARTF TreuhandfondsfürdenWiederaufbau Af-
ghanistans

AfghanistanReconstruction
TrustFund

ASGP AfghanischePolitikzurRegierungsführungauf
subnationalerEbene

AfghanSubnationalGovernancePolicy

AUP Schutz-undVerkehrspolizei AfghanUniformedPolice

AUWSSC AfghanischeGesellschaftfürstädtische
Wasserver-undAbwasserentsorgung

AfghanUrbanWaterSupplyand
SewerageCorporation

AWACS LuftgestütztesWarn-und
Überwachungssystem

AirborneWarningand
ControlSystem

BIP Bruttoinlandsprodukt GrossDomesticProduct(GDP)

BMI BundesministeriumdesInnern GermanFederalMinistry
oftheInterior

BMVg BundesministeriumderVerteidigung GermanFederalMinistryofDefense

BMZ BundesministeriumfürwirtschaftlicheZu-
sammenarbeitundEntwicklung

GermanFederalMinistryforEconomicCo-
operationandDevelopment

BSA BilateralesSicherheitsabkommen BilateralSecurityAgreement



Drucksache 18/466 – 32 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

noch Glossar

CDC Gemeindeentwicklungsrat Community Development Council

CERP Zivilmilitärisches Programm der US-Armee Commander’s Emergency Response Program

CIB Gremium zur Förderung der strafrechtlichen
Ermittlungstätigkeit

Criminal Investigation Board

CICA Konferenz für Interaktion und Vertrauensbil-
dende Maßnahmen in Asien

Conference on Interaction and Confidence-
Building Measures

C-IED Gegenmaßnahme gegen Sprengfallen Counter-Improvised Explosive Device

CIM Centrum für Internationale Migration German Center for Strategic and International
Studies

CIMIC Zivil-Militärische Zusammenarbeit Civil - Military Co-operation

CIP Schutzprogramm für kritische Infrastruktur Critical Infrastructure Programme

CNPA Afghanische Anti-Drogenpolizei Counter-Narcotics Police of
Afghanistan

COIN ISAF-Strategie der Aufstandsbekämpfung (seit
2009)

Counter-Insurgency

CONOPS Operationskonzept Concept of Operations

DAAD Deutscher Akademischer Austausch Dienst German Academic Exchange Service

DDA Distriktentwicklungsversammlungen District Development Assemblies

DEG Deutsche Investitions- und Entwicklungsge-
sellschaft

DVPA Demokratische Volkspartei Afghanistans People’s Democratic Party
of Afghanistan

EAD Europäischer Auswärtiger Dienst

ECC Wahlbeschwerdekommission Electoral Complaints Commission

ECF Erweiterte Kreditfazilität Extended Credit Facility

ECO Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit

Economic Cooperation Organisation

EITI Initiative zur Offenlegung der Einnahmen aus
der Rohstoffwirtschaft

Extractive Industries Transparency Initiative

EPAA Exportförderagentur Afghanistan Export Promotion Agency of
Afghanistan

EQUIP Programm zur Verbesserung der Qualität von
Bildung

Education Quality Improvement Programme

EUPOL Polizeimission der Europäischen Union in
Afghanistan

European Union Police Mission in Afghani-
stan
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EVAW Gesetz zur Verhinderung von Gewalt
gegen Frauen

[Law for the] Elimination of Violence against
Afghan Women

EZ Entwicklungszusammenarbeit

FATA Stammesgebiete unter Bundesverwaltung Federally Administered Tribal Areas

FDD Programm zur Ausbildung der afghanischen
Polizei in der Fläche

Focused District Development Program

FEFA Stiftung für Freie und Faire Wahlen
Afghanistans

Free and Fair Election Foundation of
Afghanistan

FICCI Verband der indischen Industie- und Handels-
kammern

FMFB Erste Bank für Mikrokredite Afghanistan First Microfinance Bank Afghanistan

GIZ Gesellschaft für internationale Zusammenar-
beit

GPE Globale Partnerschaft für Bildung Global Partnership for Education

GPPT Deutsches Polizeiprojektteam German Police Project Team

HDI Index der Entwicklung von Humanressourcen Human Development Index

HOOAC (afghanische) Anti-Korruptionsbehörde High Office of Oversight for Anti-Corruption

HQ Hauptquartier Headquarter

IARCSC Unabhängige Kommission für die Verwal-
tungsreform und den öffentlichen Dienst

Independent Administrative Reform and Civil
Service Commission

IDLG Unabhängiges Direktorat für Lokale
Regierungsführung (Regierungsbehörde)

Independent Directorate of Local Governance

IEC Unabhängige Wahlkommission Independent Electoral Commission

IECC Unabhängige Beschwerdekommission Independent Electoral Complaints Commissi-
on

IED Sprengfalle Improvised Explosive Device

ILF Internationale Rechtsstiftung International Legal Foundation

IPCB Internationales Polizeikoordinierungsgremium International Police Coordination Board

IPPD Programm für die Entwicklung und Stärkung
der afghanischen Polizei

Institutional and Police Policy Development

IPSO Internationale psychosoziale Organisation International Psycho-social Organisation

ISAF Internationale Sicherheitsunterstützungstruppe
für Afghanistan

International Security Assistance Force Af-
ghanistan

IT Informationstechnologie

IWF Internationaler Währungsfonds International Monetary Fund
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JANIB Gemeinsamer Transitions-Ausschuss Joint Afghan-NATO Inteqal Board

JCMB Gemeinsamer Koordinations- und
Überwachungsausschuss

Joint Coordination and Monitoring Board

JICA Japanische Behörde für internationale Entwick-
lung

Japan International Cooperation Agency

JPC Gemeinsame Friedenskommission Joint Peace Commission

KFOC Gruppe der größten Geber Kabul Friends of Chicago

KMTC Militärische Ausbildungseinrichtung in Kabul Kabul Military Training Center

KMU Kleine und mittelständische Unternehmen

LOTFA Rechtsstaatlichkeitsfonds Afghanistans Law and Order Trust Fund Afghanistan

MCC Chinesisches Staatsunternehmen zur Ausbeu-
tung von Bodenschätzen

China Metallurgical Group
Corporation

MDG Milleniumentwicklungsziele Millennium Development Goals

MPFPR Max-Planck-Stiftung für internationalen Frie-
den und Rechtsstaatlichkeit

MRRD Ministerium für ländlichen Wideraufbau und
Entwicklung

Ministry of Rural Rehabilitation and Devel-
opment

NATO Organisation des Nordatlantikvertrages North Atlantic Treaty Organisation

NDS Afghanischer Geheimdienst National Directorate of Security

NEPS Nord-Östliches Energieversorgungssystem North Eastern Power System

NGO/ NRO Nichtregierungsorganisation Non-Governmental Organisation

NPP Nationale Prioritäts-Programme National Priority Programmes

NRRCP Programm zum Ausbau der Transport- und
Energieinfrastruktur zur Erschließung von
Rohstofflagerstätten

National and Regional Resource Corridor
Program

NRVA Nationale Risiko- und Verwundbarkeitsbeur-
teilung

National Risk and Vulnerability Assessment

NSP Nationales Solidaritätsprogramm National Solidarity Program

NTMA NATO-Trainingsmission in Afghanistan NATO Training Mission Afghanistan

OCB Aufsichts- und Kontrollgremium Oversight and Coordination Board

ODA Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit Official Development Assistance

O(D)K Organisierte (Drogen-) Kriminalität

OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung

Organisation for Economic Co-operation and
Development
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OIC Organisation für islamische Zusammenarbeit Organisation of Islamic Cooperation

OP Beobachtungspunkt Operation Point

OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa

PAT Regionales Beraterteam Provincial Adivsory Team

PATRIP Pakistanisch–Tadschikisches Regionales Integ-
rationsprogramm

Pakistan–Tadjikistan Regional Integration
Programme

PDB Gremium zur Steigerung der Qualität der Poli-
zeiausbildung

Professional Development Board

PDC Provinzentwicklungsräte Provincial Development Council

PEFA Programm für Öffentliche Ausgaben und Fi-
nanzielle Rechenschaftspflicht

Public Expenditure and Financial Accounta-
bility

PRT Regionales Wiederaufbauteam Provincial Reconstruction Team

PTC Polizeitrainingszentrum Police Training Center

RC ISAF-Regionalkommando ISAF Regional Command

RCDF Regionaler Kapazitätsentwicklungsfond Regional Capacity Development Fund

RECCA Konferenz zur regionalen wirtschaftlichen
Kooperation in Afghanistan

Regional Economic Cooperation Conference
in Afghanistan

RFK Regierungsfeindliche Kräfte Anti-Government Forces

RIDF Regionaler Infrastrukturentwicklungsfond Regional Infrastructure Development Fund

RK Regionalkommando Regional Command

RMO Sicherheitszentrale der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit

Risk Management Office

RSM ISAF-Folgeeinsatz Resolute Support Mission

SAARC Süd-Asiatische Vereinigung für regionale Ko-
operation

South Asian Association for Regional Coop-
eration

SAFTA Südasiatisches Freihandelsabkommen South Asian Free Trade Area

SCO Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit Shanghai Cooperation Organization

SCR Hoher Ziviler Repräsentant Senior Civilian Representative

SPA Strategische Planung der ISAF-Folgemission Strategic Planning Assessment

SRZ Sicherheitsrelevante Zwischenfälle Security-Related Incidents

SSC Ständiger Sicherheitsausschuss (des JCMB) Security Standing Committee

TIR Internationaler Straßengütertransport Transport International Routier
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TMAF Tokioter Rahmenwerk gegenseitiger Verpflich-
tungen

Tokyo Mutual Accountability Framework

TTTA Lehrerfortbildungshäuser Technical Teacher Training Academy

TTC Pädagogische Hochschule Teacher Training Center / College

UNAMA Unterstützungsmission der Vereinten Nationen
in Afghanistan

United Nations Assistance Mission in Af-
ghanistan

UNDP Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen in Afghanistan

United Nations Development Program

UNODC Behörde der Vereinten Nationen zur Drogen-
und Verbrechensbekämpfung

United Nations Office on Drugs and Crime

USA Vereinigte Staaten von Amerika United States of America

USAID Behörde der Vereinigten Staaten für internati-
onale Entwicklung

United States Agency for International Devel-
opment

VBM Vertrauensbildende Maßnahme

VN Vereinte Nationen United Nations

VNSR Sicherheitsrat der Vereinten Nationen United Nations Security Council

WFP Welternährungsprogramm World Food Programme

WTO Welthandelsorganisation World Trade Organisation
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